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Gemeinderath. 


Sitzungen des Gemeinderathes. 


Dienstag, den 19. März 1895, 5 Uhr nachmittags. 
Mittwoch, den 20. März 1895, 5 Uhr nachmittags. 
Donnerstag, den 21. März 1895, 5 Uhr nachmittags. 
Freitag, den 22. März 1895, 5 Uhr nachmittags. 


Slenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 12. März 
1895 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Raimund 
Grübl und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert Richter. 


Bürgermeifter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt beſchluſs— 
fähig; ich erkläre die Sitzung für eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Dr. Lerch entſchuldigt fein Ausbleiben 
von den Gemeinderaths-Sitzungen dieſer Woche, Gem.-Rath Noske 
bis zur Wiederherſtellung feiner Geſundheit, ebenſo die Gem. 
Räthe Edlhofer und Dr. v. Billing. 

2. Freiherr v. Springer hat folgende Zuſchrift an mich 
gerichtet (liest): 

„Euer Hochwohlgeboren! 
Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

Mein am 9. Februar 1895 verſtorbener Bruder Hermann 
Baron Springer hat in feinem Teſtamente ddto. Wien, 
25. Juni 1890, meine minderjährige Tochter Marie zur Univerſal— 
erbin eingeſetzt und die Auszahlung verſchiedener Legate angeordnet. 

Unter dieſen Legatsbeſtimmungen finden ſich folgende im 
nachſtehenden wörtlich citierte Verfügungen: 

„Die Max Springer-Stiftung (Verwaltung der Commune 
für alle Confeſſionen, Stiftbrief, 3. December 1885) erhält 


— . —— . —— . — . —— a a u m Te en a, 


25.000 fl. ö. W. Der Herr Bürgermeiſter von Rudolfsheim erhält 


5000 fl. ö. W. zur Vertheilung an wahrhaft Bedürftige dieſer 


Gemeinde. Der jeweilige Bürgermeiſter von Wien erhält 15.000 fl. 


6. W. zur Vertheilung an wahrhaft Bedürftige.“ 

Dieſe obenerwähnten Summen per 25.000 fl., 15.000 fl., 
5000 fl., zuſammen 45.000 fl. 6. W., geſtatte ich mir in meiner 
Eigenſchaft als Vater und geſetzlicher Vertreter der minderjährigen 
Univerſalerbin, ferner als letztwillig eingeſetzter Teſtamentsvoll— 
ſtrecker mit der Bitte zu übermitteln, dieſe Beträge dem oben— 
erwähnten Zwecke gefälligſt zuzuführen und mir dieſelben zu 
quittieren.“ 

Der Betrag wurde bereits in Empfang genommen. 

Dem Spender wird der Dank der Gemeinde aus— 
geſprochen. (Beifall.) | 

3. Der Obmann des Armeninſtitutes des XIV. Gemeinde— 
bezirkes Rudolfsheim theilt mir mit, daſs ihm vom Gem.-Rathe 
Röhrl als Erträgnis des Rudolfsheimer Bürgerballes der Betrag 
von 100 fl. zur Vertheilung an arme Gewerbetreibende des 
XIV. Bezirkes Rudolfsheim übergeben wurde. 

Es wird der Dank ausgeſprochen. 

4. Herr Gem.⸗Rath Frauenberger hat in der letzten 
Sitzung in Betreff der Verwertung des Kehrichts eine Inter— 
pellation an mich gerichtet mit der Frage: „1. Wann kommt endlich 
dieſe ſchon ſo lange verſchleppte Angelegenheit, welche nach 
eigenem Ausſpruche des Herrn Bürgermeiſters ſchon ſeit Wochen 
fertig ſtudiert iſt, im Plenum des Gemeinderathes zur Verhand— 
lung?“ Ich mußs zunächſt in Abrede ſtellen, dass dieſe Angelegenheit 
verſchleppt wurde; fie wurde im Plenum deswegen noch nicht zur 
Verhandlung gebracht, weil der Gegenſtand noch nicht ſpruchreif 
iſt. Auf Grund der gepflogenen Erhebungen ſind wir mit den 
Offerenten, das iſt die Gruppe der Gemeinden Orth und Groß— 
Enzersdorf, in Verhandlung getreten und hat dieſe Gemeinde— 
geuppe verlangt, in Enzersdorf ſelbſt eine Abladeſtation zu errichten, 
beziehungsweiſe errichten zu laſſen. Wir haben vorausgeſetzt, dafs 
dieſe Gemeinden mit der Dampftramway zuſammen Schritte beim 
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Handelsminiſterium wegen Errichtung dieſer Anlage machen. Wir 
haben vereinbart, daſs wir vom Reſultate dieſer Schritte ver— 
ſtändigt werden. Erſt wenn dieſe Angelegenheit durch die be— 
treffende Behörde erledigt iſt, wird es möglich ſein, dem Gemeinde— 
rathe präciſe Anträge zu ſtellen. Bis dahin lässt ſich nach ver- 
ſchiedenen Richtungen ein präciſer Antrag nicht ſtellen, weil wir 
nicht wiſſen, wie dieſe Station dort ausſehen wird, was für 
Koſten auflaufen und wie ſchließlich der Eiſenbahntarif fixiert 
werden wird. 

Gleichzeitig werden hier in Wien Proben angeſtellt werden 
mit verſchiedenen Wagen, welche zur Beſtellung gelangen. Das 
wird noch einige Wochen in Anſpruch nehmen, dann wird man 
über das Reſultat der Proben berichten können. 

„2. Wäre der Herr Bürgermeiſter nicht geneigt, für dieſes 
ſowohl in finanzieller wie in ſanitärer Beziehung höchſt wichtige 
Referat in den erſten Tagen der nächſten Woche eine eigene 
Sitzung des Gemeinderathes anzuberaumen?“ 

Aus den angeführten Gründen iſt das nicht möglich. 

„3. Wäre der Herr Bürgermeiſter nicht geneigt, den geſtrigen 
Stadtraths⸗Beſchluſs in dieſer Angelegenheit ſo lange zu ſiſtieren, 
bis der Gemeinderath in der Hauptfrage einen Beſchlußs gefaſst 
haben wird?“ 

Zu einem ſolchen Vorgehen habe ich keinen Anlaſs, weil der 
gefaſste Beſchluſs vollkommen entſprechend iſt. 

Ich bitte um Mittheilung des Einlaufes. 

Schriftführer Gem. ⸗Nath Dehm (liest): 

5. Interpellation des Gem.-RNathes Wimberger: 


Das große, mindeſtens 50.000 m? umfaſſende, von der Kaiſerſtraße, der 
Mariahilferſtraße, dem Neubaugürtel und der erſt noch durchzuführenden Ver— 
längerung der Felberſtraße flankierte Grundſtück bildete ſchon vor vielen Jahren 
ein Verkehrshindernis, und beſtand thatſächlich ſtets der Plan, mehrere Straßen— 
züge durch dieſes Areale zu führen. 

Die Gemeinde Fünfhaus hat auch in fortwährender Würdigung der 
diesfalls beſtandenen triſten Verhältniſſe einen ihr zugehörigen Theil dieſes 
Grundſtückes trotz eines ſehr günſtigen Kaufanbotes von 10.000 fl. nie ab⸗ 
gegeben, ſondern für Straßenzwecke reſerviert, und hat endlich gelegentlich der 
Vereinigung auch dieſes ihr Eigenthum in den Beſitz der Commune Wien 
übergeben, 


Die geplanten Straßenzüge ſind nun bis auf einen aufgegeben worden, | 


und auch bezüglich der einzigen, als Project noch aufrecht ſtehenden Straßen— 
durchführung iſt allgemein die Annahme verbreitet, dafs ſeitens des Stadtbau⸗ 
amtes gleichfalls an dieſe Durchführung keineswegs gedacht wird, welche An— 
nahme dadurch erhärtet erſcheint, weil das erwähnte frühere Eigenthum der 
Gemeinde Fünfhaus und ſpäteres Eigenthum der Gemeinde Wien nunmehr 
von Privatintereffenten eingeplankt erſcheint und von denſelben förmlich als 
Eigenthum betrachtet zu werden ſcheint, trotzdem von einer käuflichen Überlaſſung 
dieſes Grundſtückes nichts bekannt geworden iſt. 

Schließlich ſei noch erwähnt, dafs überall getrachtet wird, Sackgaſſen zu 
eröffnen, im vorliegenden Falle wurde ſogar ein Haus um 40.000 fl. angekauft, 
um die Felberſtraße zu eröffnen, dagegen, und mit welcher Berechtigung, ſoll 
dann die Kenyongaſſe, wo doch der Grund Eigenthum der Commune Wien 
iſt, weiter eine Sackgaſſe bleiben? 


Ich bitte den verehrten Herrn Bürgermeiſter um eingehende 
Aufklärung, um dann diesfalls auch entſprechende Anträge ſtellen 


zu können. 

Würgermeiſter: Ich werde über den Gegenſtand Erhebungen 
pflegen und ſohin dieſe Interpellation beantworten. 

Schriftführer Gem.-Nath Dehm (liest): 

6. Anfrage des Gem.-Nathes Nauſcher: 

Abgeſehen von dem Umſtande, daßs durch die liberalen Tagesblätter ſchon 
zu wiederholtenmalen unrichtige Nachrichten bezüglich der kommenden Wahlen 
verbreitet worden ſind, iſt in den letzten Tagen dem Herrn Bezirksvorſteher 
von Hernals die amtliche Verſtändigung zugekommen, dafs auläſslich der bevor— 
ſtehenden Gemeinderathswahlen aus dem II. Wahlkörper auch die Ergänzungs— 
wahlen für den Bezirksausſchuſs aus allen Wahlkörpern, alſo auch aus dem 
I. und III. Wahlkörper, vorzunehmen ſeien. Nach dem klaren Wortlaute des 
§ 36, Alinea b des Geſetzes vom 19. December 1890, L.-G.-Bl. Nr. 45, 


betreffend die Vereinigung mehrerer Gemeinden und Gemeindetheile mit Wien, 
find Ergänzungswahlen für den Bezirksausſchuſs nur dann vorzunehmen, ſo— 
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bald die Zahl der vacanten Stellen mindeſteus fünf beträgt. Außerdem erſcheint 
im Hauptvoranſchlage pro 1895 in Gruppe I, Rubrik II, Poſt 2 die Summe 
von 2390 fl. au Wahlauslagen für den Bezirksausſchuſs im XIV. Bezirke, 
dann eventuell auch im I., IV. oder V. Bezirke budgetiert. 

Ich erlaube mir demnach an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage 
zu ſtellen: 


1. Werden Ergänzungswahlen für den Bezirksausſchuſs im 
XVII. Bezirke, in Hernals, vorgenommen oder nicht? 

2. Welche Gründe ſind im bejahenden Falle maßgebend, um 
den diesbezüglichen Geſetzesbeſtimmungen entgegen zu handeln? 

Vürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf folgendes zu 
erwidern: § 36 des Gemeindeſtatutes ſchreibt vor, dafs die während 
der Functionsperiode erledigten Bezirksausſchußsſtellen, ſobald ihre 


Anzahl mindeſtens fünf erreicht, durch Ergänzungswahlen erſetzt 


werden; eine Beſtimmung, dafs die Ergänzungswahlen nur dann 
vorzunehmen ſeien, wenn die Zahl der vacanten Stellen mindeſtens 
fünf beträgt, alſo ein Verbot, die Ergänzungswahlen bei einer 
geringeren Anzahl von Vacanzen auszuſchreiben, kommt im Geſetze 
nicht vor. Ein geſetzliches Hindernis, die Ergänzungswahlen für 
die erledigten Bezirksausſchufsſtellen gleichzeitig mit den bevor— 
ſtehenden Neu- und Erſatzwahlen für den Gemeinderath vorzu— 
nehmen, würde mithin nicht vorliegen. Wünſchenswert wäre die 
Completierung der Bezirksausſchüſſe aus dem Grunde, weil die 
längere Nichtbeſetzung der erledigten Stellen eine Erſchwerung und 
Störung der Geſchäftsführung der Bezirksausſchüſſe herbeizuführen 
geeignet iſt. 

Es wurde jedoch die Abſicht, die Ergänzungswahlen für die 
Bezirksausſchüſſe ſchon jetzt vorzunehmen, wegen der Kürze der 
noch zur Verfügung ſtehenden Zeit fallen gelaſſen; nur im X. Be- 
zirke, wo fünf Mandate bereits erledigt ſind und daher die Er— 
gänzungswahlen unter allen Umſtänden vorzunehmen ſind, werden 
dieſe gleichzeitig mit den bevorſtehenden Gemeinderathswahlen 
ſtattfinden. 

Es finden daher in ſämmtlichen Bezirken Gemeinderaths— 
wahlen und nur im X. Bezirke auch die Ergänzungswahl für den 
Bezirksausſchußs ſtatt. 

Ich bitte, dies zur Kenntnis zu nehmen. 

Schriftführer Hem.⸗Rath Dehm (liest): 

7. Antrag des Gem. RNalhes Herold und Genoſſen: 

Es wird vielfach Klage geführt, dajs die Wagen der Wiener Tramway— 
Geſellſchaft zum Unterſchiede von der Neuen Wiener Tramwah-Geſellſchaft ſehr 
unregelmäßig verkehren. 

Hiedurch wird nicht nur der Verkehr geſtört, ſondern auch das Publicum 
ſehr beeinträchtigt. 

Solange jedoch keine genau feſtgeſetzte Fahrorduung ausgegeben wird, 
iſt eine Controle der Fahrten unmöglich, und es iſt ſchwer, die Wiener 
Tramway⸗-⸗Geſellſchaft zur Rechenſchaft zu ziehen. 

So wie für die Eiſenbahn, ſo iſt auch für die Neue Wiener Tramway— 
Geſellſchaft eine Fahrordnung feſtgeſetzt, in welcher nicht bloß für die Ausgangs— 
und Endſtationeu, ſondern für jede Zwiſchenſtation Abgangs- und Ankunfts- 
zeiten verzeichnet ſind, und dieſe werden auch mit großer Genauigkeit ein— 
gehalten. 

Was bei der Neuen Wiener Tramway-Geſellſchaft möglich iſt, muss 


auch bei der alten durchführbar ſein, und da dieſe Einrichtung nicht bloß zur 
Controle dient, ſondern für das Publicum von Vortheil iſt, beantragen wir: 


Der Gemeinderath beſchließe: 

1. Der Stadtrath hat bei Feſtſetzung der nächſten Sommer— 
Fahrordnung dahin zu wirken, dafs eine genaue Fahrteintheilung, in 
welcher nebſt Anfangs- und Endſtationen auch alle Zwiſchenſtationen 
und insbeſondere die Linienkreuzungen berückſichtigt find, verfasst 
werde; 

2. dass dieſe Fahrteintheilung in allen Kopfſtationen, in allen 
Abzweigungen von der Ringlinie, bei allen Ringkreuzungen, in 
allen Wartehäuſern und in allen Waggons deutlich, ſichtbar 
affichiert werde; 
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3. dass eine Controle der Einhaltung der Fahrordnung ein- 
geführt, jede Nichteinhaltung aber nach dem Vertrage ſtrenge be— 
ſtraft werde. 

Bürgermeiſter: 
handlung zugeführt. 

8. Schriftführer Gem.-Rath Dehm: Eine Zuſchrift des 
hohen Handelsminiſteriums an den Herrn Bürgermeiſter, betreffend 
die Ausgeſtaltung des Lagerhauſes der Stadt Wien (liest): 

Nr. 8549. 


Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be— 


An Seine 
des Herrn Bürgermeiſters der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
Raimund Grübl 
Hochwohlgeboren. 
Mit Schreiben vom 21. Juli 1894, Z. 1390, haben Euer Hochwohl— 
geboren mir die Abſicht mitgetheilt, an den Gemeinderath mit Vorſchlägen auf 


Erweiterung und Ausgeſtaltung des Wiener ſtädtiſchen Lagerhauſes am Donau— 
durchſtiche in einem den gegenwärtigen Verkehrsverhältniſſen entſprechenden 


ſetzung heranzutreten, dass ſeitens der Regierung der Gemeinde Wien auf die 
Dauer von 50 bis 60 Jahren Begünſtigungen zugewendet würden, welche im 
Vereine mit den Ergebniſſen des Lagerhausbetriebes die Tilgung und müßige 
Verzinſung des auf die geplanten Inveſtitionen zu verwendenden Anlage— 
capitales gewärtigen laſſen. 

i Gleichzeitig haben Eure Hochwohlgeboren als ſolche Begünſtigungen be- 
zeichnet: 

1. Auflaſſung des Pachtzinſes für die Maſchinenhalle per 4000 fl. und 
Verlängerung des mit 31. December 1895 ablaufenden Pachtvertrages über 
dieſes Gebäude; 

2. Auflaſſung des Pachtzinſes für die Donau-Regulierungsgründe per 
6000 fl. und Verlängerung des bezüglichen, mit 1. März 1904 ablaufenden 
Pachtvertrages; 


2800 fl. 
4. Auflaſſung der Koſten für die Expoſitur der k. k. Staatsbahnen im 
Lagerhauſe per 5000 fl.; 


5. Gleichſtellung der Frachtſätze für Wagenladungsſendungen von und nach 


Wien —ſtädt. Lagerhaus mit jenen von und nach Wien — Nord-, Nordweſt- und 
Staatsbahnhof, ſowie entſprechende Ermäßigung dieſer Frachtſätze im Verkehre 
von und nach Wien — Süd- und Weſtbahnhof, unter ausſchließlicher Geltung 
dieſer tarifariſchen Begünſtigung für das ſtädtiſche Lagerhaus, ſowie für jedes 
andere Unternehmen, welches Neuanlagen für Lagerhaus- und Umſchlagszwecke 
in Wien um den Betrag von mindeſtens einer Million Gulden errichtet; 

6. Stempel- und Gebürenfreiheit für ein etwa aufzunehmendes beſonderes 
Lagerhausanlehen; | 

7. Befreiung von der Hauszins⸗, Erwerb- und Einkommenſteuer. 

Mit der Bezeichnung dieſer Begünſtigungen haben Eure Hochwohl— 
geboren ſchließlich die Anfrage verbunden, ob ſeitens der Regierung die grund 
ſätzliche Geneigtheit beſtehe, dieſelben der Gemeinde Wien zuzuwenden. 

In Erwiderung dieſes Schreibens kann ich zunächſt nur der beſonderen 
Befriedigung und Anerkennung darüber Ausdruck geben, daſs Eure Hochwohl— 
geboren in Würdigung der hervorragenden Bedentung des Donauumſchlags— 
verkehres für die Reichshauptſtadt und in dem Beſtreben der Stadt Wien die 
nicht ohne Anſtrengung errungene Stellung als Stapelplatz für Getreide und 
ſonſtige den Waſſerweg aufſuchende Maſſengüter zu erhalten, neuerlich die Auf— 
wendung beträchtlicher Mittel zur Ausgeſtaltung und Entwicklung dieſes Um- 
ſchlagsverkehres ins Auge faſſen. 

Bezüglich der erwähnten Begünſtigungen bin ich auf Grund des mit dem 
l. k. Finanzminiſterium und der Donauregulierungs-Commiſſion gepflogenen 
Emvernehmens, ſowie nach Abſchluſs der mit den betheiligten Bahnverwal— 
tungen gepflogenen Verhandlungen in der Lage, Euer Hochwohlgeboren folgendes 
mitzutheilen: " 

Was zunächſt die für Lagerhauszwecke verwendete ehemalige Mafchinen- 
halle betrifft, ſo bin ich einvernehmlich mit dem Finanzminiſterium gerne bereit, 
in Berückſichtigung der in Frage ſtehenden öffentlichen Intereſſen für die Zeit, 
für welche der Fortbeſtand dieſes Gebäudes auf Grund der Allerhöchſten Eut— 
ſchließung vom 10. Auguſt 1885 dermalen genehmigt iſt, d. i. bis 31. December 
1895 unter der Vorausſetzung der Aufrechthaltung der ſonſtigen Pachtbedingungen, 
den derzeit 4000 fl. betragenden Pachtſchilling auf einen Recognitionszins von 
100 fl. jährlich herabzumindern. (Beifall.) Auch beabſichtige ich noch im Laufe 
des Jahres 1895 die Allerhöchſte Genehmigung zum Fortbeſtande dieſes Ge— 
bäudes zunächſt auf weitere zehn Jahre zu erbitten. Im Falle der Allerhöchſten 
Genehmigung dieſes Antrages wird das in Rede ſtehende Gebäude für dieſe 
Zeit für Lagerhauszwecke der Gemeinde gegen einen Recognitionszins von 
100 fl. jährlich überlaſſen werden. (Beifall.) 

Dieſer Vorgang wird aller Vorausſicht nach, ſolange der Bauzuſtand des 
Gebäudes ein befriedigender iſt und dasſelbe für Lagerhauszwecke benöthigt 
wird, auch nach Ablauf der nächſten zehn Jahre u. ſ. f. erneuert werden. 

Ebenſo iſt die Donauregulierungs-Commiſſion principiell geneigt, der 
Gemeinde Wien die ſämmtlichen in dem Pachtvertrage vom 29. Auguſt und 
5. Auguſt 1879 verpachteten Grundſtücke, d. i. a) Landungsplatz, b) von der 
Verbindungsbahn bedeckte Fläche, c) Theil des Lagerhaus-Etabliſſements unter 


8. Auflaſſung der Koſten für die Zollamts⸗Expoſitur im Lagerhauſe per | legten Intentionen bezüglich der Erweiterung und Ausrüſtung des ſtädtiſchen 


Lagerhauſes kann wohl angenommen werden, dafs alle dieſe Vorbehalte ohne⸗ 
dies zutreffen und in denfelben daher kein Hindernis für die Durchführung 
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der Bedingung unentgeltlich ins Eigenthum zu überlaſſen, daſs die Gemeinde 
Wien unverzüglich der genannten Commiſſion die Möglichkeit der Verwertung der 
bisher durch den proviſoriſchen Beſtand der Lagerhausaulage unverbaubaren 
Gruppen XVI AB C, XXVII A B, XXVIII C und XXIX C durch Beſtimmung 
der Baulinien und Ertheilung der Parcellierungsbewilligung hiefür ſichere. 

Dem Wunſche auf gänzliche Auflaſſung des bisherigen Zehrgelderpauſchales 
ſür die Zollorgaue der hauptzollämtlichen Expoſitur im ſtädtiſchen Lagerhauſe 
iſt das Finanzminiſterium im Hinblicke auf die Beſtimmung des Schluſßsabſatzes 
des § 5 des Lagerhausgeſetzes vom 28. April 1889, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 64, zwar 
nicht in der Lage zu willfahren, erklärt ſich aber bereit, um der Gemeinde auch 
in dieſer Hinſicht ein Entgegenkommen zu erweiſen, die Höhe des bisherigen 
Pauſchalbetrages auf 800 fl. zu ermäßigen. 

Die Auflaſſung der Koſten für die Expoſitur der k. k. Staatsbahnen im 
Lagerhauſe und die bahntarifariſchen Begünſtigungen betreffend, haben ſich über 
meine Intervention die betheiligten Bahnverwaltungen, und zwar die k. k. Staats- 
bahuen, die k. k. priv. Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn, die k. k. priv. öſterr. 
Nordweſtbahn, die k. k. priv. Südbahn-Geſellſchaft und die priv. öſterr.⸗ungar. 
Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft zu den aus der an verwahrten Beilage erſichtlichen 
Zugeſtändniſſen bereit erklärt. An dieſe Zugeſtändniſſe haben unter Hinweis 
auf die namhaften dadurch den Eiſenbahnen auferlegten Opfer die k. k. priv. 


öſterr. Nordweſtbahn und die priv. öſterr.-ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft 
b die Vorausſetzung geknüpft, dafs ſeitens der Gemeinde Wien zum mindeſten 
Umfange und um einen Koſtenaufwand von 1.400.000 fl. unter der Voraus⸗ 


eine Vergrößerung der Lagerräume des ſtädtiſchen Lagerhauſes für bahnſeits 
anlangende Güter um eirca 20 bis 25 Percent gegenüber dem jetzigen Ge— 
ſammtlagerraume in Ausſicht genommen werde. 


Die k. k. priv. Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn ſtellt als Bedingung, unter 
welcher dieſelbe zur Einräumung der mehrerwähnten Zugeſtändniſſe bereit iſt, 
die Durchführung jener Erweiterungen und Verbeſſerungen, welche die ſtädtiſche 
Lagerhausverwaltung ſelbſt als nothwendig bezeichnet hat, und welche in dem 
eingangs bezogenen Schreiben Eurer Hochwohlgeboren unter A 1, B 2 und 3 
erwähnt erſcheinen. Feruer macht dieſelbe ihre Zuſtimmung von der Voraus⸗ 
ſetzung abhängig, daßs die ebenfalls in dieſem Schreiben angeführte Hebung 
des Fußbodens der zwei beſtehenden Magazine an der Donau, um denſelben 
gegen Überſchwemmungen zu ſichern, ſowie die Errichtung einer Verſteigerungs— 
halle zur Ausführung gelange. 

Mit Rückſicht auf die in dem Schreiben Eurer Hochwohlgeboren darge— 


der von der Gemeinde geplanten Action zu erblicken iſt. 

Dagegen kann die weiters angeregte Ausſchließlichkeit der Zugeſtehung 
der erbetenen tarifariſchen Begünſtigungen unter den von Euer Hochwohlgeboren 
ausgeſprochenen Vorausſetzungen im Hinblicke auf die beſtehenden Vorſchriften 
nicht zugeſichert werden. 

Die Befreiung von der Stempel- und Gebürenfreiheit für ein von der 
Gemeinde Wien etwa aufzunehmendes Lagerhaus-Anlehen, beziehungsweiſe die 
Einbringung der diesbezüglich erforderlichen Geſetzesvorlage vermag das Finanz⸗ 
miniſterium nicht in Ausſicht zu nehmen, da es ſich im vorliegenden Falle 
lediglich um die Capitalsbeſchaffung im Zwecke der Erweiterung eines bereits 
beſtehenden allerdings im öffentlichen Intereſſe gelegenen, aber immerhin für 
den Unternehmer wenigſtens inſofern gewinnbringenden Handelsunternehmens 
handelt, als dasſelbe die verhältnismäßig raſche Amortiſation des Aulage— 
capitales geſtattet; auch dieſem Anlehen die völlige Gebürenbefreiung zuzu— 
erkennen, würde ſohin der ſeit Jahrzehnten feſtgehaltenen Übung zuwiderlaufen 
und ein Präjudiz für künftige ähnliche Fälle ſchaffen. 

Das Finanzminiſterium iſt jedoch gerne bereit, die Anwendung der Be⸗ 
ſtimmungen des Artikels IV lit. e des Geſetzes vom 10. Juli 1865, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 55, auf die Coupons der zu emittierenden Theilſchuldverſchreibungen eines 
ſolchen Anlehens zuzugeſtehen. 

Die Erwirkung der Befreiung des ſtädtiſchen Lagerhauſes von der Haus⸗ 
zins⸗, Erwerbs- und Einkommenſteuer vermag dagegen das Finanzminiſterium 
nicht in Ausſicht zu nehmen, zumal nicht einmal dem Trieſter Lagerhaus 
unternehmen anläfglich feiner Verſtaatlichung die Einkommenſteuerfreiheit ein— 
geräumt wurde, und die Einleitung einer legislativen Action zu Gunſten der 
Steuerbefreiung des Wiener Lagerhauſes eiuerſeits ſchon wegen der verhältnis— 
mäßigen Geringfügigkeit der hier in Betracht kommenden Beträge — im Jahre 
1893 wurde an Gebändeftener ſammt Landesumlagen ein Betrag von 129 fl. 
33 kr. an Erwerb- und Einkommenſteuer ein Betrag von 2781 fl. 63 kr. in 
ord. gezahlt — andererſeits aber auch im Hinblicke auf die unmittelbar bevor— 
ſtehende Reform der directen Perſonalſteuern nicht thunlich erſcheine. 

Wenn nun auch nach dem vorſtehenden nicht alle jene Begünſtigungen 
n vollem Umfange gewährt werden können, auf welche ſeitens der Gemeinde 
Wien reflectiert wird, ſo werden Eure Hochwohlgeboren gleichwohl aus dieſen 
Ausführungen die Überzeugung gewonnen haben, daj3 die Staatsverwaltung 
wie die Donauregulierungs-Commiſſion und die betheiligten Eiſenbahuverwal— 
tungen bereit ſind, die ſo dankenswerten Beſtrebungen in Bezug auf die 
Hebung des Wiener Donauumſchlagsverkehres in jeder nur irgendwie thunlichen 
Weiſe zu fördern und Zugeftändniffe ſolcher Art zu gewähren, welche in ihrer 
Geſammtheit geeignet erſcheinen, die Durchführung der geplanten Abſicht weſent— 
lich zu erleichtern. 

Ich darf mich daher wohl verſichert halten, daſßs auch die Gemeinde 
Wien im Hinblicke auf das hiedurch bethätigte Entgegenkommen nicht verab⸗ 
ſäumen wird, ihrerſeits ebenfalls zur Ausgeſtaltung dieſes, jo zahlreiche Lebens— 
bedingungen der Reichshauptſtadt tangierenden Umſchlagsverkehres beizutragen 
und zu dieſem Behufe die Erweiterung und Ausrüſtung des ſtädtiſchen Lager⸗ 
hauſes am Wiener Donaudurchſtiche demnächſt thatſächlich in Angriff zu nehmen. 
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Indem ich Eure Hochwohlgeboren erſuche, mir über die diesbezügliche 
Schluſsfaſſung der Wiener Gemeindevertretung feinerzeit Mittheilung machen 
zu wollen, verbinde ich im Intereſſe der einheitlichen Entwicklung des mehr— 
erwähnten Umſchlagsverkehres damit die Einladung, mir auch von den Detail- 
e für die beabſichtigte Erweiterungs⸗ und Ausrüſtungsanlage Kenntnis 
zu geben. 

g Empfangen Euer Hochwohlgeboren die Verſicherung meiner vorzüglichen 
Hochachtung. 

Wien, am 28. Februar 1895. 

Der k. k. Handelsminiſter: 


(Beifall.) Wurmbrand. 


(Beilage zur Zuſchrift des k. k. Handelsminiſters ddto. 
28. Februar 1895, Nr. 8549, die Zugeſtändniſſe der Eiſenbahnen 


enthaltend.) 


1. Gleichſtellung der Tarife für Güter des Specialtarifes 1 im Verkehre 
mit Wien⸗Lagerhaus mit jenen der betreffenden Wiener Bahnhöfe. 

Die Tarife für Güter des Specialtarifes 1 in completen Wagenladungen 
von Wien⸗Lagerhaus nach Stationen der ehemaligen Kaiſer Frauz Joſefs-Bahn, 
Oſterreichiſchen Nordweſtbahn und Süd⸗norddeutſchen Verbindungsbahn, Kaiſer 
Ferdinands⸗Nordbahn (in der Richtung gegen Lundenburg) und Staatseiſenbahn— 
Geſellſchaft (in der Richtung gegen Brünn) werden mit den Frachtſätzen von 
den Wiener Bahnhöfen der vorgenannten Eiſenbahnen nach den gleichen 
Empfangsſtationen in der Weiſe gleichgehalten werden, dafs dicfe Gleichſtellung 
entweder im Tarifwege erfolgt oder dajs jene Eiſenbahn, für deren Linien die 
Tarife ab Wien⸗Lagerhaus höher ſind als jene ab ihrem Wiener Bahnhofe, 
unter Aufrechthaltung der höheren Tarife ab Wien⸗Lagerhaus für die von dort 
nach ihren vorerwähnten Linien und tranſit derſelben factiſch beförderten derlei 
Sendungen dem Communal-Lagerhauſe der Stadt Wien die Differenz zwiſchen 
dem Tarife ab Wien⸗Lagerhaus und dem Tarife ab dem betreffenden Wiener 
Bahnhofe zu eigenen Laſten, reſpective zu Laſten der betreffenden Gemeinſchaft 
ab Wien gegen Vorlage der Frachtbrief-Duplicate ab Wien⸗Lagerhaus re— 
ſtituiert. 

Das gleiche Zugeſtändnis wird auch für die obgenannten Sendungen 
von den vorangeführten Eiſenbahnen und Verkehrsrichtungen nach Wien— 
Lagerhaus entweder im Tarifwege oder im Rückvergütungswege gegen Vorlage 
der Original-Frachtbriefe Geltung haben. 

In beiden Fällen wird das Zugeſtändnis im Rückvergütungswege jedoch 
nur dann Anwendung finden, wenn für die betreffenden Sendungen die Re— 
erpeditionsbeglinftigung nicht in Anſpruch genommen wird. 

2. Tarif⸗Ermäßigung für Güter des Specialtarifes 1 im Verkehre 
zwiſchen Wien⸗Lagerhaus und Wien⸗Südbahn tranſit. 

Der Frachtſatz für Güter des Specialtarifes 1 in completen Wagen— 
ladungen zwiſchen Wien⸗Lagerhaus und Wien⸗Südbahn tranſit wird von 6 fr. 
auf 4 kr. per 100 kg herabgeſetzt werden. 

3. Tarif⸗Ermäßigung für Güter des Specialtarifes 1 im Verkehre 
zwischen Wien⸗Lagerhaus und Penzing tranſit. 


Der Frachtſatz für Güter des Specialtarifes 1 in completen Wagen- 


ladungen zwiſchen Wien⸗Lagerhaus und Penzing wird von 85 kr. auf 65 kr. 


herabgeſetzt werden. 

4. Auflaſſung der Reexpeditionsgebür für Güter des Specialtarifes 1. 

Für im Communal⸗Lagerhauſe der Stadt Wien per Eiſenbahn an— 
gekommene und reexpedierte Sendungen der Poſ. 1 wird in jenen Relationen, 
in welchen die Reexpeditionsbegünſtigung beſteht, außer dem directen Fracht⸗ 
ſatze von der urſprünglichen Verſandtſtation nach der definitiven Beſtimmungs— 
ſtation nur noch die den k. k. öſterreichiſchen Staatsbahnen für die Zufuhr 
zum Lagerhauſe zukommende Gebür in Anrechnung gebracht werden. 

So wird zum Beiſpiel für eine Sendung von Budapeſt nach Wien— 
Lagerhaus bei Reexpedition nach Brüfan— Brünnlitz der Frachtſatz Budapeſt — 
Brüſau— Brünnlitz plus 1 kr. per 100 kg zu Gunſten der k. k. öſterreichiſchen 
Staatsbahnen berechnet werden. 

5. Begünſtigung für Güter des Specialtarifes 1 im Verkehre von Ungarn, 
beziehungsweiſe von den Strecken Marchegg — Stadlau und Hainburg Bruck 
a. d. L— Simmering, ſowie Marchegg —Gänſerndorf nach Wien⸗Lagerhaus. 

Für Güter des Specialtarifes 1 von ungariſchen Stationen via Marchegg 
oder Bruck a. d. L., ſowie von den Stationen der Strecken Marchegg —Stadlan 
und Hainburg Bruck a. d. L.— Simmering nach Wien⸗Lagerhaus wird die 
k. k. priv. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft, inſolange fie außer ihren Antheilen bis 
Wien für die Beförderung von Wien (St.⸗E.⸗G.) tranſit nach dem Donan- 
quaibahnhofe tranfit 1 kr. per 100 kg erhält, dieſen 1 kr. per 100 kg gegen 
Vorlage der Original-Frachtbriefe reſtituieren, wenn für die betreffenden 
Sendungen das Reexpeditionsverfahren nicht in Anſpruch genommen wird. 
Eventuell wird dieſes Zugeſtändnis im Tarifwege durchgeführt werden. 

Dieſelbe Begünſtigung wird auch ſeitens der k. k. priv. Kaiſer Ferdinands⸗ 
Nordbahn unter der gleichen Vorausſetzung für jene Sendungen eingeräumt 
werden, welche in Wien⸗Lagerhaus aus Ungarn via Marchegg —Gänſerndorf 
anlangen oder von der Strecke Marchegg —Gänſerndorf provenieren. 

6. Pauſchale für die Beſorgung des Dienſtes im Communal⸗Lagerhauſe 
der Stadt Wien. 

Die gegenwärtig von dem Communal-Lagerhauſe der Stadt Wien an 
die k. k. öſterreichiſchen Staatsbahnen für die Beſorgung des Dienſtes in Wien— 
Lagerhaus zu leiſtende Entſchädigung wird von den in Wien einmündenden 
Eiſenbahnen übernommen werden. 

7. Tarif⸗Ermäßigung für die Artikel Fette, Ole, Spiritus, Wein und 
Schafwolle. | 
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Für die Artikel Fette, Ole, Spiritus und Wein in completen Wagen⸗ 
ladungen, ſowie für Schafwolle bei Frachtzahlung für mindeſtens 5 t per 
Frachtbrief und Wagen werden die Frachtſätze von den Wiener Bahnhöfen 
tranſit nach Wien⸗Lagerhaus oder vice versa um je 2 kr. per 100 kg er- 
mäßigt werden. 

Die Ermäßigung iſt pro rata der Antheile aus den beſtehenden Fracht⸗ 
ſätzen aufzutheilen. 

Sollte für die vorerwähuten Artikel in einzelnen Verkehrsrelationen die 
Reexpeditionsbegünſtigung zugeſtanden werden, fo wird bei Inanſpruchnahme 
dieſer Reexpeditionsbegünſtigung außer dem directen Frachtſatze von der 
urſprünglichen Verſandtſtation bis zur definitiven Beſtimmungsſtation und den 
wie vorſtehend ermäßigten Frachtſätzen für die Zufuhr von den Wiener Bahn— 
höfen tranfit nach Wien⸗Lagerhaus, ſowie für die Abfuhr von Wien-Lagerhaus 
nach dem betreffenden Wiener Bahnhofe tranſit eine beſondere Reexpeditions— 
gebür nicht in Anrechnung gebracht werden. 


Würgermeiſter: Durch dieſe Erledigung des hohen Handels- 
miniſteriums iſt im großen und ganzen ſämmtlichen Wünſchen, 
welche wegen der Erweiterung des Lagerhauſes und der dabei 
ſeitens der hohen Regierung erforderlichen Zugeſtändniſſe aus— 
geſprochen worden ſind, Rechnung getragen worden. 

Ich werde dieſe Zuſchrift des Handelsminiſters dem Stadt— 
rathe zur ſchleunigen Behandlung zuweiſen und hoffe, daßs es der 
Gemeindevertretung möglich ſein wird, ſehr bald auch die dazu 
erforderlichen Geldmittel zu bewilligen, damit die ſchon ſeit langer 
Zeit geplante Erweiterung des Umſchlagplatzes an der großen 
Donau endlich auch zur Durchführung gelange. 

Wir kommen zur Tagesordnung. Ich bitte zum Referate 
Herrn Gem.-Rath Ritt. v. Neumann. 

9. (1706.) Referent Gem.-»Rath Ritt. v. Neumann: 
Beilage Nr. 43. Ich habe die Ehre, zu referieren über die Bau— 
linienbeſtimmung, beziehungsweiſe Abänderung von gegebenen Bau— 
linien für einen Theil des III. und des XI. Bezirkes, und zwar 
aus Anlass der Erbauung einer ſtädtiſchen Gasanſtalt, ſowie über 
die Baubewilligung für dieſes Gebäude. Ich bemerke, dafs es ſich 
hier nicht um die Entſchließung handelt bezüglich der Ausführung 
der Gasanſtalt, ſondern nur um den Vollzug jener Vorarbeiten, 
welche der geehrte Gemeinderath beſchloſſen hat. 

Eine dieſer Vorarbeiten betrifft die Verfaſſung eines Projectes 


für die ſtädtiſche Gasanſtalt, welches Project von einem Special— 


bureau unter Leitung des Verfaſſers Herrn Ingenieurs Hermann 
gearbeitet nunmehr vorliegt und bereits Gegenſtand einer com— 
miſſionellen Verhandlung war. Der geehrte Gemeinderath wird ſich 
dadurch, daſs er heute ſeine Zuſtimmung zu dem beantragten 
Bauconſenſe geben wird, noch nicht präjudicieren, ſowohl bezüglich 
der Errichtung, als der eventuellen Koſten; es wird eine beſondere 
Aufgabe ſein, ſich mit dieſem Gegenſtande zu beſchäftigen. 

Es wurde nun, meine Herren, bereits über den Platz, wo 
dieſe Gasanſtalt zu errichten ſein wird, vom geehrten Gemeinde— 
rathe ein Beſchluſs gefasst; es betrifft dies ein Terrain, welches 
begrenzt iſt von der Gürtelbahn, der Schlachthaus- und Staats⸗ 
bahn, beziehungsweiſe vom Donaucanale, und zwar im XI. Bezirke 
an der Grenze des III. Bezirkes gelegen. Hier wurden vom 
geehrten Gemeinderathe Grunderwerbungen vorgenommen, welche 
zuſammen mit dem Beſitze des Bürgerſpitalfondes das Terrain 
zur Errichtung der Gasanſtalt ergeben ſollen. Das Ausmaß dieſer 
geſammten Flächen beträgt 270.000 me. Die Platzwahl iſt eine 
ganz vorzügliche. Dieſes Terrain liegt tief; das iſt günſtig für 
den Aufſtieg des Gaſes nach den höher gelegenen Bezirkstheilen. 
Dieſer Platz iſt aber auch mit Verkehrsmitteln aller Art verſehen; 
Sie haben hier die Schlachthausbahn, die Staatsbahn, die Gas— 
bahn, welche zukünftig einmal als Donaucanallinie ausgebildet 
werden wird, und Sie haben hier weiters den Donaucanal. 
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Die verehrten Herren ſehen auf dem Plane eingezeichnet, dass 
beantragt iſt, an dieſer Stelle einen Kohlenhafen zu errichten; 
es wird daher die Zufuhr der Kohle in jeder Weiſe günſtig zu 
erreichen ſein, und dieſe Verkehrsmittel werden auch dazu dienen, 
die Nebenproducte, welche bei der Gaserzeugung gewonnen werden, 
wieder leicht zu verfrachten. Dieſe Platzwahl iſt ſpeciell auch 
erfolgt aus einem juriſtiſchen Grunde. Es wurde nämlich ein 
Terrain gewählt, welches unmittelbar an das alte Wiener Ge— 
meindegebiet anſchließt. Die Fläche, welche hier zur Benützung 
kommen ſoll, tangiert die Grenze des III. Bezirkes. Es wird daher 
möglich ſein, die Gasrohre unmittelbar in das alte Gemeindegebiet 
einzuführen. 


geſprochen, dafs, wenn ſchon im XI. Bezirke eine Gasanſtalt zu 
errichten beabſichtigt ſei, es ſich empfehlen würde, den Platz öſtlich 
von der Staatsbahn, und zwar etwa, wo die Theerfabrik errichtet 
iſt, zu wählen. Der Bezirksausſchuſs befürchtet, dafs, wenn die 
Gasanſtalt auf dem in Ausſicht genommenen Platze erbaut wird, der 
Rauch und namentlich die Gemüſereſte des Verbrennungsproceſſes 
die Gärtnerei, welche dort betrieben wird, ſchädigen werden. Der 
Bezirksausſchuſs befürchtet weiter, dafs die benachbarten Schulen 
dadurch beläſtigt werden, und er bedauert auch ferner, dass durch 
die Baulinienbeſtimmung, wie fie mit Rückſicht auf die Gasauſtali 
nunmehr getroffen werden muſs, gewiſſe Verbindungen des öſtlichen 
Theiles des XI. Bezirkes mit dem III. Bezirke erſchwert ſind. 


Nun, meine Herren, ich habe bereits angedeutet, daſs ein 


Wechſel des Platzes ganz ausgeſchloſſen erſcheint, dajs dieſe Platz— 


wahl mit vollem Vorbedacht getroffen wurde und von dieſem Vor⸗ 


ſchlage daher auch nicht abgegangen werden kann. Ich bemerke ferner, 
dafs das Stadtphyſikat ſich dahin ausſprach, es ſeien die Be— 
fürchtungen in ſanitärer Beziehung bezüglich der Schulen nicht zu— 
treffend. Die Schornſteine, welche erbaut wer den ſollen, haben zu— 
meiſt eine Höhe von 30 m. Die Windrichtung iſt auch eine ſolche, 
daſs anzunehmen iſt, dafs die Schulen davon nicht beläſtigt werden. 
Was nun die Gärtnerei anbelangt, ſo bemerke ich folgendes. Wenn 
die Gasanſtalt dort errichtet werden wird, ſo wird zweifellos das 
umliegende Terrain ſehr bald einer Verbauung zugeführt werden. 
Die Gründe werden im Preiſe ſteigen. Es ſind dieſe Gründe zur 
Anlage von Fabriken beſonders geeignet und ich bin überzeugt, dais 
die Entwicklung dahin gehen wird, dieſe Grundtheile einer 
beſſeren Verwertung nämlich für Induſtrieanlagen zuzuführen. 
Es wird dann für die Anlage von Gemüſegärten wieder an jenen 
Plätzen Vorſorge zu treffen ſein, deren Grundwert ein geringerer 
iſt. Bei der ſtattgehabten Commiſſion haben ſich auch die Anrainer 
ausgeſprochen, und zwar in getheilter Weiſe; ein Theil hat zuge— 
ſtimmt, ein Theil hat dagegen Einſpruch erhoben und ein 
anderer Bedingungen und Wünſche aufgeſtellt bezüglich der 
Zufahrt u. ſ. w. Die Gasgeſellſchaft, welche auch vorgeladen war, 
hat erklärt, daſs fie gegen den Bau der Fabrik eine Einwendung 
nicht erhebe, ſondern nur verlange, daſs das 15zöllige Rohr, 
welches das Terrain theilweiſe durchzieht, intact bleibt, eventuell 
daſs, wenn eine Verlegung ſtattfinden mußs, dieſelbe auf Koſten 
der Gemeinde geſchehe. Die Staatsbahn hat bei der Verhandlung 
geltend gemacht, dafs ſie mit der Anlage im allgemeinen einver— 
ſtanden ſei, das fie ſich aber die Einhaltung der Vor— 
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ſchriften mit Rückſicht auf den Feuerrayon bedinge; fie hat aber 
ferner aufmerkſam gemacht, dass es ein langjähriger Wunſch 
des Bezirkes ſei, eine Station zu errichten und daßs dieſe 
gerade in dem Zuge der Staatsbahn gegen den Donaucanal an— 
zubringen möglich ſein wird, weil hier kein Gefälle iſt und die 
Stalage keinentionsan Schwierigkeiten begegnet. Wenn die Stations- 
anlage, was wohl ſehr erwünſcht iſt, ausgeführt wird, jo muss 
eine kleine Verſchiebung der Baulichkeiten vor ſich gehen, es muss 
die Anlage der Gasanſtalt etwas nach dem III. Bezirke verrückt 
werden, was aber anſtandslos möglich iſt. Wenn, wie es geplant 
wird, ſeinerzeit die Bahn gegen den Donaucanal ausgebildet 


und die Schlachthausbahn mit der Verbindungsbahn verbunden 


ſei ir ird eine Ri in Thei . 
Gegen dieſe Platzwahl, beziehungsweiſe Errichtung der Gas ſein wird, wird eine Ringbahn als ein Theil der 


anſtalt an dieſer Stelle, hat nun bei der Commiſſion der Bezirks- 
ausſchuſs des XI. Bezirkes eine Vorſtellung erhoben und aus⸗ 


Stadtbahn 
ſich dadurch bilden, welche dem XI. Bezirke zu beſonderem Vor— 
theile gereichen wird. 


Ich komme zum zweiten Theile des Referates, nämlich zu 
den Anträgen, die ſich auf die Baulinienbeſtimmung beziehen. Die 
geehrten Herren ſehen auf dem Plane die Baulinien dargeſtellt, 
wie ſie bisher genehmigt waren. Dieſelben entſprechen im allge— 
meinen dem gewiſſen Schachbrettſyſtem, wie es zum großen 
Theile auch in anderen Bezirken Wiens durchgeführt wurde. 


Durch den Bau der Gasanſtalt wird nun nothwendig werden, 
die Straßenzüge jo zu regeln, daßs fie das Terrain der Gas— 
anſtalt nicht durchziehen. Es müſſen daher Anderungen der Bau⸗ 
linie erfolgen. Dieſe Anderungen ſehen die Herren auf dem Plane 
Beilage 43 eingezeichnet, ſie ſind im allgemeinen ſehr zweckmäßig. 
Die Herren ſehen, dajs Statt der rechtwinkeligen Baublöcke und 
ſtatt der rechtwinkeligen Straßenführung hier Diagonalſtraßen 
eingeführt erſcheinen, womit die Knotenpunkte des Verkehres auf 
dem kürzeſten Wege verbunden werden. Es ſind für dieſe Haupt— 
verbindungslinien Straßen von 23 m Breite projectiert. Als 
Ausgangspunkt dient die Baumgaſſe im III. Bezirke. Von der 
Baumgaſſe ſehen Sie auf dem Plane eingezeichnet eine Straße, 
bezeichnet mit 1, welche bis zum Platze A führt. Von dieſem Platze 
aus theilen ſich zwei Diagonalſtraßen: eine Straße geht auf den 
Kreuzungspunkt der Schlachthausbahn mit der Staatsbahn; die 
zweite Straße führt bis zur Kreuzung der Staatsbahn mit dem 
Donaucanal. Parallel mit der Straße J ſehen die Herren ferner 
eine Straße V ebenfalls mit 23 m projectiert. Dieſen Straßen 
geſellt ſich ein zweites Syſtem von Straßen geringerer Ordnung 
zu, und zwar mit einer Breite von 19 m. Es ſind diesbezüglich 
beantragt die Straßen VI, VII und VIII. Der Stadtrath 
empfiehlt nun, die mit VII und VIII bezeichneten Straßen der— 
malen aufzulaſſen, und zwar aus dem Grunde, weil dieſe Ver— 
bindungen ohnedies durch den Viehmarkt abgebaut erſcheinen und 
eine Fortſetzung nicht erhalten, und weil es ſich für dieſen Stadt— 
theil empfiehlt, große Baublöcke zu belaſſen, um Raum zu bieten 
für die Anlage von großen Fabriken, insbeſondere Maſchinen— 
fabriken, für die in Wien bekanntlich genügend große Parcellen nur in 
geringer Anzahl vorhanden ſind. Dieſen Straßen iſt nun ein Syſtem 
rechtwinkelig auf die Schlachthausbahn geführter Straßen zugefügt, 
und zwar mit einer Dimenſion von je 16 m. Es ſind dies die 
Straßen IX, X, XI, XII, XIII und XIV. Was das Niveau an— 
belangt, jo bemerke ich, daſs die Überſetzung der Schlachthaus⸗ 
bahn zukünftig im Niveau der Bahn ftattfinden wird. Es wird 
eine Niveauregulierung erfolgen, wo mit Ausnahme einer ein— 
zigen Stelle die Bahn auch im zukünftigen Straßenniveau liegt. 
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Es werden Abſchrankungen gemacht. Der Betrieb einer derartigen 
Bahn iſt ohnedies beſchränkt. Die Übergänge finden im Niveau 
der Bahn ſtatt. Die Verbindungen durch die Staatsbahn, be— 
ziehungsweiſe die Unterfahrten werden bleiben wie ſie heute be— 
ſtehen. 

Dabei möchte ich bemerken, dass bei einem weiteren Studium 
der Details hinſichtlich der Anlagen der Gasanſtalt es wahr— 
ſcheinlich iſt, dafs auch die Straße V, die eine Fortſetzung des 
Mitterweges bildet, zukünftig wird noch durchgeführt werden 
können, während fie dermalen auf dem Platze D endigt. Dieſe 
geſammten Straßenprojectierungen erſcheinen daher an und für ſich 
als eine Verbeſſerung gegenüber dem früheren Projecte. Ich bemerke, 
daſs dieſer Plan vom General-Regulierungsbureau ausgearbeitet 
wurde, wie überhaupt alle Vorlagen über Baulinien dieſes Bureau 
paſſieren. Es ergeben ſich aus dieſen meinen Ausführungen 
nachfolgende Anträge, welche ich den Herren zur Annahme empfehle. 


Vürgermeiſter: Wird die Verleſung der Anträge gewünſcht? 
(Rufe links: Ja!) Wird ein Antrag auf Verleſung der Anträge 
geſtellt? (Rufe: Nein!) Die Verſammlung verzichtet auf die Ver— 
leſung. Wünſcht jemand das Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich 
erſuche jene Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden find, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Beſchluſs: J. Es wird nachſtehender Theilregulierungsplan 
genehmigt: 

1. Die dermalen innerhalb der Gürtelſtraße, des 
Donaucanales und der Schlachthaus- und Staatsbahn— 
trace projectierten Straßenzüge ſind aufzulaſſen. 

2. Die bereits beſtimmten Baulinien und Niveaux 
der Gürtelſtraße und der beiderſeitigen Straßenzüge 
längs der Schlachthausbahn werden beibehalten. 

3. Als neue Straßenzüge werden beſtimmt: 

a) Hauptverkehrsſtraßen mit 23 m Breite: 

der Straßenzug J in der Verlängerung der 
Baumgaſſe mit Platzbildung A, 

und abzweigend hievon: 

die Straßen II und III, dann 

der Straßenzug IV längs der Stadtbahn— 
trace mit den Ausmündungen auf die projectierten 
Plätze B und C als Knotenpunkte für den zu: 
künftigen Verkehr; ferner 

der Straßenzug V in der Verlängerung des 
Mitterweges, welcher mit der Fortſetzung II 
eventuell zur Aufnahme des Haupt⸗Sammelcanales 
zu dienen hat. 

In den projectierten Straßenzügen II und V 
werden jedoch nur die gegen den Döblerhof zu 
liegenden Linien beſtimmt und wird die Beſtim— 
mung der anderen, gegen den Donaucanal zu 
liegenden Linien einer ſpäteren Beſchluſsfaſſung 
vorbehalten; 

b) Längsſtraßen mit 19 m Breite: 

der Straßenzug VI (die vom Magiſtrate 
beantragten Straßenzüge VII und VIII haben 
zu entfallen); 

c) Querſtraßen mit 16 m Breite: 

die Straßenzüge IX, X, XI, XII, XIII 

und XIV; 
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d) die Bildung von freien Plätzen an den Straßen⸗ 
ausmündungen bei A, B, C und D, ferner die 
Abänderung der Straßenanſchlüſſe an der ſüdlichen 
Seite der Schlachthausbahn in der Verlängerung 
von X und XII, ſowie im Delta der beiden Bahn- 
tracen beim Platze E; 

der zwiſchen dem Donaucanale und den Straßen— 
zügen II und V gelegene Theil wäre für die 
eventuelle Verlegung des Donaucanal-Kohlen- 
hafens und für Lagerplätze zu reſervieren; 

) die im Plane eingetragenen Niveaucoten, welche 
ſich den genehmigten Niveaux der Gürtelſtraße 
und an der Schlachthausbahn anſchließen, wären 
zu genehmigen. 

Dieſelben find an den tiefſten Punkten mit 0˙70 m 
über dem Hochwaſſerrückſtau des Donauſtromes und 
weiters derart ausgemittelt, dass eine entſprechende 
Entwäſſerung, beziehungsweiſe Canaliſierung des Ter— 
rains erfolgen kann. 

Die Straßenüberſetzungen der Schlachthausbahn 
finden im Niveau ſtatt, während bei der Staatsbahn 
die beſtehenden Unterfahrungen auch weiters benützbar 
verbleiben. 

Für die aus Anlaſs der Errichtung des Central— 
Gaswerkes abzubauenden öffentlichen Verkehrswege 
wird bis zur Durchführung der neu projectierten 
Straßenzüge durch entſprechende Herſtellung von Erſatz— 
ſtraßen Vorſorge zu treffen ſein. 


— 


E 


II. Es wird — unpräjndicierlich für die Beſchluſs— 
faſſung über die wirkliche Herſtellung und die Genehmi— 
gung der Koſten für dieſe Herſtellung — nach § 105, 
3. Abſatz, Punkt 4 der Bauordnung die Baubewilli— 
gung für den Bau einer ſtädtiſchen Gasanſtalt nach 
dem vom Stadtbauamte vorgelegten Projecte auf den 
in dem Situationsplane des Projectes mit Schraffur 
umränderten, theils der Gemeinde, theils dem Bürger— 
ſpitalsfonde gehörigen Grundtheilen unter nach— 
folgenden Modalitäten ertheilt und gleichzeitig noe. 
des Bürgerſpitalfondes die förmliche Zuſtimmung zur 
Verbauung der Gründe derſelben ausgeſprochen. 

Dieſe Modalitäten ſind: 

a) die Verlegung der beiden auf der Trace der 
Schleppbahn zum Gaswerke Erdberg projectierten 
Objecte auf eine andere paſſende Stelle des Terri— 
toriums (nächſt der Einmündung der Viehmarkt— 
Schleppbahn in die Staatsbahntrace) wird an— 
geordnet; 

b) an Stelle der das Bauterrain durchziehenden 
öffentlichen Communicationen ſind, ſoweit die— 
ſelben nicht entbehrlich werden und nicht ſofort 
die ad J genehmigten Straßenzüge definitiv her— 
geſtellt werden ſollten, noch vor dem Abbau pro- 
viſoriſch gleichwertige Erſatzwege anzulegen; 

c) die in dem nachträglichen Situationsplane an⸗ 
gedentete Canaliſierung des Terrains iſt in einem 
bauordnungsgemäß herzuſtellenden Canaliſierungs— 
plane erſichtlich zu machen; 
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d) bei Herſtellung der Objecte und der Abfriedungen 
iſt auf die projetierten Straßenzüge Bedacht zu 
nehmen und ſind Herſtellungen, welche der Durd)- 
führung der Straßenzüge präjudicieren würden, 
zu vermeiden; 

e) die Anlage von Souterrainwohnungen hat mit 
Rückſicht auf das Inundationsterrain zu unter: 
bleiben; 

f) hinſichtlich der Tragfähigkeit der Eiſenconſtructionen 
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und der Umfaſſungsmauern der Gasbehälter und 


Ciſternen find Berechnungen vorzulegen; 

) die für die Gasanſtalt in Ausſicht genommenen 
Geleiſeanlagen bleiben vor der Genehmigung aus— 
geſchloſſen und wird die Erwirkung der Ge— 
nehmigung für das im Einvernehmen mit der 
priv. öſterr.-ungar. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft 
feſtzuſtellende Project der Geleiſeanlagen, ſowie 
auch für die bei ſeinerzeitiger Durchführung der 
genehmigten Straßenzüge nothwendigen Bahn— 
überſetzungen, beziehungsweiſe Anderungen derlei 
beſtehender Überſetzungen vorbehalten; 

der Bauverbotsrayon der beſtehenden Bahnlinien 
iſt einzuhalten, und ſind die in den Feuerrayon 
der Bahn fallenden Objecte vollkommen feuer— 
ſicher herzuſtellen und feuerſicher einzudecken und 
gegen die Bahn gerichtete Dachöffnungen durch 
feſten Glas⸗ oder dichten Drahtſiebverſchluſs zu 
verwahren; 


— 
— 
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i) die von Seite der priv. öſterr.-ungar. Staats- 


eiſenbahn-Geſellſchaft empfohlene Abrückung der 
Gasanſtalt von der Staatsbahntrace mit Rückſicht 
auf eine etwa nothwendig werdende Stations— 
anlage oder eine anderweitige Entwicklung der 
vorhandenen Bahnlinien iſt vom bauämtlichen 
Gasfabriksbau-Bureau in Erwägung zu ziehen 
und 
wechslung ſtattzufinden haben; 

k) eine Unterbrechung des Betriebes der Schlepp— 
bahn zum Gaswerke Erdberg iſt hintanzuhalten; 

1) falls eine Reparatur oder Umlegung des das 
Bauterrain durchziehenden 15“igen Gasrohres der 
Imperial⸗Continental⸗Gas⸗Aſſociation infolge des 
Baues des ſtädtiſchen Gaswerkes nothwendig 
werden ſollte, wird die Gemeinde Wien die Koſten 
derſelben tragen. 

10. (488.) Referent Gem.-Ralh Wurm: Beilage Nr. 45. 
Hier handelt es ſich um die Baulinienbeſtimmung für einen Theil 
der Tuchlauben, der Milchgaſſe und Kühfußgaſſe. Es wurde an— 
geſucht um Bekanntgabe der Baulinie für das Haus Nr. 6 Tuch— 
lauben. 

Bei dieſer Gelegenheit hat auch die Statthalterei ſich geäußert, 
weil das Haus Nr. 8 ein Stiftungshaus iſt, welches von der 
Statthalterei verwaltet wird. Urſprünglich war für die Tuchlauben 
eine Breite von 13 m beſtimmt, für die Milchgaſſe und Kühfuß— 
gaſſe eine Breite von 10 m. Dieſer Beſtimmung hat auch die 
Statthalterei ihre Zuſtimmung gegeben. Nun habe ich die Ehre 
gehabt, im Laufe des vergangenen Sommers hier über einen Theil 
der Tuchlauben zu referieren und habe darauf hingewieſen, dass 


wird erforderlichen Falles die Planaus⸗ 
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auf dem Kohlmarkte eine Breite von 15°17 m beſtimmt iſt und 
für den unteren Theil der Tuchlauben ebenfalls. 

Es wurde daher der Antrag geſtellt, dass auch dieſer Theil 
der Tuchlauben auf eine Breite von 15°17 m gebracht werde. 
Ferner hat über meinen Antrag der Stadtrath beſchloſſen, die 
Breite der Milchgaſſe von 10 m auf 11˙38 m zu bringen. Es 
ſind nämlich alle jene Straßen, welche gegen den Stephansplatz 
führen — die Jaſomirgottſtraße, die Goldſchmiedgaſſe und Brand⸗ 
ſtätte — mit einer Breite von 11˙38 m beſtimmt, es wäre daher 
gar nicht einzuſehen, warum gerade die Milchgaſſe eine Breite von 
10 m haben ſoll, und da ſcheint es jedenfalls zweckmäßig, die 
Breite der genannten Gaſſen auch für die Milchgaſſe feſtzuſetzen. 

Dieſes Project iſt, wie es vom Stadtrathe genehmigt wurde, 
dem Bureau für den General-Baulinienplan vorgelegt worden, 
und das Bureau hat dieſen Anträgen des Stadtrathes zugeſtimmt. 

Es wird demnach beantragt (liest): 

„Es werden als Baulinien beſtimmt: 

1. Für die Milchgaſſe die Linien a“ b“ und “ d mit 11˙38 m 
Straßenbreite; 

2. für die Tuchlauben die Linien “ g und rs mit 15°17 m 
Straßenbreite; 

3. für die platzartige Erweiterung der Tuchlauben die Linie g f.; 

4. für die Kühfußgaſſe die Linien e k“ und t' u' mit einer 
Straßenbreite von 10 m und der Abkappung de = 4 m; 

5. für den Petersplatz die Linie t“t“.“ 

Ich bitte, dieſe Anträge anzunehmen. 

Nürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Nach einer 


Pauſe:) Keine Einwendung? — Angenommen. 


Beſchluſs: Es werden als Baulinien beſtimmt: 

1. Für die Milchgaſſe die Linien a’ b“ und e“ d 
mit 11˙38 m Straßenbreite; 

2. für die Tuchlauben die Linien 6“ g und rs 
mit 15°17 m Straßenbreite; 

3. für die platzartige Erweiterung der Tuchlauben 
die Linie g f“; | 

4. für die Kühfußgaſſe die Linien e f und t“ u‘ 
mit einer Straßenbreite von 10 m und der Abkap— 
pung de = 4 m; 

5. für den Petersplatz die Linie tb‘ t“. 

11. (1365.) Neferent Gem.-Nath Dr. Lederer: Die 
Campagne⸗Reiter⸗Geſellſchaft, welche, wie die Herren wiſſen, das 
Campagne⸗-Reiten in der Armee pflegt und in jedem Jahre ein 
diesbezügliches Reiten abhält, iſt auch im heurigen Jahre um Be— 
willigung eines Ehrenpreiſes eingeſchritten. 

Wie in den früheren Jahren, beantragt der Stadtrath auch 
im heurigen Jahre einen Ehrenpreis von 300 fl. 

Ich bitte um Ihre Genehmigung. 

Vürgermeiſter: Keine Einwendung? (Nach einer Pauſe:) 
Angenommen. 

Beſchluſs: Der Campague⸗Reiter⸗Geſellſchaft wird ein Unter: 
ſtützungsbeitrag von 300 fl. behufs Verwendung zu 
Ehrenpreiſen bei der im März d. J. ſtattfindenden 
Preis⸗Reitconcurrenz bewilligt. 

12. (607.) Referent Gem.-Nath Stiaßny: Beilage 21. 


Der Gegenſtand betrifft die Baulinienbeſtimmung für die Schlacht— 


hausgaſſe im III. Bezirke. 
Die Baulinien für dieſe Gaſſe ſind mit Ausnahme des oberen 


Theiles von der Hauptſtraße bis zur Baumgaſſe ſchon beſtimmt. 
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Es wird nun vom Stadtrathe vorgeſchlagen, daſs der obere Theil 
der Schlachthausgaſſe dieſelbe Straßenbreite wie der untere Theil, 
nämlich 10° 18-96 m, und zwar nach den Linien A, B, C, D 
einerſeits und E, F andererſeits des Planes erhalte. 
Ich bitte um Genehmigung dieſes Antrages. 
Bürgermeifler: Keine Einwendung? (Nach einer Pauſe:) 
Angenommen. 
Beſchluſs: Es wird die Baulinie für die Schlachthausgaſſe im 
III. Bezirke nach den Linien A B, C einerſeits und 
E F andererſeits mit einer Straßenbreite von 18:96 m 
beſtimmt. 
13. (790.) Referent Gem. -Nath Stiaßny: Beilage 22. 
Im October des vorigen Jahres hat der geehrte Gemeinderath 
ſich mit der Beſtimmung der Baulinie in dem Stadttheile zwiſchen 
der Ungargaſſe und der Hauptſtraße beſchäftigt. Auläſslich eines 
Geſuches um Baulinienbeſtimmung für das Haus Nr. 21 Erdberg— 
ſtraße wird nunmehr an die damals gefaſsten Beſchlüſſe angeknüpft. 
Es ſoll nämlich, wie das ſchon im Jahre 1874 beſchloſſen war, die 
Kübeckgaſſe in ihrer Breite von 8° oder 15:17 m, und zwar nach 
den im Plane eingezeichneten Baulinien E, F und G, H geradlinig 
fortgeſetzt werden. Die Kübeckgaſſe wird dann ein Glied des großen 
Straßenzuges bilden, welcher in der Poſthorngaſſe beginnt, die 
Ungar⸗, Otto, Arenberg⸗, Boerhavegaſſe und die Landſtraße Haupt— 
ſtraße durchſchneidet, dann in einem ſtumpfen Winkel abbiegt und 
als Kübeckgaſſe die Hainburger- und Erbdbergſtraße, ſowie die 
Geuſaugaſſe durchkreuzt und in der Erdbergerlände ihr Ende findet. 
Ich habe nun die Ehre, namens des Stadtrathes zu bean— 
tragen, dafs die im Jahre 1874 genehmigte, im Plane einge— 
zeichnete Baulinie ſowohl in der Erdbergſtraße, als in der ver— 
längerten Kübeckgaſſe genehmigt werde. Ich bitte um die Bewilligung 
zur Hinausgabe dieſer Baulinie. 
Vürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Beſchluſs: Es wird die ad M.⸗Z. 155601 ex 1874 bereits 


genehmigte Baulinie für die verlängerte Kübeckgaſſe 


beibehalten. 

14. (1642.) eferent Gem.-RNath Joſef Müller: Ich 
habe die Ehre, folgendes Referat zu erſtatten. Dr. Matthias und 
Marie Much ſchreiten um Baubewilligung ein für die Einl.⸗Z. 105 
Penzing, Penzingerſtraße 84. Bei dem Haufe werden zwei Rifalit- 
anlagen geplant, und zwar eine Riſalitanlage mit einem Vorſprunge 
von 8 cm, in der Länge von 81 m und eine mit einem Vorſprunge 
von 7 em, in der Länge von 3˙2 m. Die ganze Fläche, welche 
beanſprucht wird, beträgt 0'872 m?. Es wird der Antrag geſtellt, 
dass dieſe Fläche mit einer doppelt jo großen Fläche, welche ſeitens 
des Eigenthümers zu Straßenzwecken abzutreten iſt, compenſiert 
werde. Ich erſuche um die Annahme dieſes Antrages. 

Bürgermeiſter: Es wird von den Herren Schriftführern die 
Anweſenheit von 95 Herren Gemeinderäthen conſtatiert. Wünſcht 
jemand zu dieſem Gegenſtande das Wort? (Niemand meldet ſich.) 
Es iſt nicht der Fall. Die Herren, welche mit dem Referenten— 
Antrage einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) Der Antrag 
iſt einſtimmig angenommen. 

Beſchluſs: Die Compenſation des zur Riſalitanlage beim Haufe 
XIII. Bezirk, Penzing, Penzingerſtraße 84, des 


Dr. Matthäus und der Marie Much erforderlichen 
Grundes per 0'872 m? mit einer doppeltgroßen Fläche | 
des abzutretenden Straßengrundes wird genehmigt. — 


ö 
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15. (9605 und 9983.) Referent Gem.-Nath Joſef Müller: 


Weiters habe ich zu referieren in Betreff der käuflichen Überlaſſung 


der ſtädtiſchen Parcellen 385/4 und 385,5 in Neuwaldegg. Auf der 


Rückſeite des Antrages iſt der Plan erſichtlich gemacht. Infolge der 
Regulierung der ſeinerzeitigen Dornbacher Hauptſtraße, zufolge der 


Einwölbung des daſelbſt fließenden Baches, ſind einige kleine 


Streifen der Straße frei geworden und ſollen dieſelben mit den 


anrainenden Häuſern vereinigt werden, um daſelbſt die Vorgärten 
zu vergrößern. Das iſt Parcelle 385/4 und 385/5. Seitens der 
früheren Gemeinde Neuwaldegg wurde der Beſchluss gefaſst, dieſe 
kleinen Streifen, und zwar bei der Parcelle 385/4 14:28 m?, und 
bei der Parcelle 385/5 1708 m? den anrainenden Eigenthümern 
zur Vergrößerung ihrer Vorgärten um den Betrag von 10 fl. zu 
überlaſſen. 

Die grundbücherliche Einverleibung iſt jedoch nicht durch— 
geführt worden, weil die Einbeziehung ſtattgefunden hat, und man 
hat die Sache liegen gelaſſen. Nun kommen die anrainenden Eigen— 
thümer und erſuchen, dieſen kleinen Streifen käuflich zu er— 
werben. Wie ich mir ſchon erlaubt habe zu bemerken, iſt von der 
früheren Gemeinde verſprochen worden, ihnen dieſe Theile um 
10 fl. abzugeben. Für die Parcelle 385/5 hat die Marie 
Schuberth anfangs den Betrag von 50 fl. geboten, nachträglich 
hat ſie denſelben erhöht auf 60 fl. Das ſchien dem Stadtrathe 
doch etwas zu wenig und es iſt zu dieſem Zwecke ein Comité 
gewählt worden, um Verhandlungen einzuleiten. Wir haben die 
Verhandlungen gepflogen und ſie haben ſich ſehr ſchwer geſtaltet. 
Es iſt eine arme Frau; ſie hat behauptet, ſie brauche dieſen kleinen 
Streifen Grund nicht, es iſt nur zur Arrondierung ihres Vor— 
gartens, es würde ihr ſehr ſchwer fallen, einen höheren Betrag zu 
bezahlen. Endlich hat ſie ſich verpflichtet, den Betrag von 70 fl. 
zu zahlen, das iſt circa 5 fl. per Quadratmeter, was gewiſs den 
dortigen Verhältniſſen entſpricht. In gleicher Weiſe ſind die Erben 
nach dem früheren Eigenthümer Notar Schaurek eingetreten, 
Frau Marie und Anna Schaurek, um überlaſſung des Grundes. 
Es iſt anfänglich 70 fl. geboten worden, das Comité hat analog 
dem früheren Falle ebenfalls 5 fl. als Einheitspreis fixiert, was 
eine Summe von rund 90 fl. für dieſe Parcelle 385,4 im Aus⸗ 
maße von 17 m? ausmacht. Es wird daher der Antrag geſtellt, 
dieſe Realität um den mitgetheilten Preis zu überlaſſen. Der An— 
trag lautet (liest): 

„1. Das Anſuchen der Marie und Anna Schaurek um 
käufliche Überlaffung der im Grundbuche Neuwaldegg als öffentliches 
Gut eingetragenen Parcelle Nr. 385/4 im Ausmaße von 17˙08 m? 
um den Pauſchalbetrag von 90 fl. wird unter nachſtehenden 
Bedingungen genehmigt: . 

a) der Kaufſchilling wird bar bei der Übergabe erlegt; 

b) die Vertragskoſten, die Koſten der Einverleibung und die 

Vermögensübertragungsgebüren tragen die Käuferinnen. 

2. Das Anſuchen der Marie Schuberth um käufliche 
Überlaſſung der öffentlichen Gutsparcelle 38/5 in Neuwaldegg 
im Ausmaße von 14˙28 m? um den Pauſchalbetrag von 70 fl. 
wird unter nachſtehenden Bedingungen genehmigt: 

a) die Zahlung des Kaufſchillings wird auf den 1. October 1895 
verſchoben.“ — Ein ſpecieller Wunſch der Geſuchſtellerin. 
die Vertragskoſten, die Koſten der grundbücherlichen Einver— 
leibung, ſowie die Vermögensübertragungsgebüren trägt die 
Käuferin.“ 

Ich erſuche um die Annahme dieſes Antrages. 


„b) 
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Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall; ich erſuche die Herren, welche 


mit dem Referenten⸗Antrage einverſtanden find, die Hand zu er⸗ 


heben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. 

Pauſe:) Der Antrag iſt einſtimmig angenommen. 

Beſchluſs: 1. Das Anſuchen der Marie und Anna Schaurek 
um käufliche Überlaffung der im Grundbuche Neu— 
waldegg als öffentliches Gut eingetragenen Parcelle 
Nr. 385/4 im Ausmaße von 17˙08 m? um den 
Pauſchalbetrag von 90 fl. wird unter nachſtehenden 
Bedingungen genehmigt: 

a) der Kaufſchilling wird bar bei der Übergabe 
erlegt; 

p) die Vertragskoſten, die Koſten der Einverleibung 
und die Vermögensübertragungsgebüren tragen 
die Käuferinnen. 

2. Das Anſuchen der Marie Schuberth um 
käufliche Überlaſſung der öffentlichen Gutsparcelle 


(Nach einer 


Nr. 38/5 in Neuwaldegg im Ausmaße von 14˙28 m? 


um den Pauſchalbetrag von 70 fl. wird unter nach— 
ſtehenden Bedingungen genehmigt: 

a) die Zahlung des Kaufſchillings wird auf den 
1. October 1895 verſchoben; 

p) die Vertragskoſten, die Koſten der grundbücher— 


lichen Einverleibung, ſowie die Vermögensüber⸗ 


tragungsgebüren trägt die Käuferin. 


16. (1588.) Referent Gem. -Nath Joſef Müller: Weiters 
habe ich das Referat zu erſtatten zur Zahl 41. 


der Bauſtellen Nr. 83 der Schloſsparkrealität in Ober-Baumgarten 
im XIII. Bezirke eingeſchritten. Auf der Rückſeite der Beilage iſt 
der Plan erſichtlich gemacht und es iſt die Parcelle, welche mit 
der Nummer 83 bezeichnet iſt, zu verkaufen. Die Parcelle hat ein 
Ausmaß von 56475 m?. Es iſt über Verkäufe auf dieſer Realität 
wiederholt referiert worden und die Herren wiſſen, dafs die letzten 
Verkäufe ſich im Rahmen eines Einheitspreiſes von 2 fl. 60 kr., 
2 fl. 70 kr. bis 2 fl. 80 kr. bewegt haben. Für dieſe Parcelle 


wird per Quadratmeter ein Betrag von 2 fl. 70 kr. geboten. Der 


Stadtrath hat erſtens in Würdigung des Umſtandes, dafs dieſer 
Preis der Realität wirklich angemeſſen iſt, und zweitens in 
Würdigung des Umſtandes, dass man ſchauen ſoll, wieder einen 
Theil dieſer Realität zu verkaufen, nachdem lange Zeit gar keine 
Nachfrage nach dieſen Gründen war, den Antrag geſtellt, dieſe 
Parcelle um den Einheitspreis von 2 fl. 70 kr. zu verkaufen. Der 
Antrag des Stadtrathes lautet (liest): 


„Die Gemeinde Wien überläſst dem Dr. Aurel v. Onciul 
die Bauſtelle Nr. 83, Einl.⸗Z. 308, Cat.⸗Parc. 12/45 Ober- 


Baumgarten, XIII. Bezirk, im Ausmaße von 56475 m? um den 


Einheitspreis von 2 fl. 70 kr. per Quadratmeter und unter den 
in der Vorſchrift für den Verkauf der Bauſtellen der parcellierten 
Schloſsparkrealität in Ober⸗Baumgarten enthaltenen Bedingungen.“ 
Ich erſuche um Ihre Zuſtimmung zu dieſem Antrage. 
Gem.-Nath Närtl: Ich kannkmich dem Antrage des Re⸗ 
ferenten nicht anſchließen. Wenn es die einzige Parcelle wäre, 
würde ich zuſtimmen; allein, wenn wir heute den Quadratmeter 
mit 2 fl. 70 kr. verkaufen, müſſen wir die anderen Bauſtellen, 
welche noch vorhanden ſind — und es ſind hübſch viele — eventuell 
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auch um den gleichen Preis hergeben; dann wird es heißen, der 
Gemeinderath hat ſchon einmal hiezu ſeine Zuſtimmung gegeben. 
Der betreffende Geſuchswerber bekommt einen großen Bauplatz, 
und der koſtet ihn etwa 1000 fl. und er baut dann ein Familien— 
haus. Das iſt ein billiger Preis, umſomehr, als wir noch eine 
Menge anderer Bauplätze zu verkaufen haben, und daraus ziehe 
ich die Conſequenz, da wird ein Präjudiz geſchaffen. Ich bin ent- 
ſchieden gegen dieſen Preis, er iſt mir viel zu niedrig. 
Gem.-Nath v. Götz: Ich habe in der Angelegenheit der 
Grundverkäufe in der Cottage-Anlage in Baumgarten wiederholt 


das Wort genommen und den Standpunkt, den die Gemeinde 


hiebei einnehmen ſoll, ganz genau präcifiert, Ich glaube, daſs, wenn 
der Gemeinderath Wert darauf legt, die Verbauung der ganzen 
Cottageanlage zu fördern, er ſich nicht dem gegenüber ablehnend 
verhalten ſoll, einzelne kleine Parcellen zu verkaufen; denn vor 
vier Jahren wurden dieſe Grundſtücke draußen mit I fl. 50 kr. 
per Quadratmeter verkauft; der Preis hebt ſich damit, dais die 
Verbauung ſucceſſive durchgeführt wird. Alſo heute bekommen wir 
2 fl. 70 kr. per Ouadratmeter, und wenn ſucceſſive da und dort 
eine Bauſtelle zum Verkaufe kommt, werden wir ſpäter 3, 4 und 
5 fl. per Quadratmeter bekommen. Ich möchte außerdem Wert 


darauf legen, darauf hinzuweiſen, dafs bei fortſchreitender Ver— 
bauung der Cottageplätze auch der Wert der Pachtungsverhältniſſe 


conſtant ſteigt, und die Herren werden ſich überzeugen, daſs, 
nachdem der Pachtvertrag jetzt mit dem Pächter des Baumgartener 
Caſinos zu Ende geht, es möglich ſein wird, einen höheren Pacht— 
betrag zu bekommen, als er bis jetzt war. (Ruf links: Um 5 fl.!) 

Aus dieſem Grunde bitte ich Sie, den Anträgen des Stadt— 


f f n Ten ' rathes zuzuſtimmen. 
Ein gewiſſer Dr. Aurel Ritt. v. Onciul iſt um den Ankauf 


Gem.⸗Nath Dr. Sueger: Der Preis, um welchen das be— 
treffende Grundſtück verkauft wird, iſt kein hoher, das — glaube 
ich — brauche ich nicht weiter auseinanderzuſetzen; 2 fl. 70 kr. 
per Quadratmeter ſind zu wenig. Ich habe aber dennoch im Stadt— 
rathe für den Verkauf geſtimmt, weil der betreffende Käufer ein 
Beamter iſt, welcher dort ein Familienhaus errichten will. Solche 
Beſtrebungen werde ich immer unterſtützen, ſchon aus dem Grunde, 
damit nicht andere Zwiſchenhändler kommen, die uns die Gründe 
billig abkaufen und dann theuer verkaufen. 

Ich glaube, wir ſollten aus dieſem Grunde die Beſtrebungen 
einzelner Perſonen, ſich in den Beſitz ſolcher Grundſtücke und 
zwar in den Beſitz eines Familienhauſes zu ſetzen, unterſtützen, 
und ich werde daher auch für den Antrag des Stadtrathes ſtimmen. 

Referent (zum Schluſsworte): Ich möchte nur bemerken, 


was der Herr Vorredner gejagt hat, dass, wenn ſich einer ein 
Haus baut, er ſehr billig dort wohnt, das iſt gewiſs nicht richtig. Er 


bezahlt circa 1500 fl., hiezu die Übertragungsgebüren ꝛc., daher 
circa 2000 fl., ein Häuschen koſtet 5 bis 8000 fl.; dann hat er 
ein Heim mit circa 4 bis 500 fl. jährlichen Mietzins, das iſt 
gewiſs ein ziemlich hoher Betrag für den Beamten, dann noch 
die Fahrt hin und her und die anderen Erſchwerniſſe, das iſt 
gewiſs ein Heim, welches ziemlich viel koſtet. 

Ich weiſe auch noch zur Erwägung über die Höhe des 
Preiſes auf folgendes hin. Die Herren ſehen ja, dafs wir eigentlich 
nicht ſo brillant verkaufen; wir warten ſchon lange und es gehen 
nahezu gar keine Anbote ein. Der Preis iſt einmal ſo und es iſt 
nicht viel mehr zu erzielen. Man ſoll doch endlich ſchauen, dafs, 
da der Kaufpreis dieſer Realität nach dem urſprünglichen Kauf— 
preiſe mit Zurechnung aller Ausgaben circa 1 fl. 60 kr. beträgt, 
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daher das Anbot mit 2 fl. 70 kr. einen namhaften Gewinn 
ergibt, die Gründe zu verkaufen. 

Bürgermeiſter: Ich conſtatiere jo wie bei den früheren 
Stücken die Anweſenheit von mehr als 92 Gemeinderäthen. Ich 
bitte jene Herren, welche mit dem Referenten-Antrage einverſtanden 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Einſtimmig ange— 
nommen. (Widerſpruch links und Rufe: Bärtl iſt dagegen!) 
Iſt alſo mit allen gegen eine Stimme bei Anweſenheit von mehr 
als 92 Gemeinderäthen angenommen. 

Beſchluſs: Die Gemeinde Wien überläſst dem Dr. Aurel v. 
Onciul die Bauſtelle Nr. 83, Einl.-3. 308, Cat.⸗ 
Parc. 12/45 Ober - Baumgarten, XIII. Bezirk, im 
Ausmaße von 56475 m? um den Einheitspreis von 
2 fl. 70 kr. per Quadratmeter und unter den in der 
Vorſchrift für den Verkauf der Bauſtellen der parcellierten 
Schloſsparkrealität in Ober-Baumgarten enthaltenen 
Bedingungen. 

17. (595.) Referent Gem.- Rath Stiaßny: Frau Karoline 
Berger beſitzt ſeit dem Jahre 1874 ein zwei Stock hohes Haus 
in der ehemaligen Gemeinde Neulerchenfeld, XVI. Bezirk, an der 
Ecke der Brunnen⸗ und Menzelgaſſe. An dieſem Gebäude befinden 
ſich fünf Riſalite mit einem Vorſprunge von je 8 em und mit 
einer Geſammtlänge von 2068 m, jo daſs dieſe Riſalite ein 
Flächenmaß von 1˙67 m? bedecken. Frau Karoline Berger ift 


nun beim magiſtratiſchen Bezirksamte für den XVI. Bezirk um 


die Bewilligung zum Aufbau eines dritten Stockwerkes auf dem 
beſtehenden Hauſe eingeſchritten und die Bauwerberin wollte 
ſelbſtverſtändlich auch die Riſalite fortſetzen. Das magiſtratiſche 
Bezirksamt iſt nun der Meinung geweſen, dass bei dem Umſtande, 
als der Riſalitgrund feinerzeit, das iſt vor 20½ Jahren, an die 
damalige Gemeinde Neulerchenfeld nicht bezahlt worden iſt, der 
Stadtrath und Gemeinderath ſich veranlasst ſehen werden, eine 
Bezahlung für dieſen Riſalitgrund zu verlangen. Die Bauwerberin 
wollte aber lieber auf die Aufführung des dritten Stockwerkes 
verzichten, bevor ſie eine Zahlung leiſte, weil ja das Haus 
ſeinerzeit mit Bewilligung der Gemeinde Neulerchenfeld und unter 
Zulaſſung der von mir erwähnten fünf Riſalite ausgeführt wurde, 
ſo daſs der Riſalitgrund ohne Zweifel in den Beſitz der Bau— 
werberin übergegangen ſei. 

Über Verhandlungen, welche nun zwiſchen dem Stadtrathe 
und der Bauwerberin gepflogen worden ſind, hat ſich dieſelbe 
herbeigelaſſen, einen Betrag von 40 fl., welchen der Stadtrath von 
ihr verlangt hat, für den ganzen Riſalitgrund, alſo ungefähr 25 fl., 
per Quadratmeter zu bezahlen und ich habe ſomit die Ehre, im 
Namen des Stadtrathes zu beantragen, dass der Gemeinderath 
ſeine Zuſtimmung zur Aufführung des dritten Stockwerkes unter 
der Bedingung gebe, dass für den ſchon früher occupierten Riſalit— 
grund ein Betrag von 40 fl. bezahlt werde. | 

Gem.-Rath Gräf: Meine Herren! Ich habe ſelbſtverſtändlich 
nichts einzuwenden, wenn die Bauwerberin, Frau Karoline Berger, 
für einen ihr überlaſſenen Grund einen Pauſchalbetrag von 40 fl. 
freiwillig bezahlt. Ich habe mich aber deshalb zum Worte ge— 
meldet, um den Herrn Bürgermeiſter zu erſuchen, endlich einmal 
in die ganze Angelegenheit Klarheit zu bringen. Wir haben jetzt 
durch zwei Jahre hindurch ähnliche Referate gehabt; in dem einen 
Falle iſt beantragt worden, den Grund unentgeltlich zu überlaſſen, 
in dem anderen Falle iſt eine Bezahlung beantragt worden, je 
nachdem der Herr Bezirksamtsleiter oder Vorſtand der Bauamts⸗ 
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abtheilung ſich gerade auszusprechen beliebt hat. Das geht doch 
nicht. Ich bin der Meinung, daſs, wenn ein Haus bereits einen 
Riſalit hat, welcher — wie im jetzigen Falle von der damaligen 
Gemeinde Neulerchenfeld — bewilligt worden iſt, für eine Stock— 
werks⸗Aufſetzung ein Betrag für den Grund nicht eingehoben werden 
ſoll, denn wir verkaufen doch nicht die Luft. (Rufe: Auch!) Ich 
bitte ſehr, wenn ein Riſalit gebaut wird, ſo wird der Platz am 
Trottoir, der Communaleigenthum iſt, bezahlt; wie kommen wir 
aber dazu, von den Parteien in einem ſolchen Falle eine Ent— 
ſchädigung zu verlangen? (Rufe: Sehr richtig!) Das will mir 
nicht recht einleuchten. 

Ich weiß ganz gut, dafs Frau Berger ſich anfangs ge— 
weigert hat und nur, um die Sache nicht in die Länge zu ziehen, 
hat ſie ſich endlich bereit erklärt, einen Betrag zu zahlen. Die 
Bauamtsabtheilung des XVI. Bezirkes hat auf die unentgeltliche 
überlaſſung angerathen, und der Herr Bezirksamtsleiter, der mehr 
Juriſt als Praktiker iſt — ich kann ihm den Vorwurf hier nicht 
erſparen — hat nach dem Juriſtenſtandpunkte gemeint: Nein, die 
Frau mufs auch die Luft über dem Grunde bezahlen. 

Ich ſpreche nicht gegen das Referat, denn wenn ſich die Frau 
freiwillig bereit erklärt, zu zahlen, habe ich nichts einzuwenden, aber 
ich bitte den Herrn Bürgermeiſter, in die ganze Sache Klarheit zu 
bringen, eine Information an die Herren Bezirksamtsleiter, reſpective 
Bauamtsabtheilungen in dieſem Sinne ergehen zu laſſen, und ich 
bitte den Herrn Bürgermeiſter, von meiner Anregung Gebrauch 
zu machen. 

Mürgermeiſter: In dieſem Falle iſt ja eigentlich eine weitere 
Discuſſion überflüſſig, weil die Geſuchſtellerin ſich ohnedies bereit 
erklärt hat, den Grund zu kaufen. (Zwiſchenruf: Preſſion! — 
Unruhe links.) Aber, darf ich bitten! Den Vorwurf „Preſſion“ 
mufs ich zurückweiſen, das geht nicht. (Ruf links: Es war aber 
jo!) Ich bitte, das iſt nicht zuläſſig! (Gem.-Rath Steiner: 
Klagen!) Herr Gem.-Rath Steiner! Sie haben nicht das Wort. 
In der Weiſe ſpricht man nicht von Beamten und Gemeinde— 
behörden. Dagegen mufs ich mich entſchieden verwahren. Von 
einer Preſſion iſt hier nicht die Rede. Hier handelt es ſich um die 
Zuſtimmung einer Partei, die iſt ausgewieſen, und damit wolle 
der löbliche Gemeinderath rechnen. Es laſſen ſich auch derlei Fälle 
nicht gleich beurtheilen. Dort, wo die Gemeinde einen Anſpruch 
hat, kann ſie darauf nicht verzichten; dort, wo ſie keinen An— 
ſpruch hat, wird ſie keinen erheben. Es iſt Sache des Stadtrathes 
und Gemeinderathes, zu prüfen und zu beurtheilen, ob ein An— 
ſpruch der Gemeinde beſteht oder nicht. 

Gem.-Nath Gräf: Ich kann den Standpunkt, den der Herr 
Bürgermeiſter in dieſer Angelegenheit einnimmt, nicht theilen. Ich 
erblicke als Gemeinderath des Bezirkes meine Aufgabe darin, in 
dem Falle, als wirklich unter Anwendung gewiſſer Mittel die 
Steuerträger zur Leiſtung einer Zahlung veranlaſst werden, die 
Sache hier öffentlich zu beſprechen. (Beifall links.) Meine Herren! 
Es handelt ſich darum, ob wir ein Recht haben, in dem Falle 
eine Gebür, reſpective einen Platzzins — oder wie Sie das nennen 
wollen — eine Entſchädigung zu verlangen oder nicht. Ich weiß, 
dafs unter gewiſſen Umſtänden die Zuſicherung der Frau zuſtande 
gekommen iſt und habe mich verpflichtet gefühlt, auf dieſe Art — 
ich will den Ausdruck „Preſſion“ nicht gebrauchen — hier auf— 
merkſam zu machen. Ich möchte bitten, dass uns ſolche Scenen, 
ſolche Fälle in Zukunft erſpart werden und entſprechende Informa— 
tionen hinausgehen. 
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Herr Bürgermeiſter, ich kann den Vorwurf nicht zugeben, 
daſs ich das Amt verdächtigen wollte. Ich ſpreche nicht gerade 
von einer Preſſion, aber jedenfalls wäre es wünſchenswert, dajs 
eine Anderung eintrete, denn angenehm für die Parteien iſt es 
nicht, wie da vorgegangen wurde. 


Bürgermeiſter: Der Beamte hat doch nichts davon, ob 
die Gemeinde einen Geldbetrag bekommt oder nicht. (Unruhe links.) 
Der Beamte geht einfach nach ſeiner Überzeugung und Verpflichtung 
vor. Er hat dabei allerdings die Pflicht, das Intereſſe der Gemeinde 
zu wahren. So iſt die Sachlage. Wenn nun die Partei ſich be— 
ſchwert erachtet, ſo kann ſie auch zu mir kommen und mir mit— 
theilen, daſs fie der Meinung iſt, dafs ihr in dem Falle unrecht 
geſchehen ſei. Ich werde den Fall gewiſs genau unterſuchen. Das 
weiß jedermann und es wird auch davon ſehr ausgiebiger Gebrauch 
gemacht. Es iſt alſo nicht nothwendig, Vorwürfe zu erheben. 


Gem.-⸗Rath Dr. Steger: Weil der Herr Bürgermeiſter 
jeden Ausdruck, der von einem Mitgliede uuſerer Partei gebraucht 
wird, in fo ſcharfer Weiſe auffajst, weil er, ich könnte jagen, ſich 
bemüſſigt fühlt, ein Wort wie „Preſſion“ zurückzuweiſen und in 
dieſem Worte förmlich eine Beleidigung der Beamlenſchaft zu er— 


blicken (Zwiſchenruf links) — ich weiß nicht, von wo er gefallen 
iſt, das iſt jedoch ganz gleich, er iſt gerügt worden — ſo habe ich mir 


das Wort erbeten. Es wird der Herr Bürgermeiſter nicht leugnen 


können, daſs im Stadtrathe ſchon ſehr oft Erklärungen von Par- 


teien zur Verleſung gelangt find, denen man es angemerkt hat, meiſter hat geſagt, es liegt kein rechtskräftiger Gemeindebeſchluſs vor. 


daſs ſie nicht dem freien Willen der betreffenden Parteien ent— 


geweſen ſein müſsten oder weil ſie, mit einem Worte, unter 
Curatel hätten geſtellt werden müſſen, wenn ſie ſolche Erklärungen 
abgeben. 

Es iſt daher auch vom Stadtrathe zu wiederholtenmalen 
beſchloſſen worden, dass in derartigen Fällen Weiſungen an die 
Bezirksämter hinausgehen, damit nicht in einer ſolchen Weiſe mit 
den Parteien umgegangen wird. Es iſt vollſtändig richtig, dass 
der Beamte nicht aus Eigennutz derlei Dinge thut, das wird auch 
niemand behaupten und hat nie jemand behauptet (Zuſtimmung 
links), aber der einzelne Beamte thut es theilweiſe aus Angſt, 
damit er nicht zur Rechenſchaft gezogen wird, theils aus Übereifer, 
theils um ſich bei ſeinen Vorgeſetzten beliebt zu machen. In der 
Beziehung wird geſündigt, das iſt zweifellos, und ich glaube, der 
Herr Bürgermeiſter ſollte nicht jedes Wort, das fällt, gar ſo ſcharf 
auffaſſen, und in einem ſolchen Worte nicht immerfort eine Be— 
leidigung der ganzen Beamtenſchaft erblicken. Es wäre ſonſt wirk— 
lich nicht mehr möglich, auch nur die leiſeſte Kritik der Gemeinde— 
verwaltung in dieſer Weiſe auszuüben. (Gem.⸗Rath Hawranek: 
Das iſt nur vor den Wahlen!) 


Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Hawranek, ich rufe 
Sie zur Ordnung; reden Sie nicht immer drein, melden Sie ſich 
zum Worte, wenn Sie etwas zu ſagen haben. 

Ich werde den Ausdruck „Preſſion“ jederzeit rügen. Denn 
ich kann dies nicht zugeben. Die Beamten haben keinen Anlass 
dazu, ſie werden auch nie belobt, wenn ſie in dieſer Richtung 
zu weit gehen. Der Beamte hat feine Pflicht zu erfüllen. Die An— 
ſichten über verſchiedene Fälle ſind natürlich nicht immer über— 


einſtimmend, und wenn der Stadtrath die Wahrnehmung macht, 


daſs in einem Falle zu weit gegangen wurde, ſo gibt er ohnedies 
eine entſprechende Weiſung hinaus. 
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Vice-Pürgermeiſter Matzenauer: Im gegebenen Falle 
liegt nach meinem Erinnerungsvermögen die Sache einfach ſo. 
Vor einer Reihe von Jahren, vor Einverleibung der Vororte, 
hat dieſe Frau dieſes Haus erbaut, vermag aber eine rechtskräftige 
Bewilligung der Gemeinde zur Anlage dieſer Riſalite nicht auf— 
zuweiſen. Darin liegt der Grund der ganzen Sache, dafs ein 
rechtskräftiger Gemeindebeſchluſs, nach welchem ihr gegen Entgelt 
oder unentgeltlich die Überlaſſung dieſes Straßengrundes als Riſalit 
bewilligt worden wäre, nicht vorliegt. Nun hat ſie eine Stockwerks— 
Aufſetzung geplant und ſucht um die Bewilligung zu dieſer Stock— 
werks-Aufſetzung an. Es handelt ſich nun darum, auf die beſtehenden 
Riſalite eine weitere Fortſetzung zu fügen, und es iſt natürlich, 
dafs man bei dieſer Gelegenheit in die Kenntnis gekommen iſt, 
daſs fie eine rechtskräftige Bewilligung zur Ausführung dieſer 
Riſalite überhaupt nicht hat. 

Es hat ſich nun darum gehandelt, dieſe Sache endgiltig zu 
ordnen, denn dies muſste doch in irgendeiner Weile geſchehen, und 
es iſt dies fo geſchehen, dass fie ſich bereit erklärte, einen Betrag 
von 40 fl. zu bezahlen. Alſo ich glaube, wenn man die Sache 
ruhig und objectiv beurtheilt, iſt da weder von eine: Preſſion 
noch von etwas anderem ungehörigen zu ſprechen. 

Bürgermeiſter: Wünfcht noch jemand das Wort? (Unruhe 
links.) Es handelt ſich um 40 fl. (Rufe links: Aber um das 


Princip!) 


Gem.-Nath Hebaſtian Grünbeck: Der Herr Vice⸗Bürger⸗ 


a . ei Nun, meine Herren, wir in den Vororten — ich weiß es von 
ſprungen ſind, weil ſonſt die Parteien entweder geiſtesabweſend 


mir ſelbſt, ich habe im Jahre 1874 mehrere Klafter Grund für 


die Straße hergegeben — wir haben dies immer ohne Entſchädi— 
gung unentgeltlich gethan. Man hat auch Riſalite gehabt — ja, 


man hat den Straßengrund unentgeltlich abgetreten, und jetzt 


kommen Sie und ſagen, er hat kein Recht! Das hat es in den 


Vororten nicht gegeben, wir haben nichts dafür bekommen, wenn 


wir einen Grund abgetreten haben, das wiſſen die Herren aus den 
anderen Vororten auch. (Zuſtimmung links.) 

Es iſt nicht wegen des Betrages, aber ich glaube, es iſt 
nicht richtig, wenn man von jemandem etwas verlangt, der ſchon 
früher einen Grund abgetreten hat, und jetzt verlangen Sie für den 
Riſalit etwas. Es iſt das kein Betrag, aber es wird nach meiner 
Anſicht etwas unrechtes verlangt. 

Würgermeiſter: Es iſt niemand mehr zum Worte gemeldet, 
die Debatte iſt geſchloſſen. Der Herr Referent hat keine Be— 
merkung zu machen? (Referent verzichtet.) Wir kommen alſo 


zur Abſtimmung. Ich conſtatiere die Anweſenheit von mehr als 


92 Gemeinderäthen. Jene Herren, welche für den Antrag ſind, 

wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen— 

probe. (Nach einer Pauſe:) Einſtimmig angenommen. 

Beſchluſs: Der zur Riſalitanlage beim Hauſe XVI., Brunnen— 
gaſſe 40, der Karoline Berger erforderliche Grund 
per 1»˙67 m? wird um den Betrag von 40 fl. über: 
laſſen. 

18. (1073.) Referent Gem.-Nath Witt. v. Neumann: 
Beilage 37. Es ſind die Eheleute Joſef und Agnes Müller ein— 
geſchritten um die Erwerbung eines Theiles der Cat.⸗Parc. 177/2 
in Gerſthof. 

Die Herren ſehen auf dem Plane die Situation gezeichnet: 
Friedrich-Wagnergaſſe, verlängerte Feldgaſſe und Neuwaldegger— 
ſtraße, und es handelt ſich darum, zur Einl. -Z. 829 ein Stück 
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dazuzufaufen, um die Straßenfront nach der verlängerten 
Feldgaſſe zu erreichen. Zur Verbauung ſelbſt kann damit gebracht 
werden ein Ausmaß von 6460 m? Zur Straße aber kommt 
ein Ausmaß von 72 m? zu erwerben. Nun bemerke ich, dass 
die Straße dort erſt reguliert werden muſs und eine bedeutende 
Abgrabung ſtattfinden ſoll; dies iſt auch in den Antrag des Stadt— 
rathes aufgenommen, und hat die Partei die Verpflichtung, dieſe 
Abgrabung durchzuführen. Als Preis für die 64 m2 eigentliche 
Baufläche iſt die Summe von 250 fl. vorgeſchlagen, das iſt alſo 


ein Preis von circa 4 fl. per Quadratmeter. Überdies erwachſen den 


Käufern auch noch die Koften infolge der Abgrabung der 72 m?. 

Es wird nun vom Stadtrathe beantragt, 
nehmigen (liest): 

„Den Eigenthümern der Realität Einl.⸗Z. 829 Gerſthof, 
XVIII. Bezirk, Joſef und Agnes Müller, wird zum Zwecke der 
Arrondierung ein Theil der Cat.-Parc. 177% , Ein.⸗Z. 193 
Gerſthof, Figur adp qu a, im Ausmaße von circa 6460 m?’ 
um den Pauſchalbetrag von 250 fl. und unter folgenden Be— 
dingungen käuflich überlaſſen: 

a) Der obgenannte Kaufſchilling iſt binnen acht Tagen nach 
Verſtändigung der Offerenten von der Annahme des Offertes 
bar zu Handen der ſtädtiſchen Hauptcaſſa zu erlegen; 


b) die Bezahlung der Vertragskoſten und Übertragungsgebüren 
obliegt den Käufern; 


c) letztere verpflichten ſich, den zur Straße entfallenden Theil 
der Cat.⸗Parc. 177/2, Figur due op d, im Ausmaße von circa 
72·80 m?, welchen die Gemeinde zur grundbücherlichen Abſchreibung 
zu bringen hat, binnen Jahresfriſt, vom Tage der Übernahme des 
Grundes gerechnet, auf ihre Koſten ins richtige Niveau zu bringen; 


d) die Einverleibung des Eigenthumsrechtes der Käufer, 
ſowie die Abſchreibung des Straßengrundes ins öffentliche Gut 
erfolgt erſt, wenn letzterer in das richtige Niveau gebracht iſt.“ 

Ich bitte um die Annahme dieſes Antrages. 


Vürgermeiſter: Keine Einwendung? Ich erſuche jene Herren, 
welche mit dem Referenten-Antrage einverſtanden ſind, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer 
Pauſe:) Einſtimmig angenommen. 

Beſchluſs: Den Eigenthümern der Realität Einl.⸗Z. 829 
Gerſthof, XVIII. Bezirk, Joſef und Agnes Müller 
wird zum Zwecke der Arrondierung ein Theil der 
Cat.⸗Parc. 177/2, Einl.⸗Z. 193 Gerſthof, Figur ad pq a, 
im Ausmaße von circa 6460 m? um den Pauſchal⸗ 
betrag von 250 fl. und unter folgenden Bedingungen 
käuflich überlaſſen: 

a) Der obgenannte Kaufſchilling iſt binnen acht 
Tagen nach Verſtändigung der Offerenten von 
der Annahme des Offertes bar zu Handen der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa zu erlegen; 
p) die Bezahlung der Vertragskoſten und Über— 
tragungsgebüren obliegt den Käufern; 

letztere verpflichten ſich, den zur Straße entfallen— 

den Theil der Cat.-Parc. 177/2, Figur dee o p d, 

im Ausmaße von circa 72:80 m?, welchen die Ge— 

meinde zur grundbücherlichen Abſchreibung zu 

bringen hat, binnen Jahresfriſt, vom Tage der 


ce 
— 


Übernahme des Grundes gerechnet, auf ihre Koſten 
ins richtige Niveau zu bringen; 


folgendes zu ge— | 
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d) die Einverleibung des Eigenthumsrechtes der Käufer, 
ſowie die Abſchreibung des Straßengrundes ins 
öffentliche Gut erfolgt erſt, wenn letzterer in das 
richtige Niveau gebracht iſt. 

19. (1530.) Referent Gem.-Nath Ritt. v. Neu mann: 
Es handelt ſich hier um die Bewilligung von Riſalitgrund für 
den Umbau der Realität im XI. Bezirke, Hauptſtraße Nr. 99. 
Beanſprucht werden 34 m'. Bei dieſem Bau wird eine Zurück— 
ſchiebung ſtattfinden, und wird daher folgender Antrag 
geſtellt: 

„Compenſation des zur Riſalitanlage erforderlichen Grundes 
per circa 440 m? mit einer doppeltgroßen Fläche des abzu— 
tretenden Straßengrundes.“ 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Die Herren, welche mit dem Referenten-Antrage einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Der zur Riſalitanlage beim Hauſe, XI., Haupt: 

ſtraße 99, erforderliche Grund per circa 4˙40 m wird 
an Theodor und Georg Meichl im Compenſations— 
wege gegen eine doppeltgroße Fläche des abzutretenden 
Straßengrundes überlaſſen. 

20. (1432.) Referent Hem.- Rath Wurm: Beilage Nr. 40. 
Hier handelt es ſich um das neuerliche Offert, welches von den 
Eigenthümern der Realität VI. Bezirk, Wallgaſſe 25, geſtellt wurde, 
auf einen Theil der Linienwallparcelle im VI. Bezirke. Für dieſe 
Fläche, welche 400 m? beträgt, wurde ursprünglich ein Preis 
von 37 fl. per Quadratmeter geboten, im ganzen circa 15.000 fl. 

Nun, dieſes Offert wurde zurückgewieſen, und das Bauamt 
hat berechnet, daſs der Grundwert ein ſolcher wäre, dass er 
mindeſtens einen Einheitspreis von 51 fl. rechtfertigt. Nun iſt 
ein neuerliches Offert eingebracht worden, worin dieſer Einheits— 
preis überſchritten wird. Es iſt nunmehr ein Offert eingebracht 
worden, welches eine Pauſchalſumme von 20.500 fl. bietet, das 
iſt ein Einheitspreis von 51 fl. 25 kr. 

Nachdem dieſer Einheitspreis der dortigen Lage vollkommen 
entſprechend iſt, hauptſächlich in Rückſicht darauf, daſs die Partei, 
wenn ſie bauen will, auch noch gezwungen iſt, die hier im Plane 
dunkel ſchattierte Fläche im Ausmaße von circa 20 m zu erwerben 
und unentgeltlich für die Straße abzutreten, empfiehlt der Stadt— 
rath die Annahme, und zwar unter den nachſtehenden Bedingungen: 

Vürgermeiſter (unterbrechend): Wird die Verleſung ge— 
wünſcht? (Rufe: Nein!) Es iſt nicht der Fall. Ich conſtatiere die 
Anweſenheit von mehr als 92 Herren Gemeinderäthen. — Ich 
bitte jene Herren, welche mit den Referenten-Anträgen einver⸗ 
ſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um 
die Gegenprobe. (Gem.⸗Rath Gregorig erhebt die Hand.) Der 
Antrag iſt einſtimmig .. . (Gem.⸗Rath Gregorig: Oho!) Der 
Herr Gem.⸗Rath Gregorig ſtimmt dagegen; der Antrag iſt 
mit allen gegen eine Stimme angenommen. 

Beſchluſs: Die Gemeinde Wien überlässt den Eigenthümern 
der Realität Or.⸗Nr. 25 Wallgaſſe, Einl.⸗Z. 1039, 
VI. Bezirk, Arthur und Eliſabeth v. Marklowsky⸗ 
Pernſtein den zur Arrondierung dieſer Realität er- 
forderlichen Theil der Linienwallparcellen 1427/4 und 
1188, Einl.⸗Z. 1050, VI. Bezirk, Figur a bee d a, im 
Ausmaße von circa 400 m? um den Pauſchalbetrag 
von 20.500 fl. und unter folgenden Bedingungen: 


ES 
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a) Der obige Kaufſchilling iſt binnen acht Tagen nach 
Verſtändigung der Käufer von der Annahme obigen 
Offertes bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa einzube⸗ 
zahlen; 
die Käufer tragen die Vertragskoſten und Über- 
tragungsgebüren und übernehmen das bezüglich 
eines Theiles des in Frage ſtehenden Grundes 
zwiſchen der Gemeinde Wien und Franz Mano— 
ſchek beſtehende Pachtverhältnis; 
die Gemeinde verpflichtet ſich, den zur Gürtel— 
ſtraße fallenden Theil der obgenannten Linienwall⸗ 
parcellen, Figur bc ef g b, im Ausmaße von 
circa 550 m?, welchen die Offerenten auf ihre 
Koſten ins richtige Niveau zu bringen haben, 
grundbücherlich abſchreiben zu laſſen. 

Die Schadloshaltung für dieſe Straßengrund— 


>” 
— 


C 


— 


fläche iſt bereits in dem oberwähnten Kauf- 


ſchillinge enthalten; 

d) die Käufer ſind verpflichtet, ſobald ſie an die 
Verbauung des rückwärtigen Theiles der Realität 
Or.⸗Nr. 25 Wallgaſſe ſchreiten, als Sicherſtellung 
für die Einlöſung und ſeinerzeitige koſten⸗ und 
laftenfreie Abtretung des im Plane bezeichneten 
Theiles der Cataſtralparcelle 21/17, Einl. 
3. 226 Fünfhaus, im Ausmaße von circa 20 m? 
als Straßengrund im richtigen Niveau eine Cau— 

tion in der Höhe von 600 fl. zu erlegen. 
21. (260.) Referent Gem.-Rath Wurm: Ich habe ferner 
die Ehre, zu referieren über Zahl 260 ex 1895, Beilage Nr. 24, 
und ad Nr. 24 und einen Plan ad Nr. 24. Es betrifft dies die 
Baulinienbeſtimmung für das Garniſonsſpital und das ſogenannte 
„Gatterholz“. Ein Theil der Baulinien iſt ſchon ſeinerzeit von 
der Gemeinde Meidling beſtimmt worden. Es iſt dies jener 
Theil, welcher nördlich von der ehemaligen Glorietteſtraße, gegen— 
wärtig Hohenberggaſſe, gelegen iſt. Der größte Theil dieſer damals 
beſtimmten Baulinien wir nun aufrecht erhalten, nur hat ſich bei der 


welcher früher mehr weſtlich gelegen iſt, zweckmäßig dadurch durchzu— 
führen wäre, wenn man die Schwenkgaſſe verlängert und den Kaſernen⸗ 
grund bis zur Schwenkgaſſe vorrückt. Durch die Verlängerung der 
Schwenkgaſſe wird nämlich die Verbindung gegen die Schönbrunner— 
ſtraße möglich werden, während die früher projectiert geweſene, gegen 
Weſten gelegene Straße in abſehbarer Zeit nicht hätte durchgeführt 
werden können, weil dort die Realität des Baron Springer iſt 
und dann auch ein Theil des Tivoli, alſo Gartenanlagen, welche 
in abſehbarer Zeit gewiss nicht parcelliert werden, und andererſeits 
es auch angezeigt iſt, beſtehende Gartenanlagen zu ſchonen. Durch 
dieſen Vorſchlag werden dieſe Gartenanlagen noch vergrößert, weil 
in Ausſicht genommen iſt, alle Theile öſtlich von der Schwenk— 
gaſſe zu den beiden von mir bezeichneten Realitäten zuzuſchlagen. 

An neuen Baulinien werden alſo beſtimmt: die Verlängerung 
der Schwenkgaſſe, und zwar bis zu jener Straße, wo die Waſſer— 
leitungsrohre gelegt ſind. Auch ſoll aufrecht erhalten werden die 
bereits beſtimmte Gloriettegaſſe, gegenwärtig Hohenberggaſſe, mit 
einer Breite von 2276 m. Dann ſoll jene Straße, welche gegen 
die Südbahn zu gelegen iſt und wo die Hochquellenleitungsrohre 
gelegt find, mit einer Breite von 18°96 m beſtimmt werden. Bei 
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dieſen beiden Straßen ſind Vorgärten in Ausſicht genommen in 
der Breite von 7˙388 m. Endlich fol öſtlich von jener Fläche, 
welche für die Spitalsanlage beſtimmt iſt, ein freier Platz gelaſſen 
werden, welcher im Plane mit dem Buchſtaben C bezeichnet iſt. 
Endlich ſind ſüdlich von jener Straße, wo die Waſſerleitungsrohre 
liegen, früher einige Baulinien beſtimmt geweſen, welche im Plane 
mit a, 8, y und d bezeichnet find. Dieſe Baulinien ſtehen nicht 
mehr in Beziehung zu den ſpäter projectierten Baulinien, die hier 
nur theilweiſe beſtimmt werden und theilweiſe auch nur im Projecte 
beſtehen. Es iſt daher nothwendig, dafs dieſe Baulinienbeſtimmung 
ſüdlich von der von mir bezeichneten Straße aufgehoben werde. 


Was die Niveaux anbelangt, ſo ſind die Niveaux in der 
Straße, wo die Waſſerleitungsrohre liegen, bereits ganz entſprechend 
fixiert. Anders ſteht es mit dem Niveau in der Hohenberggaſſe, 
wo bedeutende Abgrabungen beantragt waren, welche den Zweck 
gehabt haben, dass die Straßen, welche von der Schönbrunner 
Hauptſtraße heraufführen, eine geringere Steigung bekommen, 
andererſeits fällt wieder das Gefälle gegen die Südbahn zu, und 
es wird beantragt, dieſes Niveau vorläufig in suspenso zu belaſſen 
und neue Vorſchläge zu erſtatten, wodurch dieſe Abgrabungen 
vermindert werden und doch eine Verbeſſerung der gegenwärtigen 
Steigungsverhältniſſe erzielt wird. 


Was endlich die Verbauungsweiſe anbelangt, ſo war früher 
in Ausſicht genommen, daſßs von der bereits bezeichneten, weiter 
weſtlich gelegenen Straße an, welche über die Realitäten Tivoli 
und Springer führen würden, die Bauweiſe nach den 88 82 
und 83 durchzuführen wäre. Nach den neuen Vorſchlägen wird 
nun beantragt, daßs weſtlich der Schwenkgaſſe die Verbauung nach 
§8§ 82 und 83 durchzuführen wäre, während ſie öſtlich davon nach 
8 42 mit Ausnahme der Abſätze 1 bis 7 zu erfolgen hätte. 
Bezüglich der Verbauung der Spitalsgründe ſelbſt iſt vom Stadt— 
rathe ſchon früher ein Antrag geſtellt worden, dem auch die 
Pläne, welche vorgelegt wurden, entſprechen, daſs nämlich eine 
freie, pavillonartige Verbauung ſtattfinde. Die ganze Anlage 
wird ein großer Park ſein, in welchem ſich einzelne Pavillons be— 


finden, alſo ein koloſſales Luftreſervoir. Dann iſt noch bezüglich 
Localaugenſcheins⸗Commiſſion herausgeſtellt, daſs ein Straßenzug, 


der Parcellierung etwas zu erwähnen. Die Schwenkgaſſe ſoll 
über bereits parcellierte Gründe geführt werden. Infolgedeſſen 
müſſen gewiſſe Straßentheile aufgelaſſen werden, andererſeits müſſen 
neue Straßenzüge geſchaffen werden. Von dieſen aufzulaſſenden 
Straßentheilen iſt nur ein kleiner Theil, welcher hier mit 120/1 
bezeichnet iſt, im Ausmaße von 825 m? bereits ins öffentliche 
Gut übergeben. Es iſt daher nothwendig, daſs dieſer Straßen— 
theil wieder vom öffentlichen Gute abgeſchrieben und den Beſitzern 
der Gruppen 19, 24 und 30 zugeſchrieben wird. 


Als Compenſation hiefür wird eine Fläche im Ausmaße von 
930 m? in der Tivoliſtraße angeboten. Die Tivoliſtraße bedarf 
einer Erweiterung; ſie iſt in dem der Stadt zugekehrten Theile 
entſprechend weit, weiter hinaus aber entſchieden zu ſchmal. Daher 
iſt es im Intereſſe der Gemeinde gelegen, wenn bei dieſer Ge— 
legenheit auch die Frage der Verbreiterung der Tivoliſtraße er— 
ledigt wird. 


Die Anträge, welche der Stadtrath ſtellt, ſind folgende: 


Bürgermeifler : Die Herren kennen ja die Anträge, fie find 
auf den Beilagen Nr. 24, ad Nr. 24 und ad Nr. 24 a. 
Es iſt keine Einwendung gegen die Anträge erhoben worden. 
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Ich bitte diejenigen Herren, welche mit den Anträgen ein— | 


verftanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um 
die Gegenprobe (Nach einer Pauſe:) Bei Anweſenheit von mehr 
als 92 Herren Gemeinderäthen einſtimmig angenommen. 
(Gem.-Rath Hawranek: Es find nicht einmal 80 da.) Es wird 
ein Zweifel ausgeſprochen. Meine Her ren, ich bitte ſich auf die 
Plätze zu begeben, weil die Auszählung ſtattfindet. (Nach erfolgter 
Auszählung:) Es werden 97 Gemeinderäthe gezählt. Es iſt niemand 
dagegen, ich conſtatiere daher, daſs dieſe Anträge bei Anweſenheit 
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von mehr als 92 Gemeinderäthen einſtimmig angenommen find. 


A. Baulinien. 


1. Die bereits beſtimmten Baulinien: 

a) der Hohenbergſtraße (früher Gloriettegaſſe) mit 
22·76 m Breite und beiderſeits 7'585 m breiten 
Vorgärten; 

b) der nördlich derſelben einmündenden Straßenzüge 

und des freien Platzes zwiſchen der Millergaſſe 

(jetzt Aichholzgaſſe), der Ferdinandsgaſſe (jetzt 

Rothe Mühlgaſſe) und Kletzinskygaſſe; 

der in der Trace der 33“ und 20“ Hoch— 

quellenwaſſerleitung führenden Straße wären 

beizubehalten, beziehungsweiſe die Baulinie dieſer 
letzteren in der mit 1896 m beſtimmten Strecke 
nach B/ B einerſeits und E F andererſeits gerad— 


Beſchluſs: 


linig zu verlängern und von F nach P' längs 
des Südbahngrundes Cat.⸗Parc. 174 mit 23m | 


Breite parallel zur gegenüberliegenden Baulinie, 
dann OP und P N als künftige Straßen— 
begrenzungslinie neu zu beſtimmen, ferner zwiſchen 
der verlängerten Ruckergaſſe und der Laxenburger— 
Allee beiderſeits eine im Minimum 7585 m breite 
Vorgartenherſtellung feſtzuſetzen. 

2. Als neue Baulinien wären für die Spital— 

baugruppe (und Umgebung) weiters zu beſtimmen: 

a) an der öſtlichen Seite: die Verlängerung der 
Ruckergaſſe nach AB mit im Minimum 7'585 m 
breiten Vorgärten und der Bildung eines freien 
Platzes vor derſelben; 

b) an der weſtlichen Seite: eine auf die Verlänge⸗ 
rung der Schwenkgaſſe zu alliquierende Straße 
nach den Linien C“ D und 6 H mit 6m langen 
Eckabkappungen bei C’ und D und einer Straßen- 
breite von 15 m und im Minimum 4 m breiten 
Vorgärten; 

c) die Durchführung der Schwenkgaſſe über die 


Baugruppen XIX, XXIV und XXX bis zur 


Hohenbergſtraße (Gloriettegaſſe) in gerader Linie 
mit 15 m Breite nach ab einerſeits und cd, ef, 
gh andererſeits. 

3. Die bereits beſtimmten Straßenzüge im 
Gemeindegebiete von Hetzendorf mit g und B, J und d 
bezeichnet, wären aufzulaſſen und wäre deren Neu— 
fixierung dem General-Regulierungsplane vorbehalten. 


B. Niveaux. 
4. In der Straße längs der Wafferleitungs- 
trace im Anſchluſſe an die Wilhelmsſtraße und Laxen— 
burger Allee nach den eingezeichneten Coten. 


AK. AAL L 
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5. Die Niveaubeſtimmung bezüglich der Hohen— 
bergſtraße (Gloriettegaſſe) und der hiemit im Zuſammen— 
hange ſtehenden Straßenzüge bleibt in suspenso. 


C. Verbauungsart. 

6. Die weſtlich der Schwenkgaſſe gelegenen Ge— 
bietstheile werden zur Verbauung nach §§ 82 und 83 
der Wiener Bauordnung beſtimmt. Für die Spital- 
baugruppe hat der principielle Stadtraths-Beſchluſs 
vom 13. October 1894, Z. 7226, zu gelten, wonach 
die Verbauung im Pavillonſyſteme innerhalb einer 
Gartenanlage zu erfolgen und die Vorgartenbreite als 
Minimum zu gelten hat, wofür jede Verbauung aus: 
geſchloſſen iſt. 

Als ſtraßenſeitiger Abſchluſs wäre ein Gitter zu 
bedingen, bei welchem die Sockelhöhe Im im Maximum 
zu betragen hat. 

Bei den an der Abdachung nördlich der Gloriette— 
gaſſe (jetzt Hohenbergſtraße) liegenden Baugruppen 
wäre für jene zwiſchen der Meidlingerſtraße und 
Schwenkſtraße die Verbauung nach § 42 encluſive 
Abſatz 1 bis 7 der Wiener Bauordnung jedoch unter 
Einhaltung der bereits beſtimmten Vorgartenanlage 
in obiger Straße (Hohenbergſtraße) zu beſtimmen. 


Genehmigung der in der Eingabe der Allgemeinen 
öſterreichiſchen Baugeſellſchaft verlangten bücherlichen 
Zuſammenlegung der weſtlich der verlängerten Schwenk— 
gaſſe gelegenen, der Allgemeinen öſterreichiſchen Bau— 
geſellſchaft gehörigen Baugründe der Gruppen XIX, 
XXIV und XXX, ſowie der Cat.⸗Par. 120/13 und 
der Theile von Cat.⸗Parc. 121/12 und 123/2 „reſer— 
vierte Straßengründe“ unter Löſchung der letzteren 
Bezeichnung, ferner des rückzuſtellenden Straßengrund— 
theiles der Cat.-Parc. 120/1 per circa 865 m? unter 
Ausſcheidung aus dem Verzeichniſſe für das öffentliche 
Gut in eine eigene Grundbuchs-Einlage mit Aus— 
zeichnung des in der Eingabe diesfalls gemachten Zu— 
geſtändniſſes wegen der ſeinerzeitigen Straßendurch— 
führung gegen dem, dafs die von Cat.-Parc. 118/4 
und 41/1 und 2, Einl.⸗Z. 38, Unter⸗Meidling, zur 
theilweiſen Verbreiterung der Tivoligaſſe (früher 
Johannesgaſſe) entfallenden Grundtheile per circa 
930 m? ſofort als Straßengründe koſten- und laſtenfrei 
abgeſchrieben und im richtigen Niveau an die Ge— 
meinde übergeben und bei Umparcellierung der reſt— 
lichen Baugrundtheile dieſer drei Baugruppen auch 
die nach der Parcellierung des Jahres 1876 ent— 
fallenden, noch nicht abgeſchriebenen reſervierten Straßen— 
grundtheile der Einl.⸗Z. 961 Unter-Meidling ſofort 
in das Verzeichnis für das öffentliche Gut übertragen 
und unentgeltlich und im richtigen Niveau an die Ge— 
meinde Wien übergeben werde. 

22. (739.) Referent Gem.-Rath Wurm: Beilage 47. Es 
betrifft dies den Verkauf der dem Wiener allgemeinen Verſorgungs— 
fonde gehörigen Häuſer Nr. 33 und 35 Wipplingerſtraße im 
I. Bezirke. Behufs Verkaufes dieſer Hänfer wurde eine Offert— 
verhandlung eingeleitet. Bei derſelben haben ſich fünf Offerenten 
gemeldet, und zwar: 
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Chriſtian Cabos mit einem Anbote von 250.105 fl., die 
n.⸗ö. Handels⸗ und Gewerbekammer mit einem Anbote von 
240.000 fl., Julius Ritt. v. Leon⸗Wernberg mit einem An⸗ 
bote von 233.107 fl., Emil Ritt. v. Förſter mit einem Anbote 
von 250.317 fl. und endlich der Erſte allgemeine Beamtenverein 
mit einem Anbote von 272.310 fl. In nähere Betrachtung ſind 
nur zwei Offerte gezogen worden, nämlich das des Erſten allge— 
meinen Beamtenvereines mit dem nominell höchſten Anbote von 
272.310 fl. und das Offert der n.⸗ö. Handels- und Gewerbe— 
kammer, weil hier Nebenbedingungen verbunden waren, wodurch 
die Gemeinde von anderweitigen Verpflichtungen entbunden würde. 

Schon das erſte Angebot, welches die Handelskammer mit 
240.000 fl. geſtellt hat, wurde ſeitens der Buchhaltung, des Bauamtes 
und des Magiſtrates als annähernd entſprechend befunden, und nach— 
dem die Handelskammer ihr Angebot von 240.000 fl. auf 250.000 fl. 
erhöht hatte, wurde ſeitens des Magiſtrats-Referenten beantragt, 
das Offert der Handelskammer anzunehmen, und zwar aus dem 
Grunde, weil, wie ich ſchon erwähnt habe, die Gemeinde dadurch 
in Betreff von Verpflichtungen, welche heute gar nicht zu berechnen 
find, wenigſtens erleichtert würde, fo daſs wir in der Zukunft 
genau wiſſen, was wir als Zinspauſchale, welches wir nach dem 
Geſetze vom 29. Juni 1868 zu zahlen haben, leiſten müſſen. Die 
Handelskammer hat nämlich erklärt, daſs ſie, wenn wir ihr die 
beiden Häuſer Nr. 33 und 35 Wipplingerſtraße überlaſſen, für 
alle Zeit, ſolange das Geſetz vom 29. Juni 1868 in Geltung 
iſt und ſolange wir im Sinne des § 21, Abſatz 4 dieſes Geſetzes 
verpflichtet ſind, die Localitäten beizuſtellen, niemals ein höheres 
Zinspauſchale beanſpruchen würde, wie 10.000 fl. Gegenwärtig 
beſitzt die Handelskammer Localitäten im Börſengebäude, wofür die 
Gemeinde einen Beitrag von 6975 fl. und die Handelskammer 
einen ſolchen von 1100 fl. leiſtet, ſo daſs ein Zins von 8000 fl. 
gezahlt wird. Dieſe Localitäten ſind abſolut unzureichend. Es iſt 
der merkwürdige Fall, daſs der Präſident, der Vicepräſident und 
noch ein Beamter in einem Raume untergebracht ſind. Die 
Corridore werden theilweiſe zu Amtszwecken benützt und der 
koloſſale Sitzungsſaal hat einen fo immenſen Raum, daßs er für 
andere Zwecke ſchwer verwendbar iſt. Ein Theil der Bibliothek 
und Regiſtratur iſt in einem ungeheizten Thurmraume unter— 
gebracht, und es iſt natürlich ſehr läſtig, über die enorme Höhe, 
die dort exiſtiert, immer auf- und abſteigen zu müſſen; mit einem 
Worte, die Localitäten ſind abſolut unzureichend, und das erklärt 
ſich einfach dadurch, weil nicht nur die laufenden Geſchäfte der 
Handelskammer beſtändig zunehmen, ſondern in letzter Zeit eine 
ganze Reihe neuer Agenden der Handelskammer zugewieſen wurden, 
welche nur durch ein bedeutendes Beamtenheer bewältigt werden 
können. 

Trotzdem habe ich als Referent dem erſten Antrage des 
Magiſtratsreferates nicht zuſtimmen können, aus dem einfachen 
Grunde, weil mir geſchienen hat, dafs die Differenz von 250.000 fl. 
gegen 272.000 fl. doch eine fo bedeutende ſei, dass die andere 
Berückſichtigung, welche wir jedenfalls auch ins Auge faſſen müſſen, 
nicht ganz ein Gegengewicht bildet. Nach der Auffaſſung des 
Magiſtratsreferenten, der Buchhaltung, des Bauamtes war dies 
allerdings der Fall, nach meiner perſönlichen Auffaſſung aber nicht. 
Ich habe daher den Antrag geſtellt, daßs man die beiden Häuſer 
Nr. 33 und 35 dem Beamtenvereine als nominellem Beſtbieter 
mit 272.310 fl. zuſchlagen ſoll. Dementgegen hat der Stadtrath 


in Berückſichtigung deſſen, daſs es für die Gemeinde von höchſtem 
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Intereſſe iſt, eine ganz unberechenbare Leiſtung zu fixieren, be— 
ſchloſſen, in Verhandlungen mit der Handels- und Gewerbekammer 
einzugehen, ob ſie nicht bereit wäre, ihr Offert zu erhöhen und 
ein beſſeres Anbot zu ſtellen. Es hat hiezu hauptſächlich die Er— 
wägung beigetragen, daſs wir vom November dieſes Jahres ab für 
ausreichende Räume für die Handelskammer aufkommen müjsten. 
Wenn man das nothwendige Flächenausmaß mit Ausſchluſs des großen 
Sitzungsſaales in Berückſichtigung zieht und wir der Handelskammer 
eine ähnliche Fläche im alten Rathhauſe zur Verfügung ſtellen wollten, 
ſo würde für uns ein Zinsentgang von 12.200 fl. platzgreifen. 
Wir müßsten alfo ſchon vom November 1895 an eine Zinsleiſtung 
von 12.200 fl. auf uns nehmen. Außerdem müſsten wir, um dieſe 
Räume, welche gegenwärtig gemietet ſind, für Zwecke der Handels— 
kammer zu adaptieren, mindeſtens 10- bis 12.000 fl. an Adaptie⸗ 
rungskoſten aufwenden. Es wäre das gewifs ein höchſt bedeutendes 
Opfer, welches die Gemeinde zu bringen hätte, um den Beſtim— 
mungen des Geſetzes vom 29. Juni 1868 gerecht zu werden. Die 
Verhandlungen mit der Handelskammer haben ſchließlich das Re— 
ſultat ergeben, daſs die Handelskammer bereit iſt, ihr Offert auf 
die Summe von 272.310 fl. zu erhöhen und ſich andererſeits zu 
verpflichten, ſich mit einer immerwährenden Zinspauſchalierung 
von 10.000 fl. zu begnügen, welche niemals erhöht werden kann. 

Alſo, wenn die Geſchäfte der Handelskammer noch ſo ſehr 
wachſen, ſo werden wir nie gezwungen ſein, einen höheren Betrag 
als 10.000 fl. jährlich zu erſetzeu. 


Was die übrigen Bedingungen anbelangt, jo bietet die Handels— 
kammer eine ſofortige Anzahlung von 50.000 fl. und offeriert den 
Kaufſchillingsreſt im Betrage von 222.310 fl. mit 4 Percent 
zu verzinſen, und zwar inſolange, als ſie nicht in der Lage iſt, 
über eigene Räume derart zu verfügen, dass die Gemeinde der 
Verpflichtung des Geſetzes vom 29. Juni 1868 entbunden iſt. Wenn 
nun dieſer Fall eintritt, daſs die Handelskammer in der Lage iſt, 
für ihre eigenen Räume aufzukommen, dann wird der geſammte 


Betrag zurückgezahlt werden. Zu dieſem Betrage von 222.310 fl. hat 


die Handelskammer noch einen weiteren Betrag zu leiſten, nämlich 
circa 30.000 fl. für jene Flächen, welche nach den Baulinien in 
die Area des Hauſes einzubeziehen ſind. Es erhöht ſich dadurch 
wieder das, was die Handelskammer an uns zu leiſten hat, auf 
252.310 fl. Von dieſem Betrage werden von uns 4 Percent Zinſen 
gezahlt und von dieſem jährlichen Betrage werden 10.000 fl. in 
Abzug gebracht, und zwar inſolange, als wir geſetzmäßig ver— 
pflichtet ſind, für die Unterkunft der Handelskammer zu ſorgen. 


Dieſe neuen Bedingniſſe find nun jo günſtig, dass die Ge— 
meinde wirklich in die Lage kommt, jährlich bedeutende Erſparniſſe 
zu erzielen, wenn ſie das neue Offert annimmt. Denn es ſind 
nicht nur 2200 fl. mit Sicherheit zu erſparen, welche die Differenz 
bildet zwiſchen den 10.000 und 12.200 fl., welche den Zinswert 
im alten Rathhauſe repräſentieren, ſondern es werden außerdem 
die Adaptierungskoſten im Betrage von 10- bis 12.000 fl. 
erſpart. Außerdem verzichtet die Handelskammer auf das Recht, 
daſs ihr von Seite der Gemeinde die neugeſchaffenen Räume 
möbliert werden; für die ganze Ausſtattung und Möblierung wird 
die Handelskammer ſelbſt aufkommen. 

Ich muſss nun darauf hinweiſen, dajs die Herren auf den 
Tiſchen eine rectificierte Vorlage gefunden haben. Es iſt nämlich 
vergeſſen worden, eine Beſtimmung, welche der Handelskammer 
auferlegt wurde, auch aufzunehmen, das iſt Punkt 3. Es iſt die 
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Handelskammer verpflichtet, jene Flächen, welche nach den beſtimmten 
Baulinien einzulöſen ſind, nach denſelben Einheitspreiſen zu be— 
zahlen, als ſie die Realitäten erworben hat, alſo entſprechend dem 
Kaufpreiſe von 273.310 fl. Ferner hat die Gemeinde noch ein 
Zugeſtändnis zu machen in Bezug auf die Intabulierung. Die 
Handelskammer iſt nämlich nur dann in der Lage, den Bau auf— 
zuführen, welcher nach ihrem Sinne in monumentaler Weiſe 
aufgeführt werden ſoll, wenn ihr geſtattet wird, 270.000 fl. primo 
1000 vorzumerken, jo daj3 die Forderung der Gemeinde erſt hinter 
dieſer primo loco-Poſt kommt. Das iſt allerdings eine Forderung, 
welche einem Privaten nicht zugeſtanden werden könnte, aber in 
dieſem ſpeciellen Falle glaube ich, iſt es vollkommen ausgeſchloſſen, 
daſs die Gemeinde einen Verluſt erleidet. Es wird die erſte Poſt 
nach und nach abgezahlt und die Gemeinde rückt dann an die 
erſte Stelle vor. N 

Die Anträge, welche demzufolge der Stadtrath ſtellt, ſind dieſe: 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (welcher mittlerweile den 
Vorſitz übernommen hat): Auf die Verleſung wird verzichtet? 
(Zuſtimmung.) Das Wort hat Herr Gem.-Rath Purſcht. 

Gem.-Rath Vurſcht: Meine Herren! Ich möchte nur 
darauf hinweiſen, dafs dieſes Referat über unſeren Antrag, als 
damals der Antrag von jener Seite (rechts) geſtellt wurde, zurück— 
gewieſen wurde, wo der Betrag ein bedeutend kleinerer war. 

Aber eines kann ich mir überhaupt nicht erklären, ich habe 
es erſt heute erfahren, daſs die Gemeinde Wien verpflichtet iſt, 
10.000 fl. Miete für die Handels- und Gewerbekammer zu be— 
zahlen. Meine Herren, ich ſage Ihnen das eine — es wäre das 
richtigſte, ſie würde überhaupt nicht exiſtieren. (Gem.-Rath 
Gregorig: Da ſind wir einverſtanden!) Das wäre viel richtiger; 
aber jedes kleinere Gremium, jede Genoſſenſchaft mufs ſich ſelbſt 
erhalten, während für die Handels- und Gewerbekammer die Ger 
meinde 10.000 fl. zahlen muſs. (Rufe: Das ſteht im Geſetze!) 
Ich wuſste das nicht. 

Die Form dieſer Offertverhandlung iſt ſchon in vielen Blättern 
beſprochen worden und ſie iſt mir auch ſehr ſonderbar vorge— 
kommen. Entweder exiſtiert eine Offertverhandlung im Stadtrathe 
oder es exiſtiert eine Feilbietung. Mir kommt das mehr vor, 
daj8 es die Form einer Feilbietung war. Wenn eine Offert- 
verhandlung iſt, ſo muſs demjenigen, der das höhere Offert hat, 
der Gegenſtand zugeſchlagen werden, oder wenn nicht, der Verkauf 
einfach ſiſtiert werden. Aber wenn bekannt wird, dafs die Offerenten 
hier offerieren und während der Offertverhandlung den Offerenten 
das Recht zukommt, „wer gibt mehr“, dafs diefelben in der 
Zwiſchenzeit vielleicht verſtändigt werden und wieder etwas mehr 
geben — ja, meine Herren, die Form ſoll doch etwas gewahrt 
werden und gerade von der Gemeinde Wien ſoll die Form in 
anſtändiger Weiſe durchgeführt werden. 

In dem Falle hätte der Meiſtbieter das Object bekommen 
ſollen und es hätte mit dem anderen nicht weiter verhandelt 
werden ſollen. (Beifall links.) 

Gem.-Nath RNoſenſtingl: Meine Herren! Ich glaube, dass 
das eine Frage iſt, die mit Sympathien und Antipathien für die 
Handelskammer gar nichts zu thun hat. Ob die Handelskammer 
aus mehr oder weniger Liberalen zuſammengeſetzt iſt, oder ob ſie 
durch das Geſetz ſo oder ſo umgrenzt iſt, ändert ja an der Sache 
nichts. Ich glaube, es handelt ſich um ein Geſchäft, und wir 
haben zu beurtheilen, ob dieſes Geſchäft für uns günſtig iſt oder 
nicht. Ich bin ganz auf dem Standpunkte des geehrten Vor— 
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redners. Ich halte es auch nicht für gut, wenn man bei Offert⸗ 
verhandlungen hinterher irgendwelche Extraofferte geſtattet. Ganz 
beſonders bedauere ich, daßſs dieſer Uſus — muſßs man beinahe 
ſagen — eingeriſſen iſt, bei Vergebungen von Arbeiten, wo bezüg— 
lich der Billigkeit wieder eine Art von Licitation ſtattfindet. Ich 
goutiere das nicht, möchte Sie aber doch aufmerkſam machen, dajs 
hier ein kleiner Unterſchied iſt. Ich will Sie nicht mit einer 
langen Berechnung hier behelligen. Aber je nachdem man die Sache 
anſieht, könnte man wohl behaupten, dafs das urſprüngliche Offert 
der Handelskammer unter Umſtänden mindeſtens gleichwertig war 
mit dem hohen Offerte, welches die Beamten-Baugeſellſchaft ein- 
gereicht hat. (Widerſpruch links.) Darüber läſst ſich allerdings 
ſtreiten: ich bin dieſer Anſicht, ein anderer iſt vielleicht anderer 
Anſicht. Aber jedenfalls hat der Stadtrath das auch in Erwägung 
gezogen, denn es kommt nicht gerade darauf an, mit welchem 
Capital hier gerechnet wird, ſondern hier, glaube ich, iſt die 
Hauptſache, mit der Verzinſung eine Rechnung anzuſtellen, reſpective 
die Differenz in den Zinsbeträgen zu capitaliſieren. Und da ſtellt 
ſich nun ganz etwas anderes heraus. 

Es iſt ganz gewiſs eine Thatſache, dafs die Localitäten der 
Handelskammer von Jahr zu Jahr vermehrt werden müſſen. Es 
iſt ganz gewiss eine Thatſache, daſs heute, wie die Handelskammer 
ſich befindet, dies nicht nur ein unwürdiger Zuſtand iſt — davon 
will ich gar nicht reden. Da könnte man ſagen: das iſt keine 
repräſentative Körperſchaft, ſondern eine Körperſchaft, die zu 
arbeiten hat. Gut, einverſtanden; ich habe gar nichts dagegen zu 
ſagen, aber Thatſache iſt, daſs die Räumlichkeiten derart beſchränkt 
ſind . . . . (Unruhe links und Rufe links: Er iſt Handelskammer— 
rath!) Ich bin Mitglied der Handels- und Gewerbekammer . . .. 
(Rufe links: Na alſo, da iſt es ja kein Wunder! — Heiterkeit 
und andauernde Unruhe links. — Gem.-Rath Hawranek: Es 
wird immer ſchöner drüben! — Gem.-Rath Gregorig: Die 
Liberalen können machen, was fie wollen! — Gem.-Rath Stehlik: 
Das iſt wirklich ſchön! — Gem.-Rath Strobach: Hier Privat- 
intereſſen zu vertreten! — Der Vorſitzende gibt wiederholt das 
Glockenzeichen.) Meine Herren! Wenn Sie der Anſicht ſind, dafs 
mein Privatintereſſe hei dieſer Affaire irgendwie tangiert wird — 
wenn die Verſammlung dieſer Meinung iſt, ſo verzichte ich ſofort 
auf das Wort. (Rufe rechts: Aber nein, reden Sie nur weiter!) 
Aber deshalb, weil ich zufälligerweiſe Mitglied der Handelskammer 
bin und im aufklärenden Sinne einige Worte ſprechen will, ſich 
in eine ſolche Aufregung zu verſetzen, das verſtehe ich nicht. Ich 
bin doch vielleicht mehr als andere Herren in der Lage, das be— 
urtheilen zu können (Lärm links) und Sie wiſſen (zur Linken 
gewendet) ja noch gar nicht, wie ich über die Sache denke. 
(Gelächter und Unruhe links.) Ich habe nämlich die Anſchauung, 
daſs der Gemeinderath gutthut, dieſes Geſchäft zu machen, und 
ich kann Ihnen ſagen, dass in der Handelskammer eine ganz be— 
deutende Oppoſition gegen dieſe Action war, das wirklich begründete 
Einwendungen erhoben worden find, und dass viele Herren der 
Meinung waren, daſs das für die Handelskammer ein ſchlechtes 
Geſchäft ſei. 

Sie ſehen, meine Herren, daſs man über eine und dieſelbe 
Sache verſchiedene Anſchauungen haben kann. Ich habe wieder die 
Anſicht, daſs das für die Gemeinde etwas gutes iſt, und als Ge— 
meinderath ſpreche ich hier, nicht als Handelskammerrath. Ich 


werde nicht als Gemeinderath ſterben und auch nicht als Handels— 


kammerrath. Mir wäre am allerliebſten, wenn ich weder von dem 
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einen noch von dem anderen etwas mehr ſehen möchte. (Heiterkeit. ) 
Ich habe gar kein großes Intereſſe dabei, und von perſönlichem 
Intereſſe kann ſchon gar keine Rede ſein. Ich möchte Ihnen, 
meine Herren, die gegenwärtigen Verhältniſſe in der Handels- und 
Gewerbekammer nur an einem Beiſpiel zeigen. 

Sie wiſſen, daſs in der Handelskammer ſehr oft Schieds— 
gerichte ſtattfinden. Nun haben wir da ein Local, wo vier Beamte 
ſitzen und arbeiten, und wenn ein Schiedsgericht ſtattfindet, müſſen 
die vier Beamten ihr Zeug zuſammenpacken und müſſen fortgehen 
und können ſpazieren gehen, jo lange, bis das Schiedsgericht fertig 
iſt. Dann können ſie wieder hineingehen und weiterarbeiten. Meine 
Herren! Sie werden mir doch zugeben — da braucht man gar 
nicht daran zu denken, ob man mit der ganzen Thätigkeit einver— 
ſtanden iſt oder nicht — dafs ein ſolcher Zuſtand nicht haltbar 
iſt. Sie müſſen mir zugeben, daſs es ebenſo unhaltbar iſt, daſs 
der Präſident und der Vice-Präſident ein Zimmer mit einander haben; 
Sie werden mir zugeben, daſs das nicht wegen der Würde oder 
Repräſentation, ſondern aus ſachlichen Gründen nicht gut angeht. 
Und ſo geht das weiter. Das größte Local iſt eigentlich der große 
Corridor in der Handelskammer und da ſpielt ſich alles ab; da 
iſt auch die Expedition, da iſt das Vorzimmer und da iſt alles. 
Alſo, das hält ſich nicht, die Handelskammer mußs größere 
Localitäten bekommen, und da können Sie Commiſſionen hinſchicken, 
die werden das conſtatieren. Ich weiß ja nicht, ob die Commune 
Wien dagegen vielleicht Proteſt erheben kann, Einwendungen, das 
weiß ich nicht, und ob da vielleicht eine dritte, eine maßgebende 
Perſon ein Urtheil fällen kann, wie weit das gehen darf, daßs die 
Handelskammer ihre Localitäten erweitert. Darüber habe ich kein 
Urtheil; daſs aber die Räumlichkeiten nicht genügen, das iſt eine 
Thatſache und dafs in wenigen Jahren wieder eine Erweiterung 
ſtattfinden mußs, das iſt ganz ſicher. Nun, ich bitte, meine Herren, 
nehmen Sie an, es würde dieſer Vertrag nicht zuſtandekommen 
und die Gemeinde wird ſich endlich bereit erklären, für die Locali— 
täten, die da gemietet werden ſollen im erſten Stocke in der Börſe, 
10.000 fl. zu zahlen; jetzt hat ſie nicht ganz 7000 fl. In drei 
oder vier Jahren wird wieder derſelbe Jammer kommen, Sie 
werden ſich vielleicht entſchließen, 12.000 fl. zu zahlen, und wieder in 
ſechs Jahren werden Sie 14.000 fl. oder 15.000 fl. zahlen. Nun, 
meine Herren, wenn Sie das in Betracht ziehen, wenn Sie dieſe 
2000, 4000, 6000 fl. capitaliſieren, dann ſtellt ſich das Offert 
ganz anders dar, und ich bin überzeugt, daſs der Stadtrath auch 
von dieſem Standpunkte aus die Sache beurtheilt hat. Es iſt alſo 
nicht ganz ſo richtig, hier von einer Licitation zu ſprechen, weil 
nach meiner ſubjectiven Auffaſſung das Offert der Handelskammer 
nicht um 20.000 fl. billiger war, ſondern um einen Betrag, den 
man feſtſtellen kann, je nachdem man die Anſicht hat, ob es richtig 
iſt, dafs die Handelskammer täglich mehr Geſchäfte bekommt, oder 
ob es nicht richtig iſt. 

Bis jetzt iſt es Thatſache, der Herr Referent hat Ihnen das 
ſchon geſagt, und ich glaube, Sie werden mit mir doch überein— 
ſtimmen, daſs in allen Amtern, Corporationen die Geſchäfte 
wachſen und die Agenden immer größer und weiter werden, und 
daſs daher auch wieder neue Beamte angeſtellt werden müſſen 
und dafs wieder neue Locale geſchaffen werden müſſen. Wenn Sie 
das alſo von dieſem Standpunkte aus betrachten, dann iſt doch 
dieſer Einwand bezüglich dieſes Circulares, welches heute von 
dieſem Vereine gekommen iſt, nicht ſo ganz richtig. Ich will mich 
auch hier jeder ſympathiſchen oder antipathiſchen Außerung ent⸗ 
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ſchlagen; aber ſehen Sie, die Herren jammern heute. Erinnern 
Sie ſich doch, was Sie uns angeboten haben. (Gem.⸗Rath Dr. 
Lueger: Wir jammern?) Nicht Sie, der Beamtenverein jammert, 
der iſt natürlich ſehr unangenehm berührt. Hätte er vor anderthalb 
Jahren ein anſtändiges, richtiges Offert gemacht, ſo würde ihm 
wahrſcheinlich dieſer Grund zugeſchlagen worden ſein und die 
ganze Sache wäre heute nicht hier; aber der Beamtenverein hat 
wahrſcheinlich geglaubt, wir haben auch mit Beamten zu thun, 
mit denen er machen kann, was er will. Ich will nicht mehr 
ſagen, Sie werden ſelbſt wiſſen, was ich damit ſagen will. Hier 
hat er ſich geirrt, er hat ein lächerliches Offert gemacht und hat 
hinaufgehandelt; jetzt hat man ihn endlich gezwungen, Farbe zu 
bekennen. 

Nun möchte ich aber da doch etwas beifügen. Sie haben die 
Preiſe gehört, welche um 240.000 und 250.000 fl. ſich herum⸗ 
gruppieren, und Sie haben dieſen Extrapreis gehört. Ich glaube, 
es ausſprechen zu dürfen, daſs dort der Grund mit 350 fl. 
per Quadratmeter — ſo beiläufig ſtellt er ſich — außerordentlich 
theuer iſt. Nun iſt es aber begreiflich, der Beamtenverein hat die 
Rechnung ohne den Wirt gemacht — vorläufig wenigſtens, denn 
ich weiß nicht, wie Sie darüber abſtimmen werden — aber er 
hat dort ein Haus gekauft in der ſicheren Vorausſetzung, daſs er 
die anderen zwei Häuſer dazu bekommen wird, und der Beamten— 
verein oder die Beamten-Baugeſellſchaft war thatſächlich in der 
Lage, ein exorbitant hohes Offert zu machen, welches aber mit 
den wirklichen in der Gegend richtigen Grundpreiſen nicht im 
Verhältniſſe iſt. Die richtigen Preiſe ſehen Sie ganz gut aus den 
verſchiedenen anderen Offerten; ſie rangieren mit 240.000 und 
250.000 fl., wie geſagt, und das ſcheint mir auch ein ganz an— 
gemeſſener Preis zu fein. Uns kann es ja recht ſein, dajs jetzt 
dieſer hohe Preis erzielt worden iſt, aber ich glaube, in Betracht 
kommen mußs das doch auch. 

Ich bin aus einem ganz beſonderen Grunde dafür, daſs die 
Gemeinde Wien dieſes Geſchäft macht. Es mag fein, dafs ich mich 
täuſche. Ich möchte mich da au die Herren Rechtsgelehrten wenden, 
was die für eine Anſicht darüber haben. Ich habe nämlich die 
Anſchauung, wenn dieſes Übereinkommen für die Handelskammer 
einigermaßen günſtig iſt, wenn die Handelskammer einen Ban 
aufführt, der nicht luxuriös, ſondern ſolide und billig gemacht 
wird, fo glaube ich, dajs in irgendeiner abſehbaren Zeit die 
Handelskammer das ganze Capital, welches auf dem Hauſe laſtet, 
amortiſieren kann, und ich hatte die allerdings vielleicht naive 
Anſchauung — und da wende ich mich ſpeciell an die Herren 
Juriſten — dafs in dem Momente, wo die Handelskammer im 
wirklichen Beſitz und Eigenthum dieſes Gebäudes iſt, nichts mehr 
ſchuldig und niemanden mehr verpflichtet iſt, eo ipso die Ver— 
pflichtung der Gemeinde Wien erliſcht, der Kammer weitere Bei— 
träge zu leiſten. Ich mag mich täuſchen, ich bin ja kein Juriſt. 
Das iſt der Standpunkt, der mich geleitet hat, wie ich für die 
Sache eingetreten bin. Es iſt richtig, daſs das in einer Reihe 
von Jahren geſchehen wird, es kann 30 bis 40 Jahre dauern, 
je nachdem die Verhältniſſe günſtig ſind, unter denen die Kammer 
dieſes Haus aufführt. 

Je mehr wir ihr entgegenkommen, deſto raſcher kann natürlich 
die Kammer das Haus amortiſieren, und deſto früher kann nach 
meiner ſubjectiven Meinung die Gemeinde Wien in die Lage 
kommen, der Handelskammer den Beitrag nicht zu zahlen, auch 
wenn das Geſetz geändert wird. 
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Das iſt der Hauptgrund, der mich beſtimmt hat, dafür zu 
ſtimmen, und ich glaube, dass ich damit nicht als Handelskammer 
rath, ſondern als Gemeinderath geſprochen habe; ich empfehle 
Ihnen die Annahme des Antrages. 

Gem.-Nath Geitler: Meine Herren! Ich bin nicht in der 
Lage, mich ſo wie der Herr Vorredner für das Referat zu be— 
geiſtern, und kann auch nicht für dasſelbe ſtimmen. Ich möchte 
aber, bevor ich mit meinen Ausführungen beginne, an den Herrn ſein, wenigſtens mir iſt es nicht möglich anzunehmen, dafs das 
Referenten die Frage ſtellen, wie denn die Zahlungsbedingungen anders gegangen iſt. Man hat gewuſst, das gibt uns der Beamten: 
ſeitens der anderen Offerenten gelautet haben. Ich bitte, mir das verein, wir wollen es aber lieber der Kammer geben und hat der 
mitzutheilen und dann werde ich meine Rede fortſetzen. Kammer geſagt: „gib du uns ſo viel und wir geben es dir“ und 

Referent: Die Zahlungsbedingungen waren bei der Offert⸗ in dem Moment erſt, glaube ich, iſt die Geſchichte mit den 
verhandlung feſtgeſetzt; die anderen Offerenten haben ſich ihnen 10.000 fl. gekommen, da erſt hat man geſagt, wir werden der 
allerdings unterworfen. Die Zahlungsbedingungen ſind: Ein drittel Kammer größere Localitäten mieten müſſen, das wird mehr Zins 
ſofort bar zu zahlen, und zwar innerhalb acht Tagen, dann das | foften, infolgedeſſen können wir das der Kammer auf anderer 
zweite drittel innerhalb eines Jahres und das letzte drittel inner- Weiſe zugute buchen, was uns der höhere Zins koſten wird, und 
halb zwei Jahren, das find die gewöhnlichen Bedingungen. Die | in dieſem Augenblicke iſt die Mehrforderung bezüglich der 3000 fl. 
Verzinſung geſchieht zu 5 Percent, aber es iſt freigeſtellt, jofort | gekommen. Ich glaube, es iſt nicht richtig, daj8 man die Handels— 
den ganzen Kaufſchilling zu erlegen. kammer verſtändigt hat von dem, was der Beamtenverein gegeben 

Gem.⸗Nath Geitler (fortfahrend): Nun, meine Herren, nach hat, und dafs man erſt dann mit ihr zu verhandeln angefangen 
dem, was ich gehört habe, muſs ich umſomehr auf das ent- hat. Aber alles das beiſeite geſetzt, ſind die Bedingungen, unter 
ſchiedenſte gegen die Annahme dieſes Referates Stellung nehmen. denen wir dieſes Geſchäft machen ſollen, ſolche, die mir wenigſtens 
Vor allem anderen iſt mir — abgeſehen von dem Preiſe und den weder während meiner Praxis hier im Gemeinderathe noch ſonſt 
ſonſtigen Bedingungen — etwas nicht ganz klar. Es wird hier irgendwie in meiner Praxis vorgekommen ſind. 
geſagt: die Handelskammer hat im Sinne eines Geſetzes, welches Die Handelskammer braucht zu dem Geſchäfte, welches ſie 
uns natürlich momentan nicht vorliegt, da müſsten wir uns erſt hier vertritt, circa 600.000 fl. — 50.000 fl. will fie uns zahlen, 
das Reichsgeſetzblatt kommen laſſen, das Recht, von der Gemeinde 220.000 fl. will ſie uns ſchuldig bleiben und 240.000 fl. will 
Wien diejenigen Localitäten zu verlangen, die ſie überhaupt braucht. ſie demjenigen ſchuldig bleiben, von dem ſie das Geld zum Bau 
Nun iſt das ein ſehr vager Begriff: was man braucht. Ich kann | nimmt. Sie will ein Geſchäft, welches 600.000 fl. koſtet, mit 
mir aber nicht denken, dafs man jetzt die Localitäten, die in der 50.000 fl. machen; wie nennt man denn das eigentlich? (Ruf: 
Börſe für die Handelskammer adaptiert wurden, nur auf eine Grauslich!) Das habe ich nicht geſagt, aber wie nennt man das? 
kurze Reihe von Jahren adaptieren ließ, weil ich mir nicht vor- Und die Gemeinde ſoll ſich für den Wiener allgemeinen Ver— 
ſtellen kann, daſs man den großen Sitzungsſaal und die anderen ſorgungsfond in eine zweite Hypothek ſetzen; nach 240.000 fl. 
großen Räume, die dort ſind, nicht für eine große Friſt und aus— ſoll die Gemeinde mit 220.000 fl. kommen. Meine Herren, das, 
ſchließlich für die Zwecke der Handelskammer hätte herſtellen laſſen, glaube ich, iſt noch nicht dageweſen, und ich glaube, das darf 
wenn man nicht überzeugt geweſen wäre, dass dieſe Räume für | man nicht genehmigen. Ja, meine Herren, wir gehen noch weiter; 
die Kammer vollkommen genügen. Wenn nun die Kammer ſich jetzt der Handelkammer ſollen dieſe 222.310 fl. inſolange geſtundet 
ein eigenes Haus baut, was wird dann eigentlich die Börſe bei- | werden, als überhaupt die Gemeinde verpflichtet ift, für die n. ö. 
ſpielsweiſe mit dem großen Sitzungsſaale machen? Ich glaube, Handels- und Gewerbekammer Räumlichkeiten zu beſchaffen. Nach— 
die Börſe hat ſich auch nur deshalb zu dieſen Adaptierungen und dem wir dieſer Verpflichtung wahrſcheinlich nie enthoben werden, 
zu dem Bau dieſes Sitzungsſaales entſchloſſen, weil ſie der über- werden wir nie zu unſerem Gelde kommen. Meine Herren, auch 
zeugung war, dass ſie die Handelskammer durch lange Jahre in das iſt etmas, was ich, ganz unbegreiflich finde. Bezüglich des 
ihren Räumen als Mieterin haben wird. zweiten Satzes habe ich mich ſchon geäußert. 

Meine Herren, ich kann mir ja nicht denken — ich glaube, Im Punkte 10 kommt auch etwas vor, was, wie ich glaube, 
es iſt dies von dem Herrn Vorredner gejagt worden — dass die in ähnlichen Fällen noch nicht vorgekommen iſt. Möglich, dafs ich 
Kammer nach zwei, drei, vier Jahren kommen und ſagen wird: mich irre. Es ſteht nämlich da: die Koſten des Vertrages und die 
ich brauche wieder Räume, ich brauche wieder Räume. Und wenn übertragungsgebür werden zu gleichen Theilen getragen. Soweit 
auch die Kammer das ſagen wird, ſo glaube ich doch, daſs es ich mich erinnere, hat ſonſt der Käufer von communalen Gründen 
unmöglich iſt, daſs der Gemeinderath immer Ja und Amen ſagen und Häuſern immer ſelbſt die Übertragungsgebür zu zahlen gehabt. 
wird und wieder mieten und wieder adaptieren wird, und dafs Warum in dieſem Falle der Käufer zur Hälfte und die Gemeinde 
das jo ins unendliche fortgeht. Das iſt es vor allem anderen, was ebenfalls zur Hälfte? 


ſcheinlich auch in dieſem Falle ſo geweſen ſein. Aber ein Unicum 
iſt es (So iſt es!), daſs man, nachdem man verhandelt und einen 
Höchſtpreis bekommen hat, und zwar von einer Partei, ſagen wir 
von einem Vereine, der ja höchſt reſpectabel iſt, dann erſt mit 
einem anderen, der einen niedrigeren Preis geboten hat, verhandelt 
und ſagt: ja, wenn du mir den höheren Preis bewilligſt, ſo werde 
ich dir den Vorzug geben, und das ſcheint doch hier geſchehen zu 


mir aufgefallen iſt und was ich überhaupt nicht begreife. Nun, Meine Herren, nach dem, was ich hier ausgeführt habe, 

meine Herren, glaube ich aber, daſs es doch nothwendig iſt, auf glaube ich nicht weitere Worte noch auführen zu ſollen, ſondern 

die formelle Behandlung der Sache einzugehen. glaube, dem Gemeinderathe beantragen zu können, das Referat des 
Es wurde eine Offertverhandlung ausgeſchrieben und es Stadtrathes nicht anzunehmen. (Beifall links.) 

haben ſich Offerenten ge meldet. Ich weiß recht gut, daßs der Ge— Gem.-Rath Dr. Geßmann: Meine Herren! Ich werde 


meinderath durchaus nicht gebunden iſt, das höchſte Anbot anzu- nur ganz wenige Worte jagen. Zunächſt mußs ich conſtatieren, 
nehmen. Das iſt bei allen Offertbedingniſſen ſo und wird wahr⸗daſs der Vorgang bei der Offertausſchreibung, beziehungsweiſe bei 
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Annahme des Offertes ein ſolcher iſt, daſs jedes Vertrauen zur 
Geſtion der Gemeinde dadurch beſeitigt wird. (Sehr richtig! links.) 
Ich bin durchaus kein Freund oder Anhänger des Beamtenvereines 
— Gott ſei vor! Ich weiß recht gut, was ich von gewiſſen 
Actionen desſelben zu halten habe. Aber es ſteht dem verehrten 
Mitgliede der Handelskammer nicht gut an, in dieſem Falle gegen 
den Beamtenverein den Vorwurf eines gewiſſermaßen — wie ſoll 
ich mich nur ausdrücken — eines unfairen Verhaltens vorzu— 
bringen, indem er ſagt, er habe nach und nach hinaufgeſteigert, 
nachdem die Handelskammer genau dasſelbe gethan hat, und zwar 
in viel unanſtändigerer Form. Meine Herren! Das eine iſt ſicher, 
wenn ich eine Offertverhandlung ausſchreibe, da gibt es nur zwei 
Möglichkeiten, entweder erkläre ich, ich weiſe alle Anbote zurück, 
weil fie mir nicht entſprochen haben, oder ich mufs das Meiſtbot 
annehmen. 

Dieſer Vorgang aber iſt ungehörig, unanſtändig, für die 
Gemeinde discreditierend, und es darf nicht einreißen, daßs der— 
gleichen Dinge ſich wiederholen; denn ſonſt mujs jedermann den 


Eindruck gewinnen, im Stadtrathe werde gemankelt, man könne ſich 


abſolut nicht verlaſſen, wenn eine Eingabe gemacht wird, ſei ſie 
vollſtändig in der Luft. 

Was den finanziellen Effect anbelangt, bekommen wir in der 
That für dieſe Baufläche, für die wir ſonſt 272.000 fl. erhalten 
hätten, effectiv 50.000 fl. 

Nun weiß ich ſehr wohl, das das Geſetz der Gemeinde vor— 
ſchreibt, daſs fie für die Localitäten der Handelskammer aufzu- 
kommen hat. Aber, meine Herren, wer kann uns denn verpflichten, 
den Herren Localitäten beizuſtellen, die 10.000 fl. und noch mehr 
koſten? Wo ſteht denn das geſchrieben? Wenn die Handelskammer 
ſo glänzende Localitäten haben will, dann ſoll ſie ſich ſelbe ge— 
fälligſt zahlen. Ganz objectiv geſprochen, niemand kann uns ver— 
pflichten, den Herren in der Renngaſſe oder Wipplingerſtraße 
Localitäten zu geben. Wenn wir ihnen Localitäten im XVI., XVII. 
oder XVIII. Bezirke geben (Widerſpruch) . . . . ja, gewiſs, meine 
Herren, ſo iſt die Rechtsfrage, da gibt es keinen anderen Einwand: 
„im Gemeindegebiete von Wien“ — und nirgends ſteht geſchrieben: 
„im I. Bezirke“. So liegen die Dinge, und wenn den Herren 
von der Handelskammer nicht recht iſt, was wir ihnen zur Ver— 
fügung ſtellen, ſo können die Herren es einfach abweiſen, und wir 
ſind der Verpflichtung auf die 10.000 fl. enthoben. 

So ſteht die Sache; aber ein ſolches Vorgehen, wie es hier 
beliebt worden, muſs ganz entſchieden im Intereſſe der Würde 
und des Anſehens zurückgewieſen werden, und ich hoffe gerade auch 
von den Mitgliedern des Stadtrathes, dajs ſie nicht die Hand 
dazu bieten werden, den Stadtrath und dieſe Inſtitution als ſolche 
vor der ganzen Welt herabzuſetzen, indem ſonſt mit Recht der Vor— 
wurf erhoben würde: das ſind Leute, auf die gar nichts zu geben 
iſt, wo alle möglichen Einflüſſe ausgeübt werden können, die, was 
ſie ſelbſt ausgeſprochen haben, wozu ſie ſelbſt ſich gewiſſermaßen 
öffentlich verpflichtet haben, einfach unter den Tiſch werfen, wenn 
irgendein anderer Einfluſs ſich geltend macht. (Beifall links.) 

Gem. Bath Frauenberger: Meine Herren, es herrſcht 
zweifellos über das in dieſem Falle geübte Vorgehen hier nur eine 
Stimme, es iſt das abſolut kein Vorgehen, wie es hier bei der 
Offertverhandlung beliebt wurde. Dieſer Fall erinnert mich lebhaft 
an die Affaire Stammersdorf. (Heiterkeit.) Dort haben Sie genau 
ſo gehandelt! Meine Herren, wenn eine Offertverhandlung ſtatt— 
findet, ſo darf man nicht in ſo unaufrichtiger Weiſe zu anderen 
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hingehen und ſie veranlaſſen, dafs fie mehr bieten. Das iſt für 
die Gemeinde Wien kein Vorgehen; das kann jemand anderer thun, 
und wenn es jemand anderer thut, iſt es auch nicht ſchön, aber 
die Gemeinde Wien darf das nicht thun! 

Meine Herren, ich wünſche und ich muſßs es wünſchen, weil 
ich etwas auf die Handelskammer halte, das ſie gut untergebracht 
werde, und es iſt der Reichshauptſtadt würdig und es iſt eine 
Pflicht der Stadt Wien, die Handelskammer gut unterzubringen. 
Aber, meine Herren, die Handelskammer, ſo behaupte ich, iſt der— 
malen in dem Börſegebäude auch wirklich gut untergebracht. (Rufe 
links: Hört!) 

Meine Herren! Sehen Sie ſich die Localitäten der Handels— 
kammer an, und dann werden Sie jagen, dafs es ſchöne, große 
Localitäten ſind. Natürlich heute wird überall über das Ziel hinaus— 
geſchoſſen, die Herren können ja mehr verlangen; aber ſchicken 
Sie eine Commiſſion hin. Da wird die Commiſſion ſagen, die 
Räumlichkeiten, die die Handelskammer zur Verfügung geſtellt hat, 
entſprechen in der That den Leiſtungen, welche die Gemeinde Wien 
der Handelskammer ſchuldig iſt. Meine Herren! Man weiß, wie 
fo etwas gemacht wird. Es iſt unglaublich, daſßs man im Stadt: 
rathe plötzlich mit dem Antrage kommt, man nimmt dieſes un— 
günſtigſte Offert an. Wie es gekommen iſt, wer weiß es. Denken 
Sie nur, wann iſt es ſchon vorgekommen, dajs die Gemeinde 
Wien mit einem Guthaben auf die zweite Satzpoſt gekommen iſt? 
Wenn man will, geht alles, und wenn man nicht will, geht nichts, 
und da ſagt man noch, wir machen hiebei ein gutes Geſchäft. 
Dieſes Geſchäft ſoll mir einer zeigen. Ich, meine Herren, muſßs 
aufrichtig ſagen, mich widert die Geſchichte förmlich an. (Sehr 
richtig! links.) Ich mufs ein ſolches Vorgehen auf das aller— 
entſchiedenſte zurückweiſen und ich werde gegen den Antrag des 
Referenten ſtimmen. (Gem.-Rath Hawranek: Auflöſen den 
Stadtrath!) Nun mußs ich aber einige Worte darüber ſagen, was 
vor mir Collega Dr. Geßmann geſprochen hat, daſs wir die 
Handelskammer in den XVI., XVII. oder XVIII. Bezirk ver— 
legen können. Das, meine Herren, geht einfach nicht (Widerſpruch 
links), weil die Handelskammer in das Centrum der Stadt 
gehört. Das iſt ja ganz klar und das iſt ja auch nur ſo beiläufig 
geſagt. Freilich könnten wir es thun, aber dann könnten ſie den 
Handelskammerräthen Wägen zur Dispoſition ſtellen, daßs fie 
hinausfahren. Aber es gibt ja überall mögliches und überall un— 
mögliches. Die Handelskammer können wir nicht ganz einfach in 
einen Bezirk, etwa in den XVI., XVII., XVIII. oder XIX. verlegen. 
Meine Herren! Ich ſchließe und ſtelle den Antrag: „Dieſes Referat 
ſei abzuweiſen und es ſei das Offert des Beamtenvereines anzu— 
nehmen.“ 

Gem.-Nath Jedliéöka: Meine ſehr geehrten Herren! Ich 
ſtaune über die Äußerungen des Herrn Collegen Roſenſtingl. 
Er hat erklärt, dafs die früheren Offerte der Handelskammer mit 
240.000 fl. mindeſtens gleichwertig mit der Offerte des Beamten— 
vereines, welcher 272.310 fl. angeboten hat, ſeien. Wenn das, 
Herr College Roſenſtingl, ein Vermögen wäre, welches einem 
Privaten gehört, der gegen irgendjemanden irgendwelche Ver— 
pflichtungen zu übernehmen hat, dann werde ich vielleicht mit 
Ihnen übereinſtimmen. Aber dieſe Häuſer, meine Herren, vergeſſen 
Sie nicht, gehören dem Wiener allgemeinen Verſorgungsfonde. 
Aus den Zinſen dieſes Verſorgungsfondes werden unſere Armen, 
die ſich ihr ganzes Leben geplagt haben, verſorgt. (Rufe links: 


Aber wie!) Je weniger dieſer Fond trägt, deſto weniger kann deu. 
3* 
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armen Leuten geboten werden, und hier ift wieder ein wunderbares 
Beiſpiel, wie man mit dem Vermögen, welches den armen Leuten 
gewidmet wurde, umzuſpringen ſich anſchickt. Hier iſt gleich ein 
Entgang von 32.310 fl. Das kann ein Privater thun, aber nicht 
die Verwaltung eines Vermögens, welches für die Armen gewidmet 
wurde. Es mufs ungeheuer genau gewirtſchaftet werden, damit das 
möglichſt meiſte aus dem Capital herausgeſchlagen wird, damit 
man das möglichſt meiſte den Leuten bieten kann. Ich ſtaune aber 
auch über etwas anderes, und ich glaube nicht, daſs mir der Herr 


Bürgermeiſter unrecht geben wird, und zwar dass es etwas ganz 


neues iſt, daſs man Gelder, welche zu ſolchen Zwecken gehören, zur 
Verſorgung armer Leute, welche Widmungen ſind, auf zweite Satz— 
poſten einverleiben laſſen will. Wenn irgendeine Stiftung von 50 
oder 100 fl. gemacht wird, mufs das dingfeſt gemacht werden; 
wenn es Obligationen oder Silberrente iſt, muss es vinculiert 
werden, und hier ſtellt man es auf zweite Satzpoſten. Ja, wenn 
die Herren ſagen, daſs die Handelskammer gut iſt, ſo glaube ich 
das, weil das ganze Land für ſie zahlt; aber ſolche Fonde ſetzt 
man principiell nicht auf Satzpoſten, ſonſt könnte es paſſieren, dass 
ſich unter dieſer Form auch ein anderer einſchleichen wird, dajs 
ein Bauunternehmer, ein Baugaukler uns um das Geld bringt. 

Übrigens iſt ein ſolches Vorgehen von jener Seite drüben 
nichts neues. Man wollte vor zwei Jahren draußen Bürgerſpitals— 
gründe der Tramway auch verſchenken. Der Betrag von 90.000 fl. 
ſollte den armen Leuten entzogen werden durch irgendeine Mache, 
ich weiß nicht, wie ſie heißt. Damals haben wir es verhindert, 
und hoffentlich werden wir auch diesmal den Spaß verhindern. 
Dann ſtaune ich auch über folgendes. Beinahe jedesmal, wenn 
ein Kauf geſchloſſen wird, muſs der Käufer die Vertrags- und 
Übertragungsgebüren allein bezahlen. Hier heißt es: zu gleichen 
Theilen. 

Werden Sie vielleicht auch noch von den eingenommenen 
Geldern dieſe Übertragungsgebüren abrechnen und ſtatt 272.000 fl. 


vielleicht 265.000 fl. als Einnahme aus den Geldern verbuchen, 


die den Armen gehören? Auf dieſe Art würden Sie den Beſtim— 
mungen derjenigen, welche die Gelder zu dem Zwecke widmeten, 
nicht entſprechend handeln und den Armenfond ſchädigen. Mit dem 
Armenfonde hat es überhaupt ein eigenes trauriges Bewandtnis. 

Diejenigen, welchen er gebürt, denen er eigentlich gehört, die 
den Nutzen daraus ziehen ſollten, haben kein Recht, ihn zu ver— 
walten, kein Recht, dreinzureden, und diejenigen, die ihn verwalten, 
haben kein Intereſſe daran, ob da ein Nutzen herauskommt 
oder nicht. 

Meine Herren, ich erkläre, ich werde entſchieden gegen den 
Antrag des Herrn Referenten ſtimmen und werde dabei bleiben, 
daſs das Haus den Meiſtbietenden zugeſchlagen werde. Wenn man 
irgendeine Offerte einreicht — ich meine da nicht gerade dieſen 
Fall, dafs man ein Haus kauft — ſagen Sie mir, Herr Bürger— 
meiſter, welchen Eindruck würden die Geſchäftsleute, welche der 
Commune Offerte machen, bekommen, wenn ſie ſehen, daſs man 
mit dem Häuſerverkaufe auf dieſe Art umgeht. Da nützt eine Offerte 
nichts, denn da kann ein ehrlicher Handwerker gar nicht concur— 
rieren, weil immer jemand, der hinter einem guten Freunde ſteckt, 
ihn übers Ohr hauen kann; da hört ſich jedes Geſchäft auf. Das 
iſt das beſte Zeichen und der beſte Beweis dafür, daßs alles ver— 
judet iſt. 


Das iſt Tarnopoler Moral, die hier eingeführt wird; da— 


gegen aber werden wir uns wehren. 
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Gem.-Rath Dr. Tueger: Meine Herren! Es iſt wohl 
merkwürdig, dafs die Mitglieder des Stadtrathes, die im Stadt⸗ 
rathe ſelbſt in ſo eifriger Weiſe den Antrag vertheidigt haben, 
die Realität der Handels- und Gewerbekammer zu veräußern, daſs 
dieſe Mitglieder des Stadtrathes nicht den Muth haben, in öffent— 
licher Gemeinderaths-Sitzung ihre Anſchauung zu vertreten. Wenn 
ich das höre, was heute hier geſprochen worden iſt, und wenn 
ich damit das Stillſchweigen meiner Collegen im Stadtrathe ver— 
gleiche, ſo mufs ich wirklich ſagen, daſs ich mich beinahe ſchäme, 
einer Corporation anzugehören, deren Mitglieder nicht den Muth 
haben, ihre Meinung öffentlich ebenſo zu vertreten, wie ſie dieſelbe 
im geheimen vertreten. (Sehr richtig! links.) 


Ich ſchicke voraus, dass vieles, was über den Fall erzählt 
worden und geſchrieben worden iſt, nach meiner innerſten Über: 
zeugung und nach meiner Kenntnis der Sachlage übertrieben tft. 
Aber ich verkenne durchaus nicht, dass die Art und Weiſe, wie 
hier eine Offertverhandlung erledigt wird oder erledigt zu werden 
verſucht wird, gerade nicht zum Vortheile der Gemeinde Wien ge— 
reicht. Ich muſs aber den Herren erzählen, wie ſich die Sache im 
Stadtrathe zugetragen hat. 


Als der Gegenſtand zum erſtenmale im Stadtrathe referiert 
worden iſt — und zwar ebenfalls durch den Herrn Referenten, 
der jetzt am Referententiſche ſitzt — hat der Herr Referent, meine 
Herren, den Antrag geſtellt, die Offerte des Erſten allgemeinen 
öſterr.-ungar. Beamtenvereines anzunehmen (Referent: Das 
habe ich mitgetheilt!), und ich mus geſtehen, dass dieſer Antrag 
auch dem Referenten zur Ehre gereicht. Es hat ſich aber über 
dieſen Antrag eine lange Debatte entſponnen und andere Herren, 
die ſich bis jetzt ordentlich ausgeſchwiegen haben, ſind es geweſen, 
welche den Verkauf der betreffenden Realität an die Handels- und 
(Hört! Hört! links.) Ja, 
meine Herren, es iſt damals in der Sitzung ſogar vertheidigt 
worden, den Verkauf nicht zu einem Preiſe von 272.310 fl. durch: 
zuführen, ſondern man hätte ſich auch mit 250.000 fl. begnügt. 
(Hört! Hört! links.) Ich war in der Sitzung — bitte, meine 
Herren, die Sache ſoll ganz ruhig behandelt werden — dafür, 
daſs die Offerte des Erſten allgemeinen Beamtenvereines ange— 
nommen werde, ich glaube aber, ich war auch der einzige Ver— 
theidiger mit Ausnahme des Herrn Referenten, ich glaube kaum, 
dass ſich ſonſt noch ein Mitglied des Stadtrathes dafür gefunden 
hat. Wie ich nun geſehen habe, dajs eine ſolche ſtürmiſche Liebe 
für die Handels- und Gewerbekammer herrſcht, habe ich den Antrag 
geſtellt, man möge doch wenigſtens ein Verhandlungs-Comité 
wählen, damit die Handels- und Gewerbekammer eine entſprechende 
Summe bezahlt. (Hört! rechts.) Dieſer Antrag iſt angenommen 
und dieſes Verhandlungs-Comité gewählt worden. In dem Comité 
iſt die Handels- und Gewerbekammer auf 272.310 fl. gefteigert 
worden. Die Unterſchiede zwiſchen den beiden Offerten ſind von 
den einzelnen Herren bereits klargelegt worden. Ich erlaube mir 
nur, ſie kurz zu reaſſumieren. 


Die Unterſchiede beſtehen darin, dass wir bei der Offerte 
des Beamtenvereines die Geſammiſumme bekommen, während wir 
bei der Offerte der Handels- und Gewerbekammer nur 50.000 fl. 
bekommen. Das andere bleibt zu 4 Percent verzinslich liegen. 
Das wäre kein Unglück, wenn der übrige Betrag zu 4 Percent 
liegen bleibt, aus dem einfachen Grunde, weil Sicherheit in dem 
Hauſe immer noch genug vorhanden iſt und wir beim Ankaufe 
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von Papieren auch kaum mehr als 4 Percent bekommen würden, 
höchſtens 4˙2 Percent. Das wäre alſo das geringſte. 

Ein weit wichtigerer Unterſchied aber iſt, daſs wir die Hälfte 
der Übertragungsgebüren bezahlen müſſen, was eine Summe von 
circa 7000 fl. ausmacht. Das iſt eine wichtige Differenz gegen— 
über der Offerte des Erſten allgemeinen öſterr.⸗ungar. Beamten⸗ 
vereines. 

Die Beurtheilung der ganzen Frage hängt davon ab, wie 


hoch Sie glauben, daſs die Gemeinde Wien eventuell für die 


Localitäten, die ſie beiſtellen muſs, in Anſpruch genommen werden 
wird. Das iſt die entſcheidende Frage. Für dieſe Frage gebe ich 
Ihnen folgende Daten an die Hand: Jetzt zahlt die Gemeinde 
Wien 6900 fl. Der betreffende Vertrag läuft, wenn ich nicht irre, 
im heurigen Jahre ab. (Referent: Im November 1895!) Wir 
werden alſo gezwungen ſein, andere Localitäten beizuſtellen. Die 
Handels⸗ und Gewerbekammer behauptet — und das theile ich 
dem geehrten Herrn Frauenberger mit — dass fie mit den 
bisherigen Localitäten das Auslangen unter gar keiner Bedingung 
finden kann; angeblich ſeien in einem, wie man ſagt, großen 
Zimmer, in einem Saale der Präſident, der Vicepräſident, noch 
ein Beamter untergebracht und überdies werde dieſes Local auch 
zu Sections⸗Sitzungen verwendet. Es wird weiters behauptet, 
daſs die ganze Bibliothek in einem ſogen annten Thurme unter— 
gebracht wäre, der ſich nicht heizen läfst, und es wird weiters 
behauptet, dass für die Acten jetzt ſchon kein Platz vorhanden iſt, 
dafs ein großer Theil der Acten auf der ſogenannten Veranda 
untergebracht iſt, und dafs dieſelbe jetzt mit Schnee bedeckt iſt. 
Wenn wirklich die Sache ſo grauenhaft wäre, ſo wäre es ja 
richtig, daſs die Handels- und Gewerbekammer mit den bisherigen 
Localitäten das Auslangen nicht findet. Ich übernehme dafür keine 
Verantwortung, weil ich perſönlich die Verhältniſſe einfach nicht 
kenne. 

Nun frage ich mich — Sie müſſen ſich auch fragen — was 
wird es koſten, wenn wir der Handels- und Gewerbekammer die 
Localitäten beiſtellen? Ich perſönlich bin der Meinung, dass wir 
nicht verpflichtet find, der Handels- und Gewerbekammer Localitäten 
im I. Bezirke beizuſtellen. Das iſt gewiss nicht der Fall. Im 
Geſetze heißt es ausdrücklich, wenn die Handels- und Gewerbe— 
kammer keine Localitäten hat, fo muss die Gemeinde Wien die 
Localitäten beiſtellen; aber dafs fie dieſelben in einer beſtimmten 
Gegend beiſtellen mufs, dass ſie die Localitäten gerade im I. Be⸗ 
zirke beiſtellen muſs, davon ſteht im Geſetze nichts, und ich habe 
auch im Stadtrathe geſagt — freilich, ich bin dort ausgelacht 
worden, ſo wie Herr Dr. Geßmann hier — man kann ja die 
Handels⸗ und Gewerbekammer auch in den neuen Bezirken (Gem. 
Rath Hawranek: Am Draſchefeld! — Heiterkeit) unterbringen. 
Iſt es der Handels- und Gewerbekammer nicht recht, fo mufs fie 
aus ihren eigenen Einnahmen ſich die Localitäten ſchaffen. Bloß 
von dieſer Frage hängt die Beurtheilung der ganzen Sache ab. 
Freilich, ich ſage es Ihnen, bin ich der Meinung, dafs ſchließlich 
das Miniſterium den Richter in einer ſolchen Frage ſpielen wird; 
wie das Miniſterium entſcheiden würde, das können ſich die Herren 
eventuell vorſtellen. 

Wenn Sie der Meinung find, meine Herren, daßs dieſe 
10.000 fl. überſpannt ſind, dann müſſen Sie den Antrag des 
Stadtrathes ablehnen; wenn Sie der Meinung find, dass wir 
mehr als 10.000 fl. bezahlen müſſen, dann müſſen Sie den An⸗ 
trag des Stadtrathes annehmen, das iſt die ganze Sache. Ich 
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habe vergeſſen, Ihnen noch folgendes mitzutheilen. Jetzt zahlen wir 
6900 fl. Als die Handels- und Gewerbekammer 240.000 fl. 
geboten hat, hat ſie begehrt, wir ſollen 8000 fl. in Abzug bringen. 
(Rufe links: Ah!) Hören Sie nur zu, es kommt noch viel ſchöner. 
Als die Handels- und Gewerbekammer ihr Anbot auf 250.000 fl. 
erhöhte, und zwar ſchon nach der Offertverhandlung, da hat ſie 
auch das Pauſchale erhöht, nämlich 10.000 fl. verlangt (Gelächter 
links), während wir im Subcomité auf 272.000 fl. beſtanden und 
geſagt haben, wenn die Ziffer nicht concediert wird, iſt überhaupt 
gar nicht daran zu denken. Da hat man wieder eine Erhöhung 
des Pauſchales verſucht, man iſt aber ſpäter davon abgeſtanden, 
ſo daſs nunmehr die 10.000 fl. feſtſtehen. Meine Herren, die 
Handels- und Gewerbekammer geht ſelbſtverſtändlich in der Sache 
bloß von ihrem eigenen Standpunkte aus, und das iſt ihr auch 
gar nicht zu verübeln. Man kann aber ruhig jagen, dafs fie nicht 
beſonders nobel in der Frage vorgegangen iſt, ſie iſt einfach wie 
ein kluger Geſchäftsmann vorgegangen und man kann ſagen, wie 
ein Geſchäftsmann, der den anderen, mit dem er die Verträge 
ſchließt, nicht für beſonders geſcheit hält. (Heiterkeit links.) Denn, 
meine Herren, man mufs zugeben, dafs man aufs Hirn gefallen 
fein müsste, wenn man wegen der 10.000 fl., die mehr geboten 
werden, ſich um 2000 fl. mehr abziehen läſst. Das find Dinge, 
die nicht ſchön ſind. Aber es hat auch der Präſident offen erklärt, 
ja, das iſt mein Standpunkt: je theuerer mir das Haus kommt, 
deſto mehr muſs ich für die Wohnungen abziehen, denn umſo 
theuerer find die Localitäten, die ich in dem Hauſe benützen werde. 
Meine Herren! Sie haben heute vollſtändig freie Wahl. Der 
Stadtrath und ſpeciell ich habe mich für verpflichtet erachtet, mit— 
zuwirken, daſs Ihnen wenigſtens auch auf der anderen Seite ein 
Offert gegenüberſteht, welches mindeſtens keinen effectiven Verluſt 
mit Ausnahme der 7000 fl. für die Gemeinde bedeutet. Sie 
können das eine oder andere annehmen; das eine aber ſage ich 
Ihnen, wenn Sie den Antrag des Stadtrathes ablehnen, dann 
bitte ich unter jeder Bedingung die Sache zu erledigen und keine 
neue Offertverhandlung auszuſchreiben. Ich weiß nicht, wie man 
hier eigentlich abſtimmen ſoll; es wird wahrſcheinlich zuerſt der 
Antrag Frauenberger zur Abſtimmung kommen; es iſt 
möglich, dafs er nicht die entſprechende Stimmenzahl auf ſich ver— 
einigt, dann kommt der Antrag des Stadtrathes, der dürfte nach 
allem, was ich gehört habe, auch nicht die entſprechende Stimmen- 
zahl auf ſich vereinigen, dann müfste eine neue Offertverhandlung 
ausgeſchrieben werden, ich bitte, es ja nicht zu einer neuen Offert— 
verhandlung kommen zu laſſen und würde daher auch den Herrn 
Bürgermeiſter ſpeciell und auch den Herrn Vorſitzenden erſuchen, 
vielleicht die Sache fo zu machen, dass, trotzdem es gegen die 
Geſchäftsordnung iſt, zuerſt der Antrag des Stadtrathes zur Ab— 
ſtimmung kommt, damit dann eventuell der Antrag auf Annahme 
des Offertes des Beamtenvereines die nöthige Stimmenmajorität 
auf ſich vereinigt. Das Anbot des Beamtenvereines iſt ein ausge— 
zeichnetes, iſt ein ſolches, welches den Anforderungen vollſtändig 
entſpricht, und es wäre von Schaden für die Gemeinde, wenn 
dieſe Offertverhandlung ohne Erledigung vor ſich gehen würde. 
Ich würde bitten, meine letzte Warnung beſonders zu beachten. 
Dürgermeifter: In formeller Beziehung habe ich gegen den 
Herrn Vorredner nur eine Bemerkung zu machen. Er ſpricht doch 
ſehr gerne (Ruf links: Sie auch!) und das Sprechen macht ihm 
keine Schwierigkeiten. (Unterbrechungen links und Rufe: Der 
Bürgermeiſter immer rückwärts! Der ſpricht immer zuletzt!) 
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Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte, meine Herren, 
um Ruhe! Herr Gem.-Rath Steiner, bitte ſich zum Worte zu 
melden, wenn Sie das Bedürfnis zu ſprechen haben. 

Bürgermeifter: Aber es ſteht ja doch dem Bürgermeiſter nach 
der Geſchäftsordnung frei, wann er ſprechen will. Das wiſſen Sie 
und haben es auch anerkannt. Ich mußs ja zuerſt in der Sache 
die Einwände erfahren und dann kann ich antworten. Es wäre 
gewiſs unklug, zu ſprechen und eine Sache zu vertheidigen, bevor 
ich weiß, was vorgebracht wird. 

Der Herr Vorredner hat den Vorwurf gegen den Stadtrath 
erhoben, daſs ſich niemand von den Mitgliedern des Stadt— 
rathes zum Worte gemeldet habe. Meine Herren! Das wird ja 
geſchehen, wenn es nothwendig iſt. Ich habe mir ſelbſtverſtändlich 
auch vorbehalten, unter allen Umſtänden für die Sache einzutreten, 
nachdem ich für dieſelbe vom Anfange an eingetreten bin; ich 
mache ja kein Hehl daraus, wie überhaupt nie aus dem, was ich 
mache, da ich mich deſſen, was ich thue, nicht zu genieren brauche. 
Ich erkläre alſo, ich bin für den Referenten-Antrag eingetreten, 
thue es auch heute, und die Verſammlung möge beſchließen. Ich 
bin froh, daſs die Sache dem Gemeinderathe ſo, wie es gekommen, 
vorgelegt worden iſt, damit der Gemeinderath in der Lage ſei, 
darüber zu entſcheiden. 


Es iſt die Form, wie bei der Offertverhandlung zuwerke ge— 
gangen worden iſt, bemängelt worden, insbeſondere hat ein Mit— 
glied von dieſer Seite des Hauſes es für nothwendig erachtet, 
darüber ſeine Bemerkungen zu machen. Ich mußs bedauern, dafs 
ſehr häufig Bemerkungen gemacht werden unter vollſtändiger 
Ignorierung deſſen, was man erſt geſtern und vorgeſtern gemacht 
hat. Wiederholt iſt man von dem Beſtbote abgegangen und hat 


ſich berufen auf $ 4 Allgemeine Offertbedingniſſe, in welchem es 


heißt (liest): 


„übrigens bleibt dem Gemeinderathe die vollſtändig freie 


Auswahl unter den Concurrenten und das Recht vorbehalten, die 
Angemeſſenheit der offerierten Preiſe zu beurtheilen und hienach 
dieſelben zu genehmigen oder die Genehmigung zu verſagen und 
neue Verhandlungen einzuleiten“ und ſo fort. 

Meine Herren! Wenn eine Offerte, die Offerte des Beamten— 
vereines, auch die beſte geweſen wäre, ſo wäre ja noch immer der 
Gemeinderath in der Lage geweſen, zu entſcheiden, wie er will; 
er hätte gewiſs, wenn die Verhältniſſe nicht ſo individuell wären, 
wie ſie ſind, zu Gunſten des Beamtenvereines entſchieden, nach— 
dem, wie hier ſchon geſagt worden iſt, der Beamtenverein ein ſehr 
reſpectabler Verein iſt, ein ſehr gutes Offert gemacht hat und das 
Nachbarhaus beſitzt, fo dass er in der Lage iſt, einen ſehr ſchönen 
großen Bau dort aufzuführen. Damit iſt aber der Fall nicht 
erledigt. Es handelt ſich darum: Wie wird die Gemeinde in 
Zukunft zur Handels⸗ und Gewerbekammer ſtehen? Ich habe als 
Bürgermeiſter die Verpflichtung, den Gemeinderath auf dieſen Fall 
aufmerkſam zu machen. Finden Sie, dajs Sie die Sache nicht 
weiter intereſſiert und dajs ſich das leicht erledigen lässt, ohne 
ſich um die Zukunft Sorge zu machen — gut! Ich lege aber 
Wert darauf, daſs der Gemeinderath in dieſer Sache genau 
informiert iſt, bevor er ſeine Entſcheidung trifft. Der § 21 des 
Geſetzes vom 29. Juni 1868 beſtimmt (liest): 

„Wo es einer Handels- und Gewerbekammer an eigenen oder 
ihr unentgeltlich zur Verfügung geſtellten Räumlichkeiten und den 
erforderlichen Einrichtungsſtücken gebricht, bleibt die Gemeinde des 
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Standortes der Kammer verpflichtet, den Abgang auf ihre Koſten 
beizuſtellen.“ 

Die Handelskammer von Wien hat weder Räumlichkeiten, 
noch die für neue Räumlichkeiten erforderlichen Einrichtungsſtücke; 
es wäre alſo die Gemeinde Wien verpflichtet, den Abgang der 
Wiener Handels- und Gewerbekammer zu erſetzen. 

Meine Herren, wir ſind hier in öffentlicher Sitzung, und ich 
weiß ſehr wohl, ich muſs mir, indem ich das Verhältnis der Ge— 
meinde zur Handelskammer beſpreche, eine gewiſſe Reſerve auf— 
erlegen. Ich kann aber folgendes anführen, und ich glaube, daſs 


die geehrten Mitglieder des Gemeinderathes das geſagte verſtehen 


werden und auch dasjenige, was ich nicht ſage. 

Wir zahlen jetzt für die Handelskammer einen Zins von 
6975 fl., und wie ich glaube, zahlt die Handelskammer 1100 fl. 
dazu, ſo dajs ungefähr 8000 fl. an Zins entrichtet werden. Es 
iſt gar kein Zweifel, dafs die Localitäten in der Börſekammer 
außerordentlich billig ſind, und zwar deshalb — das iſt wohl kein 
Geheimnis — weil dieſe Localitäten ſchwer an dritte Körperſchaften 
vermietbar ſind. 

Die Localitäten ſind gebaut, wie ſie eben in einem Hauſe 
von dieſen Dimenſionen möglich ſind, mit koloſſalen Stiegen, 
weitläufigen Corridoren und einzelnen größeren Räumen, aber ſie 
ſind nicht ſo gebaut, als wenn ſie für eine Handelskammer errichtet 
worden wären, in welcher man einen Sitzungsſaal für 48 Perſonen, 
Zimmer für den Präſidenten, den Vicepräſidenten, die höheren und 
niederen Beamten, das Nebenperſonale, eine Regiſtratur, ein 
Archiv und Verhandlungszimmer braucht. So iſt das nicht ge— 
baut. Die Handelskammer hat zwar früher mit dieſen Locali— 
täten ausgereicht, ſie erklärt aber, daſs ſie heute das Auslangen 
nicht findet. 

Wir haben dann durch unſer Bauamt Erhebungen gepflogen, 
und das Bauamt hat bekanntgegeben, ſo und ſo groß iſt das Flächen— 
maß, welches die Handelskammer brauchen würde, und es ſind dann 
Berechnungen angeſtellt worden. Wir haben in Ausſicht genommen, 
vielleicht im alten Rathhauſe Localitäten zu kündigen und dann 
dieſe der Handelskammer zur Verfügung zu ſtellen, oder vielleicht 
ſolche in den Häuſern des Bürgerſpitalfondes. 

Ich möchte bei dieſer Gelegenheit die Frage einſchalten — 
ich will mich da auch vorſichtig halten — ob es möglich iſt, der 
Handelskammer Localitäten in einem Vorſtadtbezirke zuzuweiſen. 
(Ruf links: Jawohl!) Meine Herren, Sie ſagen Ja, aber viel- 
leicht kann man da auch anderer Anſicht ſein, und es iſt leicht 
möglich, dass vielleicht maßgebenden, entſcheidenden Ortes die 
Meinung beſteht, man müſſe der Handelskammer im J. Bezirke 
Localitäten einräumen, weil ja die ganze Stadt die Handelskammer 
braucht, weil alle derlei Körperſchaften im Centrum der Stadt 
ihren Sitz haben, weil ein großer Theil des Handelsſtandes mit der 
Kammer in Verbindung iſt — es ſei daher unthunlich, daſs man 
die Handelskammer auf einen Bezirk hinaus verweist oder gar an 
die Peripherie. 

Nun iſt die Frage die: Was koſten Localitäten für die Handels— 
kammer, welche den heutigen Bedürfniſſen entſprechen und in der 
inneren Stadt gelegen ſind? 

Meine Herren! Dieſe Frage iſt zu beantworten, und da bin 
ich der Anſicht, das die erſte Offerte der Handelskammer auch 
die günſtigſte war, nicht günſtiger als die heutige. Sie hat allerdings 
nur 240.000 fl. geboten, aber ſie hat ſich mit einem Zinſe von 8000 fl. 
für immerwährende Zeiten begnügt. (Gem.⸗Rath Dr. Lueger: Nein, 
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mit 10.000 fl.!) Alſo 10.000 fl. — fie hat ſich damit für immer: 
währende Zeiten begnügt. Es iſt ja ſelbſtverſtändlich, die Genehmi— 
gung der Regierung wäre eingeholt worden — und nur unter 
dieſer Bedingung wäre der Gemeinderaths-Beſchluss rechtskräftig 
geworden. 

Wir haben alſo hier eine unbeſtimmte, aber gewißs ſtetig 
ſteigende Verpflichtung. Der Handelskammer werden immer 
ſtets neue Geſchäfte durch neue Geſetze zugewieſen. Es ſind ihr 
in der letzten Zeit durch eine Reihe von Geſetzen neue Agenden 
zugewieſen worden, von denen es zweifellos iſt, dass fie die 
Handelskammer zwingen, neues Perſonal aufzunehmen, neue 
Localitäten zu beſchaffen, neue Bücher anzulegen u. ſ. w. 
Dass das auch in Zukunft weiter fo der Fall fein wird, iſt gar 
kein Zweifel; 
Localitäten ſteigen wird und dafs wir einen größeren Mietzins 
werden zahlen müſſen, iſt ebenfalls kein Zweifel. Wenn nun die 
Handelskammer unter Vorausſetzungen, die eben der Gemeinde die 
volle Garantie bieten, daſs es fo iſt und fo bleibt, erklärt: ich begnüge 
mich mit dem Betrage von ſoundſoviel für immerwährende 
Zeiten, weil ich durch dieſes Arrangement in die Lage komme, mir 
ein Haus zu bauen und genügende Localitäten zu ſichern, 


auf eine Differenz von 20.000, 30.000 oder 40.000 fl. 
kommen kann. 

Es wurde daher auch nicht beſchloſſen und geſagt: das Offert 
der Handelskammer iſt wohl ungünſtiger, wir wollen ihr aber 
doch die Localitäten geben und deshalb verhandeln wir. Das iſt 
nie geſchehen. Wäre das ſo geweſen, ſo könnte man vielleicht über 
den Fall anders urtheilen. Ich ſcheue mich gar nicht, es auszu— 
ſprechen, ich habe bei der erſten Verhandlung geſagt: ich ſtelle den 
Antrag, das Offert der Handels- und Gewerbekammer anzunehmen, 
weil ich dieſes Offert für das günſtigſte halte. Ganz entſchieden 
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daſs infolgedeſſen der Bedarf der Kammer an 


ſo iſt 
das, glaube ich, ein ſehr ſtarkes Moment, demgegenüber es nicht 
an⸗ 
Argument: Auf der einen Seite eine beſtimmte Ziffer, 272.000 fl., 


und rückhaltslos ſpreche ich es auch hier aus. Andere waren der 


Anſicht, das Offert des Beamtenvereines iſt günſtiger. Man kann 
darüber ſtreiten. Es handelt ſich da eben nicht um einen Vergleich 
von zwei Bruttoziffern, ſondern um den Vergleich einer Brutto— 
ziffer mit der Erklärung der Handels- und Gewerbekammer, dass 
ſie mit der Mietzinsentſchädigung und Compenſationsziffer von 
10.000 fl. für alle Zeiten zufrieden iſt. Das iſt nach meiner An- 
ſicht eine Entlaſtung der Gemeinde, welche den Wert dieſer 
Differenz aufwiegt. 

Nun, meine Herren, es ſind Bedenken laut geworden. Man 
hat ſich nicht recht für die eine Offerte begeiſtert und nicht recht 
für die andere, und ſo iſt man zu dem ſchon erwähnten Antrage 
gekommen, um da vielleicht denn doch eine gewiſſe Parität zwiſchen 
den Offerten herzuſtellen. 

Ich erkläre aber noch einmal, auch ohne dieſe Verhandlungen 
ſchien mir die Offerte der Handels- und Gewerbekammer die beſte 
und daher habe ich den Antrag geſtellt, ſie anzunehmen. 

Der Fall iſt, glaube ich, ganz klar. Es iſt nicht irgendein 
Vorgang vorgekommen, von dem man ſagen könnte: Ja, es iſt 
eine Verletzung der Offertbedingniſſe oder des loyalen Vorgehens, 
den man bei Offertausſchreibungen beobachten ſoll, eingetreten. 
Durchaus nicht. Wenn man ſich bemüht hat, beſſere Zu— 
geſtändniſſe zu bekommen, ſo war das einfach, um die Situation 
zu erleichtern und eine gewiſſe Uniformität in die Ziffern hinein— 
zubringen; 
heutigen und der früheren Offerte deswegen nicht ſo groß, weil 


aber ziffernmäßig iſt der Unterſchied zwiſchen dem. 
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die Compenſationsziffer ſich ändert, jo wie die Capitalsziffer. Es iſt 
daher ganz und gar falſch und unrecht, wenn man ſagt, man ſei 
in unaufrichtiger Weiſe vorgegangen. Wozu denn! Ob Sie die 
Offerte der Handels- und Gewerbekammer annehmen oder nicht, 
ich kann Sie verſichern, ich habe weiter gar kein Intereſſe daran, 
das werden Sie mir wohl glauben, wie das, daſßs ich den 
Gemeinderath und die Gemeinde ſchützen will vor weiteren gewiſs 
nicht angenehmen Verhandlungen wegen Beiſtellung geeigneter 
Localitäten. 

Dieſer Schwierigkeit auszuweichen, iſt ſehr einfach: Sie 
vertagen die Sache. Dieſe Angelegenheit wird aber an den 
Gemeinderath herantreten, und Sie werden es ſich dann überlegen 
müſſen, der Handels- und Gewerbekammer Localitäten zur Ver— 
fügung zu ſtellen, oder was Sie bezahlen wollen. Ich war der 
Meinung, dafs es zweckmäßig iſt, jetzt bei dieſem Anlaſſe die Sache 
zu erledigen, und ich bin der Meinung, dass es dem Gemeinde— 
rathe niemand übelnehmen kann, wenn er jagt: Ich mußs bei 
dieſer Offertverhandlungs-Erledigung die Offerte der Handels- und 
Gewerbekammer doppelt gewiſſenhaft prüfen, weil ich dieſer Körper— 
ſchaft gegenüber Verpflichtungen habe, die in nächſter Zeit an mich 
herantreten werden und deren Erfüllung mir Verlegenheiten be— 
reiten kann. 

Es exiſtiert in dieſer Sache, glaube ich, kein weiteres 
in kurzen Raten zahlbar, auf der anderen Seite aber andere 
Modalitäten. Da hat ein Herr von dieſer Seite geſagt: Wie 
kann die Gemeinde Wien einen Betrag von 272.000 fl. als zweite 
Satzpoſt auf ein Haus borgen? Nun, meine Herren, dieſe reſt— 
liche Forderung iſt nicht pupillarſicher, das iſt gar kein Zweifel 
und es iſt auch gar kein Zweifel, die Gemeinde mußs dem Ver— 


ſorgungsfonde dafür haften, daſs der Verſorgungsfond aus dieſem 


Geſchäfte keinen Schaden hat. 

Wo aber ſoll da ein Schade ſein? 
ſorgungsfond bar 200.000 fl. bekommt, was ſoll er denn damit 
machen? Er mußs ſich Effecten kaufen, und glauben Sie, dafs 
er für dieſe Effecten mehr bekommt, als 8000 fl.? In nächſter 
Zeit etwa einen minimalen Betrag mehr, in einer weiteren Zukunft 
höchſtwahrſcheinlich weniger, während er da für eine unabſehbare 
Zukunft 8000 fl., das heißt vier Percent geſichert erhält. Ich 
finde alſo, daſs auch darin eine Benachtheiligung des Ver— 
ſorgungsfondes nicht liegt. Meine Herren, ich ſchließe meine Be- 
merkungen und erkläre, daſs ich für die Referenten-Anträge ſtimmen 
werde, aus voller Überzeugung. Ich bin der Meinung, dass dieſe 
Offerte heute die beſte iſt und daſs fie auch ſchon damals, wie 
ſie eingebracht worden iſt, die beſte war. Deswegen werde ich — 
wie im Stadtrathe — auch hier für die Referenten-Anträge 
ſtimmen. (Bravo! Bravo! rechts.) 

Gem.-Nath Gfrorner: Es wurde heute von einem Handels— 
kammerrathe, der ſich in unſerer Mitte befindet, gejagt, dass die 
Räume nicht mehr hinreichen, daſs es aus dieſem Grunde dringend 
nothwendig iſt, ſich um andere Localitäten umzuſchauen. Ich war 
auch mehrere Jahre Handelskammerrath und keiner von den letzten. 
Von ſieben Genoſſenſchaften ſind mir ehrende Zuſchriften zu— 
gekommen für mein mannhaftes Eintreten in gewerblichen Fragen. 
Was die Localitäten anbelangt, ſo werde ich Ihnen dieſelben er— 


Wenn heute der Ver⸗ 


klären. Sie beſtehen aus ungeheuer großen Sälen, welche das ganze 
Jahr zweimal zu Wählerverſammlungen und zwei bis drei kleinere 
Verſammlungen, welche nothwendig ſind, gebraucht werden, ſonſt 
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nicht. Dann kommt ein Sectionsſitzungsſaal, der Bänke und einen 
Sitz für den Präſidenten und Bänke für die Herren Journaliſten 
und Schriftführer hat, der groß genug iſt für alle, und dieſer Saal 
wird jede Woche nur einmal gebraucht, die übrigen Tage wird 
dieſer Saal zu anderen Zwecken vermietet, und zwar an Vereine, 
Verſammlungen und Generalverſammlungen von Acetiengeſell— 
ſchaften. (Hört! Hört! links.) An dieſen Saal ſtößt ein anderer 
an, ein ziemlich geräumiger, großer Saal mit einem Thurme an 
der Seite, wo die Stiege hinaufgeht in die höheren Räume. Dort 
werden die Gewerbekammer-Sitzungen und in dieſem Raume wurden 
auch die ſchiedsgerichtlichen Verſammlungen abgehalten. Wo ſie 
heute abgehalten werden, weiß ich nicht. 

So lange ich Handelskammerrath war, ſind ſie immer dort 
abgehalten worden, ich weiß das, weil ich Mitglied der Schieds— 
gerichts-Commiſſion war. Daran reiht ſich ein großer Raum, ein 
ungeheurer Saal, darin ſitzt in einer Ecke im Winkel bei einem 
Schreibtiſche der Präſident, früher iſt der Is bary dort geſeſſen. 
Wenn man angeklopft hat und hineingegangen iſt, iſt dieſer im 
Winkel geſeſſen. Dieſer Raum iſt ſehr groß und es iſt einem darin 
ordentlich kalt geworden, aber er iſt von niemandem benützt worden, 
als vom Präſidenten. Wo der Vicepräſident ſitzt, weiß ich nicht. 
Vielleicht iſt, wenn der eine nicht darin iſt, der andere darin; aber 
ſeinerzeit war immer der Is bary darin. Dann iſt ein ſchöner, 
großer Raum für den Secretär, der allein in demſelben iſt. Dann 
kommen noch acht Zimmer, Sie können ſich denken in der ganzen 
Länge des Börſengebäudes, vom Eingange bis zum Thurme ſind 
lauter Commiſſiouszimmer, Zimmer für die Beamten und in der 
Ecke iſt ein großer Saal, gegen den Schottenring, wo ſich Säulen 
befinden. Die Räume find gewiſs groß genug und was das anbelangt, 
dass dort die Börſe dieſen Saal nicht mehr hergeben dürfte, ſo iſt 
gar nicht daran zu denken. Die wird froh ſein, wenn ſie überhaupt die 
Kammer behält. Für die Kammer iſt das ein ſehr günſtiges, nobles, an— 
ſtändiges Gebäude. Die Börſe kann niemand anderen finden, der ihr 
beſſer convenieren könnte, wie gerade die Kammer, und was die 
Räume anbelangt, ſo hat ſie vollſtändig genug. Ich könnte ja 
ſagen, wir hätten das alte Rathhaus, wir könnten das beſſer gar 
nicht verwerten; da iſt ein Sitzungsſaal und einige andere Säle, 
ſie beſtehen ja alle noch, da könnte man prächtig die Kammer 
unterbringen, wenn fie fürchten müsste, dass fie ausziehen mußs. 
Aber ſie wird nicht ausziehen, ſondern ſie bleibt. Es wäre ja 
nichts dabei, wenn wir auch wirklich dort etwas mehr bezahlen 
müſſen — was ich heute bezweifle. Das ſind nur Feuerwerkskörper 
heute, um uns zu erſchrecken. Es iſt ja gar nicht erwieſen, dass 
das wahr iſt, es bleibt ja beim alten. Überhaupt iſt es auffallend, 
gerade gegen dieſes Gebäude ſind ſchon wiederholt Angriffe gemacht 
worden. Die Herren werden ſich zu erinnern wiſſen, wie die 
Verkehrsbank gebaut hat, wollte ſie dieſes Haus um 122.000 fl. 
haben. Da war es der verſtorbene Gem.-Rath Nikola, der ſich 
außerordentlich warm angenommen hat, um die in dieſem Hauſe 
ſeſshaft geweſenen Gewerbetreibenden und kleinen Geſchäftsleute, 
welche alle ſchon 27 und 30 Jahre drinnen ſind, in Schutz zu 
nehmen. Der hat geſagt, die wären ruiniert, die wären nicht in 
der Lage, ſich ein anderes Gewölbe zu nehmen, weil es ihnen einfach 
dies nicht trägt. Da kommt auf einmal die Kammer und macht ſich 
gar kein Gewiſſen daraus, bringt die Leute um ihre Exiſtenz und 
baut um. Wahrſcheinlich, um dort ſehr große, ſchöne Localitäten 


zum vermieten hinzuſtellen und einen ſehr ſchönen Rebach zu machen. 
Ich glaube, den können wir ja ſelbſt machen. 
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Überhaupt halte ich es für ganz unpraktiſch und unpopulär, 
dass ſich derartige Inſtitute die ſchönſten Plätze ausſuchen, um 
ihre Bauten hinzuſtellen; die können ja auch in Nebengaſſen gehen, 
wo man billig alte Häuſer kaufen kann und die entſprechenden 
Räume bekommt. Sie ſehen zum Beiſpiel, in der Kärnthnerſtraße 
iſt die Escomptebank drinnen; die gehört gewiss nicht hinein; 
wer in der Escomptebank etwas zu thun hat, der findet fie gewiss 
auch, wenn ſie in einer Nebengaſſe iſt. Aber da, wo ein ſo großer 
Verkehr iſt, wo jedes Gewölbe einen ungeheuren Wert hat, da 
ſitzt die Escomptebank drinnen. Und in der Wipplingerſtraße! — 
Die iſt auch eine ſehr gute Gaſſe, die immer beſſer und beſſer 
wird, je mehr ſie ausgebaut wird, wo die Gewölbe einen unge— 
heuren Wert haben — und ſie werden mit der Zeit noch mehr 
Wert haben. Wenn die Kammer die Abſicht hat, dort Gewölbe 
zu machen, ſo ſchickt ſich das einfach nicht; da palst fie nicht 
hinein; ſie ſoll ſich dort hinſetzen, wo ſie beſſer am Platze iſt. 
Nach dem Anbote der Verkehrsbank iſt auch der Beamtenverein 
gekommen und wollte wieder ein Anbot machen — ich glaube 
188.000 fl. Da war der Gemeinderath wieder in ſeiner Mehrheit 
der Anſicht, daſs das nicht herzugeben iſt, es beſteht keine Noth— 
wen digkeit, das Haus ſteht nicht außerhalb der Baulinie, es ver— 
ſchandelt nicht das ganze Viertel, iſt in ſanitärer und ſonſtiger 
Beziehung vollkommen den heutigen Anforderungen entſprechend, 
iſt dasjenige Stiftungshaus, welches meines Wiſſens am meiſten 
Zins trägt, nämlich 7500 fl., man ſolle es alſo nicht hergeben. 
Es wurde wirklich nicht weggegeben, ſelbſt der jetzige Vice-Bürger— 
meiſter Matzenauer und der Gem.-Rath Noske ſind dafür 
eingetreten, dass man es nicht weggeben ſoll — mit vollem 
Rechte, die armen Leute ſind heute noch drinnen und werden nun 
hinausgeworfen. Vorläufig iſt es gar nicht nothwendig, umzubauen, 
wir haben andere alte Objecte genug in Wien. Damals wurde 
von Seite des Herrn Dr. Klotzberg hingewieſen, wenn der 
Beamtenverein bauen will, ſo ſoll er die Liebighäuſer kaufen. 
Recht hat er gehabt, die ſollten ſie ſich kaufen, nicht das Haus, 
welches niemanden geniert, in welchem die armen Leute ihre Gewölbe 
und ſeit Jahren ihre Exiſtenz haben. 

Ich würde das für eine vollſtändige Incorrectheit und für ein 
Vorgehen halten, für welches eine unbedingte Nothwendigkeit nicht 
vorliegt. 

Was die Offertausſchreibung anbelangt, ſo habe ich erwähnt, 
dafs jeder darüber erſtaunt war. Ich komme in Gaſt- und Kaffee⸗ 
häuſer, wo anſtändige Leute hinkommen, da war alles paff. Ent— 
weder man ſchreibt keine Offertverhandlung aus oder man ſchreibt 
ſie aus und hält ſein Wort. Aber zum Schluſſe eine ſolche Mauſchlerei 
zu machen, ob es nun die Handelskammer iſt oder nicht, das iſt 
einfach incorrect. Ich bin überzeugt, keiner von uns würde einen 
derartigen Vorgang wirklich billigen und wird es gewiſs auch 
nicht thun und wenn das beſte Anbot gemacht würde — nach— 
träglich noch — ſo wird er ſagen, nein, es iſt ſehr ſchwer, es iſt 
bei der Offertverhandlung das geboten, ich mufs es hergeben, es 
thut mir ſehr leid, ich nähme gern ein bisschen mehr. Hier aber 
machen Sie eine Mauſchlerei, es iſt eine Mauſchlerei. Sie hätten 
es auch früher machen können und ſagen können, meine Herren, 
wir machen keine Offertausſchreibung, ſondern wenn die Zeit heran— 
rückt, wo die Kammerlocalitäten gekündigt werden müſſen, und der 
Gemeinde obliegt die Pflicht, die Localitäten herzuſtellen, dieſer 


Platz eignet ſich dafür und wir ſprechen uns dafür aus. Das iſt 


nicht geſchehen, ſondern es ſind Machinationen gemacht worden, 
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welche unanſtändig und verwerflich ſind. Deshalb bitte ich, den 
Antrag abzulehnen. Aber es iſt vielleicht im Intereſſe der Ge— 
meinde gelegen, das Haus vorläufig nicht herzugeben und zuzu— 
warten, bis ein größeres freiwilliges Anbot gemacht wird, oder 
eine neuerliche Ausſchreibung zu machen, wo gewijs ein höherer 
Betrag erzielt werden dürfte. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter: Der Herr Gem.⸗Rath 
Jedliska hat das Wort. (Derſelbe verzichtet.) 


Gem.-Nath Hawranek: Der Bürgermeiſter hat ſich berufen 

auf die Bedingniſſe, daſs der Gemeinderath ſich vorbehält, unter an 
ER 99 | { 

den Offerenten zu wählen. Das iſt ganz richtig, aber es iſt vor⸗ Ben e e 


ausgeſetzt, daſßs der Gemeinderath vernünftig wählt unter den 
Offerenten. Wenn bei Gewerbetreibenden eine Arbeit ausgeſchrieben 
wird, dann iſt das ganz etwas anderes. Wenn man zum Beiſpiel 
weiß, daſs einer eine ſchlamperte Arbeit für die Commune geliefert 
hat, berückſichtigt man ihn als den billigſten nicht, ſondern nimmt 
den theueren. Das hat ſeine Begründung bei dieſer Sache. Das 
iſt ganz etwas anderes. Hier iſt das Offert vom Beamtenvereine 


das beſte und das für die Commune profitabelſte. Der Herr Bürger- ”, ö 
meiſter hat ſelbſt geſagt, es läfst ſich darüber ſtreiten und ich ſtreite iuauswerſen wil 
amtenverein die Leute nicht hinauswerfen wird? Genau fo! 


auch darüber. 


Denn jeder Menſch mit geſundem Menſchenverſtande mis | 


doch einſehen, daſs dieſe Anbietung vom Beamtenvereine die beſte 
iſt. Er ſagt, es handelt ſich um 8000 fl., wenn Sie die Gebür 
dazu nehmen, von der die Commune die Hälfte zahlen mufs, jo 
macht das 8000 und 7000 fl., zuſammen 15.000 fl., um was 
die Commune geſchädigt wird gegen den Antrag der Handels— 
kammer. 


erſtaunlich iſt, daßs ein Bürgermeiſter den Muth hat und dieſes 


Offert der Handelskammer befürwortet. Ich ſtaune, ich kann nicht 


für dieſes Offert ſtimmen und ſtelle den Antrag, daj3 man nicht 
ſoviel Geſchichten macht, und wenn es nothwendig iſt, das Haus 
zu verkaufen, beantrage ich, daßs man gleich darüber beſchließt 
und es dem Beamtenvereine zuſchlägt und nicht extra wieder die 
Sache an den Stadtrath zurückweist. 

Gem.-Nath Dr. Mittler (zur Geſchäftsordnung): Ich be- 
antrage Schluſs der Debatte. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter: Die Herren, welche für 
den Schluss der Debatte find, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 
Schluſs der Debatte iſt angenommen. 

Vorgemerkt find die Gem.-Näthe Bärtl, Gregorig und 
Roſenſtingl. 

Gem.-RNath Värtl: Ich werde ſehr kurz fein. Ich will nur 
folgendes erwähnen, was heute noch nicht geſprochen worden iſt. 
Es iſt doch ſehr auffallend, daßs bei der Offertverhandlung dieſer 
zwei Häuſer die Handelskammer mit einer Steigerung an die Ge— 
meinde herangetreten iſt, dafs man für die Folge ſtatt 6900 fl. 
10.000 fl. bezahlen muss. 

Es iſt ja früher nichts vorgelegen; es iſt auffallend, dass 
gerade bei dieſer Offertverhandlung die Steigerung hervorgetreten 
iſt oder eigentlich beſſere Localitäten verlangt werden. 

Der Herr Referent hat früher gejagt, dafs er im Stadtrathe 
für den Beamtenverein war, er hätte dabei bleiben ſollen; das iſt 
früher nicht vorgekommen; wenn ein Referent von dem Referate 
abgegangen iſt, wie er es beantragt hat, ſo hat ein anderer 
Referent es übernehmen müſſen. Das hätte hier auch geſchehen ſollen. 
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Ich beantrage, wenn der Referenten-Antrag oder der des 
Herrn Gem.-Rathes Frauenberger nicht angenommen wird, 
eine neuerliche Offertverhandlung, und weiters beantrage ich über 
den Antrag des Referenten namentliche Abſtimmung. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Herr 


Gem.-Nath Gregorig: Ich überlaſſe das Wort dem Herrn 
Handelskammerrathe, der nach meiner Anficht nach der Beſtimmung 
der Geſchäftsordnung nicht ſprechen darf. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Herr Gemeinderath find 
Ich bitte, mir das Geſetz zu zeigen, worauf 
Sie das ſtützen. (Gem.-Rath Gregorig: § 581!) Es iſt kein 
perſönliches oder Vermögensintereſſe des genannten Mitgliedes in 
Frage. 

Gem.-Nath Noſenſtingl: Ich habe geglaubt, der Herr 
Vorredner werde mit dem Antrage ſchließen, das Haus ſolle über— 
haupt nicht verkauft werden. Das wäre der logiſche Schlußs feiner 
Rede geweſen. Er hat den Antrag nicht geſtellt und nur der 
Handelskammer den Vorwurf gemacht, dafs fie die armen Parteien 
Und glaubt der Herr College, dafs der Be— 


Ich habe noch eine zweite Bemerkung zu machen. Herr 
College Gfrorner war auch Handelskammerrath, das iſt aber 
ſchon einige Jahre her; ſeit dieſer Zeit ſind die Agenden derart 
geſtiegen, daſs die Verhältniſſe ſich mit den damaligen Ver— 
Es iſt eine Thatſache, was ich 
erwähnt habe, und ich bin überzeugt, wenn Herr Gem.-Rath 


Sein. » Rath 


Gregorig hat das Wort. 


Frauenber ger überhaupt einmal in die Handelskammer hinein: 


Ich will Sie nicht lange aufhalten, aber ich ſage, dass es | gehen würde — ich bin überzeugt, er war noch nicht drinnen — 


jo hätte er gewiſs nicht gejagt, daſs alles jo großartig und ſchön 
iſt, wie er behauptet hat. 

Nur das wollte ich erklären. 

Neferent (zum Schlufsworte): Ich muss vor allem etwas 
richtigſtellen. Es iſt wiederholt in der Debatte erwähnt worden, 
daſs die Handelskammer bei der erſten Offerte, wo ſie 240.000 fl. 
geboten hat, nur von einem Zinspauſchale von 8000 fl. geſprochen 
hat. Das iſt unrichtig. In dieſem Offerte iſt auch das Zins— 
pauſchale von 10.000 fl. geſtanden; dieſe 8000 fl. wurden früher 
genannt, bei weit früheren Offerten, wo die Handelskammer ver— 
langt hat, daſs wir den Betrag capitaliſieren und in den Kauf— 
ſchilling einrechnen. Das wäre allerdings für die Handelskammer 
noch günſtiger, wenn wir 8000 fl. nicht alljährlich, ſondern auf 
einmal ein Capital zahlen, welches 8000 fl. entſpricht. Ich con- 
ſtatiere, von Anfang an, ſolange die Offertverhandlung in Giltig— 
keit war, waren immer 10.00) fl. Zinspauſchale verlangt. 

Was meine perſönliche Stellung anbelangt, ſo war ich aller— 
dings dafür, daſs dem Beamtenvereine die beiden Häuſer zu— 
geſchlagen werden, weil meine perſönliche Überzeugung dahin 
gegangen iſt, daſs das nach meiner perſönlichen Meinung das 
beſte Angebot war. Andererſeits wurde aber der Antrag geſtellt, 
mit der Handelskammer zu unterhandeln, und zwar darum, weil 
eine große Anzahl Herren im Stadtrathe als auch der Magiſtrats— 
Referent, das Bauamt und die Buchhaltung der Anſicht waren, dajs 
beide Offerte gleichwertig ſind mit Rückſicht auf die Nebenbedingungen. 
Alſo, meine Herren! Wir haben uns ſchließlich dem gefügt, dajs 
nochmals unterhandelt wird, und das Reſultat, das erzielt wurde, 
iſt geradezu ein glänzendes zu nennen. Es handelt ſich alſo darum: 
ſollen wir aus formellen Gründen das ee Sollen. 
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wir das annehmen, was für die Gemeinde günſtiger iſt? Ich für 
meine Perſon habe mich verpflichtet geſehen, das zu vertreten, was 
für die Gemeinde günſtiger iſt. Ich bitte daher, die Anträge anzu— 
nehmen. 

Pice-Bürgermeiffer Dr. Richter: Ich bitte, meine Herren, 
die Plätze einzunehmen. Ich gebe zunächſt bekannt: es liegen An— 
träge vor, erſtens ein Gegen-Antrag des Gem.-Rathes Frauen⸗ 
berger, welcher lautet: „Ich beantrage, dieſes Referat zurück— 
zuweiſen und das Offert des Beamtenvereines anzunehmen.“ 

Zweitens der Antrag Bärtl: Für den Fall der Ablehnung 
dieſes Antrages ſei eine neuerliche Offertverhandlung auszuſchreiben. 
Endlich ein formeller Antrag, es ſei über den Referenten-Antrag 
namentlich abzuſtimmen. 

Gem.-Rath Hawranek: Ich bitte, ich habe auch einen 
Antrag geſtellt, es dem Beamtenvereine zuzuſchlagen. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Es iſt dieſer Antrag 


identiſch mit dem Antrage des Herrn Frauenberger. 

Gem. Rath Hawranek: Nein, es ſoll nicht an den Stadt— 
rath zurück. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, die Anzahl 
der Anweſenden zu conjtatieren. (Nach erfolgter Auszählung) 
Wir ſind 89. (Großer Lärm links.) Aber, ich bitte, meine Herren. 
Ich begreife dieſe Aufregung nicht. Das Wort hat Herr Gem.“ 
Rath Dr. Lueger zur Abſtimmung. 

Gem.-Rath Steiner: Ich habe mich früher zur Geſchäfts— 
ordnung gemeldet. 


Lueger iſt ſchon längſt gemeldet. 
ruhigen. 

Gem.-Rath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Ich habe 
mich gemeldet, um vorzubringen, dafs ich ſelbſt beobachtete, daſs 


Ich bitte, ſich alſo zu be— 


einzelne Mitglieder der Majorität förmlich auf Commando weg- 


gegangen find... (Rufe links: So iſt es!) . . . und es mufs 
außerordentlich bedauert werden, dajs in ſolcher Weiſe vorgegangen 
wird. Die Offerenten haben jetzt ſchon wochenlang ihre Vadien 
hier liegen, und durch eine ſolche Verzögerung wird die Zurück— 
gabe der Vadien wieder hinausgeſchoben. Sie, meine Herren, 
tragen dafür die Verantwortung. 

Gem.-Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Meine Herren, 
ich wollte vor ungefähr einer Stunde den Saal verlaſſen, weil ich 
heute dringend etwas zu thun habe, und bei der Thür wurde ich 
von einem Beamten des Präſidialbureaus aufmerkſam gemacht, ich 
möge dableiben, ich ſei der zweiundneunzigſte. Herr Bürgermeiſter, 
es ſind jetzt im Laufe der Zeit 56 Herren hinausgegangen, ohne 
dajs dieſelben aufgehalten wurden, und das geſchah mit Wiſſen 
des Präſidiums. 

Gem.-Nath Veutnitz (zur Geſchäftsordnung): Ich habe 
mich nur aus dem Grunde zum Worte gemeldet, um zu conſta— 
tieren, dafs ich vor zwei Minuten aufgehalten wurde und nur mit 
dem Verſprechen hinausgehen durfte, dafs ich wiederkomme. (Lärm 
links. — Gem.⸗Rath Dr. Geßmann ruft dazwiſchen.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Herr Gem.-Rath Dr. 
Geßmann, ich bitte ſich zu beruhigen. 

Würgermeiſter: Die Präſidialbeamten theilen mir mit, dass 
ſie nur Herrn Gem.⸗Rath Dr. Huber fortgehen ließen, weil der— 
ſelbe erklärt hat, daſs ihm jo unwohl ſei, dafs er nicht dableiben 
könne. (Widerſpruch links.) 


BPice-Bürgermeifler Dr. Richter: Herr Gem.-Rath Dr. | Klotzberg, 
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Auf die übrigen Bemerkungen des Herrn Gem. Rathes 
Steiner antworte ich nicht. Ich bin nicht dafür verantwortlich, 
ob die Herren dableiben oder nicht. (Erneuerter Lärm links.) 

Hem.-Nath Herrdegen (zur Geſchäftsordnung): Ich möchte 
im Intereſſe der Wahrheit nur einfach conſtatieren, daſs ich die 
Abſicht hatte, wegzugehen, weil ich dringend zu thun hatte, und ich 
bin von einem Conceptsbeamten aufgehalten worden. Das war vor 
circa 15 Minuten. 

Gem.-Rath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Ich 
ſtelle den Antrag auf namentliche Auszählung, damit die Herren 
ſich merken, dafs fie hier zu bleiben haben. (Zuſtimmung.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt der Namens— 
aufruf beantragt worden. Ich bitte jene Herren, welche zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich bitte die Namen zu verleſen. 

(über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers Gem.-Rathes 
Dehm wird die Anweſenheit folgender Herren Gemeinderäthe 
conſtatiert:) 

Adam, Altenberg, v. Bachofen, Bärtl, Becker, Beutnitz, 
Boſchan, Brauneiß, Büſch, Dr. Daum, Dehm, Dolainski, 
Eigner, Erndt, Frauenberger, Fröſch, Gauguſch, 
Geitler, Gerhardus, Dr. Geßmann, Geyer, Gfrorner, 
Gierſter, v. Götz, Ritt. v. Goldſchmidt, Gräf, Gregorig, 
Bürgermeiſter Dr. Grübl, Grünbeck Joſef, Grünbeck Seb., 
Dr. Hackenberg, Haßfurther, Hawranek, Herold, Herr— 
degen, Hörmann, Jedliéka, Kaiſer, Kirchmayer, Dr. 
Dr. Kupka, Lang, Latſchka, Lechner, Dr. 


Lueger, Lukſch, Mareſch, Matthies, Vice-Bürgermeiſter 


Matzenauer, Dr. Mittler, Müller Joſef, Dr. Nechansky, 
Ritt. v. 
Rader, 


Neumann, Pollak, Dr. Prockſch, Purſcht, Dr. 
Rauſcher, Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter, Roſen— 
ſtingl, Rückauf, Schieferl, Schneeweiß, Schneiderhan, 
Schoderböck, Dr. Scholz, Schrenckh, Schuh, Seiler, 
Stehlik, Steiner, Dr. Stern, Strobach, v. Stummer, 
Tagleicht, Taubler, Tomola, Trambauer, Dr. Uhl, 
Vaugoin, Dr. Vogler, Weſſely Vincenz, Wimberger, 
Winker, Winter, Witzelsberger, Wünſch, Wurm. 

(Nach der Abſtimmung werden verſchiedene Rufe laut: Es 
waren 89! — Nein, 88! — Johann Müller war nicht hier!) 

Gem.-Nath Gregorig: Ja, das thun die Herren drüben; 
wenn einer nicht da iſt, ſo ruft einer „Hier!“. Dort drüben in 
dem Kretzel war es! (Lebhafter Widerſpruch rechts.) 

Gem.-RNath Dr. Nechansky: Was? Das bitten wir uns 
aus! Wer hat das gethan? Namen nennen! Das laſſen wir uns 
nicht gefallen! (Stürmiſche Unruhe, während welcher zahlreiche 
Rufe links, welche gegen den Gem.-Rath Dr. Nechansky ge 
richtet ſind, nicht verſtanden werden.) So eine Beſchuldigung! 
Wer hat das geſagt? 

Gem.-Rath Gregorig: Dort iſt „Hier!“ gerufen worden. 

Gem.-Rath Dr. Nechans ly: Wer hat es gerufen? Namen 
nennen! 

Vice Vürgermeiſter Dr Richter (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte um Ruhe! (Andauernde Unruhe.) Aber ich 
bitte, meine Herren, das iſt doch keine Sitzung des Gemeinde— 
rathes, wenn es ſo zugeht! (Unruhe. Der Vorſitzende gibt wieder— 
holt das Glockenzeichen.) 

Ich bitte um Ruhe. Es iſt hier durch die Abſtimmung die 
Anweſenheit von 88 Mitgliedern des Gemeinderathes conſtatiert. 
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Die Abſtimmung kann infolgedeſſen nicht erfolgen und wird daher 
nach dem Geſetze vom 20. März 1893 in der Angelegenheit 
vorgegangen werden. 

Die Sitzung iſt geſchloſſen 

(Schluſs der Sitzung 8 Uhr 45 Minuten abends.) 


* * 


* 
(Richtigſtellung.) Bei der Zuſammenſtellung der Bei ſchlüſſe,, betreffend 
das Pflaſter⸗-Präliminare pro 1895, hat es im Amtsblatte Nr. 19 auf Seite 548, 
1. Spalte, Zeile 12 u. ff. richtig zu heißen: 


Summe des Erforderniſſes für die Bezirke I bis XI. 1,328.500 fl. 
Currente Erhaltung des Pflaſter dd. 230.000 fl. 
Geſammtſumme. 2 „558.500 fl. 


Stadtrat). 


Hitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 19. März 1895. 
Mittwoch, den 20. März 1895. 
Donnerstag, den 21. März 1895. 
Freitag, den 22. März 1895. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 1. März 1895. 


Vorſitzende: Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Vice⸗Bürgermeiſter Matzenauer. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Mayer, 
Boſchan, Müller, 
v. Götz, Dr. Nechansky, 
Hackenberg, v. Neumann, 
Dr. Huber, Rückauf, 
Dr. Klotzberg, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 


Dr. Le derer, 
Dr. Lueger, 
Matthies, 


Vaugoin, 
Witzels berger, 
Wurm. 


Entſchuldigt: St.⸗R. Stiaßny, Dr. Vogler. 
Experten: Magiſtrats⸗Commiſſär Dr. Max Weiß. 
Baudirector Berger. 
Oberingenieur Kindermann. 
Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Dr. Bibl. 


Bice-Bürgermeifler Matzenauer eröffnet die Sitzung. 


Die St.⸗R. Stiaßny und Dr. Vogler entſchuldigen ihr 


Ausbleiben von der heutigen Sitzung. (Zur Kenntnis.) 
Geſchäftsausweis des Stadtrathes pro Februar 1895: 


Einlauf im Monate Februar. . 2 2 2 2 nn. 751 Acten 
von dieſen Acten erledigte der Stadtrat.... 301 „ 
wurden dem Magiſtrate zugewieſen 108 „ 
befanden ſich noch am Schluſſe des Monates in Be 
thus... re 342 „ 
Weiters erledigte der Stadtrath aus den Vormonaten 362 Acten 
hiezu obige 301 „ 
daher insgeſammt im Monate Februaͤ . 663 Acten 
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| Recapitulation aus dem Monate Jänner 1895: 

Einlauf im Monate Jänner 18oh⸗ 576 850 Acten 
von dieſen Acten erledigte der Stadtrafkl h. 369 „ 
wurden dem Magiſtrate zugewieſe'e u 124 „ 
befanden ſich noch in Berat hun 357 „ 
Außerdem erledigte der Stadtrath aus den Vormonaten 204 Acten 
hiezu obige 369 „ 
daher insgeſammt im Monate Februar. 573 Acten 


In Berathung befinden ſich noch aus dem Monate Jänner 
126 Acten. (Zur Kenntnis.) 
Weiters liegt das Verzeichnis über die im Monate Februar unter 
Intervention von Stadtrathsmitgliedern ſtattgefundenen Local-Com— 
miſſionen, Comité⸗Sitzungen ꝛc. zur Einſicht auf. 
(Zur Kenntnis.) 
(1582.) St.-NR. Dr. Klotzberg referiert über die Verleihung 
einer communalen Auszeichnung an den Pfarrer von Lichtenthal, 
f. e. geiftlicher Rath Anton Grundl, und beantragt, dem Genannten 
die große goldene Salvator-Medaille zu verleihen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
St.-N. Dr. Huber referiert über Geſuche um Aufnahme in 
den Wiener Gemeindeverband aus dem V. Bezirke und beantragt: 
a) die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 
(1157.) Schreiner Franz, Trödler; 
Scherzer Franz, Drechslermeiſter; 
Taudes Stephan, Schuhmachergehilfe; 
Trnka Antonie, Blumenmacherin; 
Kulhan Joſef, Bäckergehilfe; 
Meyerl Joſef, Gartenarbeiter; 
Zämecky Joſef, Schuhmachermeiſter; 
Ebenſteiner Alois, Poſamentierergehilfe; 
Valäsek Franz, Schloſſermeiſter; 
Reindl Michael, Verkäufer von Lebzelterartikeln; 
Kainz Franz, Kellner; 
Welz Andreas, Tiſchlergehilfe; 
Schlögl Leopold, Webergehilfe; 
Weidlich Joſef, Gürtler; 
Koch Anton, Kutſcher; 
Holl Joſef, Tiſchlergehilfe; 
Jedliéka Franz, Schuhmachergehilfe; 
Sachſenmaier Joſef, Pfeifenſchneider; 
Butka Wenzel, Schneidermeiſter; 
Blazef Franz, Schulwart; 
Taudes Joſef, Schloſſergehilfe; 
Bodzenta Peter, Lackierergehilfe; 
Brychta Joſef, Claviertiſchlermeiſter, und 
Jüttner Oswald, Schloſſergehilfe; 
b) die Zuſicherung der Aufnahme an: 
(1373.) Berger Simon, Geſchäftsreiſender; 
Schula Julius Ludwig, Tapezierermeiſter; 
Paulicska Mogdalena, Handarbeiterin, und 
Henfling Michael, Gaſtwirt. (Angenommen.) 
(1370.) Derſelbe referiert über Geſuche um Bürgerrechts— 
Verleihung aus dem V. Bezirke und beantragt die Geſuchsgewährung 
für Anton Truſſenowsky, Schuhmachermeiſter. 
(An genommen.) 


(1251.) Derſelbe referiert über die Bewilligung eines Pachtzins— 


nachlaſſes an Pächter von ſtädtiſchen Gründen im III. und XI. Bezirke 


Geſammteinlauf vom 1. Jänner bis inel. 28. Februar 1895 1601 Acten anläſslich des Hagelſchlages vom 7. Juni 1894 und beantragt: 
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Den Pächtern ſtädtiſcher Gartengründe im XI. Bezirke werden 
anläſslich des am 7. Juni 1894 ſtattgehabten Hagelſchlages von den 
Pachtzinſen pro 1894, beziehungsweiſe, inſoweit die Pachtzinſe pro 
1894 von denſelben bereits eingezahlt ſind, von den laufenden Pacht— 
zinſen pro 1895 Pachtzinsnachlaſſe in der Höhe eines halbjährigen 
Zinſes mit dem Geſammtbetrage von 8821 fl. 31 kr. bewilligt. 

Weiters wird dem nachträglich bittlich gewordenen Georg 
Nürnberger, Pächter eines ſtädtiſchen Gartengrundes im III. Be— 
zirke im Erdbergermais von dem Jahrespachtzinſe pro 1894 per 
143 fl. 64 kr. die Hälfte per 71 fl. 82 kr. nachgelaſſen. 

Den Pächtern von Ackern und Wieſen werden, wie ſeinerzeit den 
Bürgerſpitalfondspächtern, die eventuell zur Abſchreibung gelangten 
Grundſteuerbeträge, inſoweit ſie die Pachtobjecte derſelben betreffen, 
zugewendet, reſpective gutgeſchrieben. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 


(1485.) St.-R. Dr. v. Billing referiert über das Anſuchen 
des Oſterreichiſchen Touriſten⸗-Clubs um Subvention und beantragt, 


demſelben für die Jahre 1894, 1895 und 1896 eine Subvention im Betrage 
von je 200 fl. jährlich gegen dem zu bewilligen, daſs um die Flüſſig— 
machung des Subventionsbetrages pro 1896 unter Vorlage des 
Thätigkeitsberichtes pro 1895 anzuſuchen iſt. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(657 und 1398.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des 
n.⸗ö. Landesausſchuſſes um Aufnahme des am 17. December 1884 
in der Gebäranſtalt geborenen Stephan Czonka in den Wiener 
Gemeindeverband gegen Erlag einer Taxe von 60 fl. und beantragt 
die Ablehnung. (Angenommen.) 
(140 2.) Derſelbe referiert über die Beſtellung einer Hilfskraft 
zur Unterſtützung des Beamten der Prüfungsanſtalt für hydrauliſche 
Bindemittel und beantragt: 


1. dem Stadtbauamte zu bewilligen, vom 1. März 1895 an 


für die Dauer der Nothwendigkeit einen Manipulanten mit gut 
abſolvierter Baugewerbeſchule als Hilfskraft zur Unterſtützung des 


eingangs genannten Beamten mit einem Taggelde von 2 fl. beſtellen 


zu dürfen, und 

2. zur Bedeckung der hieraus erwachſenden Koſten die im 
Präliminar⸗Entwurfe für 1895 mit 750 fl. bemeſſene Poſition der 
Ausgabs⸗Rubrik IV 21 f „Regieauslagen für die Probierſtation für 
hydrauliſche Bindemittel“ um 620 fl., alſo auf 1370 fl. zu erhöhen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(996.) Derſelbe referiert über die Beſetzung von zwei Communal⸗ 
Stiftplätzen an der Wiener Handelsakademie und beantragt, dieſe 
Stiftplätze dem Schüler des J. Jahrganges Edmund Braun und 
dem Schüler des II. Jahrganges Robert Planer auf Studiendauer 
zu verleihen. (Angenommen.) 
(1162.) St.-R. Müller referiert über den Statthalterei⸗Erlaſs 
vom 6. Februar 1895, Z. 11593, betreffend die waſſerrechtliche 
Verhandlung über das Project des rechtsſeitigen Haupt-Sammelcanales 
und beantragt die Kenntnisnahme und Genehmigung der Entſendung 

eines Vertreters der Gemeinde Wien zu dieſer Verhandlung. 
(Angenommen.) 
(1501.) Derſelbe referiert über das Anerbieten des Stephan 
Fimotta, betreffend die Geſtattung der Materiallagerung auf den 
Realitäten Einl.⸗Z. 523, 524 und 525, Grundbuch Nufsdorf im 


XIX. Bezirke, während der Dauer der Bauarbeiten für den rechtsſeitigen 


Haupt⸗Sammelcanal, und beantragt, es ſei dieſes Anerbieten abzulehnen 
und von einer Inanſpruchnahme dieſer Realitäten zu dem gedachten 
Zwecke abzuſehen. 
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(1475.) St.-R. Wurm referiert über den Statthalterei-Erlaſs 
vom 17. Jänner 1895, Z. 2391, betreffend den Bauconſens für die 
Theilſtrecke „Schlachthaus-Schikanederbrücke“ der Wienthallinie und 
beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 

(Bei Berathung des vorſtehenden Referates fungierte Baudirector 
Berger als Experte.) 

(1500.) St.-R. Müller referiert über die Inanſpruchnahme 
der Realitäten Einl.⸗Z. 270 und 660 des Johann Weinzinger 
in Heiligenſtadt für Zwecke des rechtsſeitigen Haupt-Sammelcanales 
und beantragt, das von dem Genannten diesfalls geſtellte Anerbieten 
abzulehnen und der vom Stadtbauamte vorgeſchlagenen, eventuell in 
Ausſicht zu nehmenden Variante der Canaltrace nächſt der Jubiläums— 
brücke zuzuſtimmen. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, gegen Johann Weinzinger 
die Expropriation einzuleiten. 

Dieſer Antrag angenommen. 

(1271.) SL-R. Nitt. v. Neumann referiert über das ſeitens 
der dritten Wienfluſs-Expertiſe bezüglich des Projectes Hermanek 
und Genoſſen und des Projectes Wayß, betreffend die Regulierung 
und Einwölbung des Wienfluſſes, erſtattete Gutachten. 

Über Antrag des St.-R. Dr. Lueger wird vorerſt die Druck— 
legung der einſchlägigen Materialien beſchloſſen. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) | 

(1242.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs- Ergebnis, 
betreffend die Sicherſtellung der Arbeiten und Lieferungen für die 
Reſervoiranlagen der Wienfluſs-Regulierung in Weidlingau⸗-Hadersdorf, 
und beantragt: 

1. die Lieferung der hydrauliſchen Bindemittel wäre an folgende 
Unternehmer, und zwar 
a) die Lieferung des Romancementes in vier gleichen Theilen an: 

Marie Tichy zum Preiſe von 1 fl. 24 kr. per 100 kg in 


Fjäſſern (Marke J. Tichy Waldmühle, ſpecifiſches Gewicht 76 kg 


per Hektoliter), 

Karl Habenicht zum Preiſe von 1 fl. 25 kr. per 100 kg in 
Säcken (Marke A. Kraft, Kufſtein, ſpecifiſches Gewicht 86 kg per 
Hektoliter), 

Michael Egger zum Preiſe von 1 fl. 30 kr. per 100 kg in 
Fäſſern (Marke M. Egger, Kufftein, ſpecifiſches Gewicht 767 kg 
per Hektoliter) und 

Franz Kern in Kuſſtein zum Preiſe von 1 fl. 30 kr. per 100 kg 
in Fäſſern (Marke F. Kern, ſpecifiſches Gewicht 82°4 kg per 
Hektoliter) auf Grund der bezüglichen Offerte zu übertragen, wobei 
die Beſtimmungen des § 24 der allgemeinen Bedingniſſe über Mehr— 
und Minderleiſtungen unverändert aufrecht bleiben, jedoch mit der 
Ausnahme, daſs ſich die geſammte, durch Karl Habenicht zu be— 
wirkende Lieferung ſeinem Offerte gemäß nur bis zur Maximalgrenze 
von 150 Waggons erſtrecken kann und wobei weiters für die Lieferung 
in Säcken die Beſtimmungen des § 3 der beſonderen Bedingniſſe für 
hydrauliſche Bindemittel ſinngemäße Anwendung finden. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, mit den Offerenten Tichy, 
Kern und Egger vorerſt darüber zu verhandeln, welche Preiſe ſie 
verlangen, wenn ihnen die Lieferung in Säcken bewilligt wird. 

Dieſer Antrag angenommen. 

Referent beantragt weiters: 

b) die Lieferung des Portlandcementes an die Firma Gebrüder 
Leube zum Preiſe von 2 fl. 30 kr. per 100 kg in Säcken loco 


Angenommen) , Bahnhof Weidlingau und unter Beſtellung in ganzen Waggons (Marke 
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Gebrüder Leube in Gartenau, ſpecifiſches Gewicht 125 kg per Hektoliter) 
zu vergeben, wobei jedoch gleichfalls die Beſtimmungen des § 3 der 
beſonderen Bedingniſſe für die hydrauliſchen Bindemittel in ſinngemäßer 
Anwendung aufrecht bleiben. (Angenommen.) 
2. Bezüglich der Erd⸗ und Mauerungsarbeiten gemäß den Koften- 
anſchlägen 1 und 2 wäre vorerſt mit den Unternehmern W. v. 
Doderer, J. Göhl und M. Sager bszüglich der von denſelben 
geſtellten Bedingung, dafs der Aushub am Mauerbache eine Menge 
von 200.000 ms erreiche und dafs für je 25.000 m? weniger den 
Unternehmern ein Betrag von 6000 fl. als Entſchädigung für Ver— 
dienftentgang zu gewähren ſei, wobei Bruchtheile unter 25.000 m’ 
verhältnismäßig zu vergüten ſeien, in Verhandlung zu treten. 
St.⸗R. Dr. Lueger beantragt die Ausſchreibung einer neuen 
Offertverhandlung. 
Dieſer Antrag 
angenommen. 
(Während des vorſtehenden Referates haben Magiſtrats-Commiſſär 


abgelehnt; Referenten-Antrag 


Dr. Max Weiß, Baudirector Berger und Oberingenieur Kinder 


mann als Experten fungiert.) 
(Schluſs der Sitzung.) 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 5. März 1895. 


Vorſitzende: Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Vice⸗Bürgermeiſter Matzenauer. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, Dr. Nechansky, 
v. Götz, v. Neumann, 
Dr. Hackenberg, Rückauf, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Dr. Klotzberg, Schneiderhan, 
Dr. Lederer. Stiaßny, 
Dr. Lueger, Witzelsberger, 
Matthies, Wurm. 
Mayer, 


Krank: St.⸗R. Kreindl, Vaugoin, Dr. Vogler. 
Experte: Magiſtrats⸗Rath Dr. Sauer. 

Baudirector Berger. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Pfeiffer. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter eröffnet die Sitzung. 

Die St.⸗R. Dr. Vogler, Kreindl und Vaugoin ent— 
ſchuldigen ihre Abweſenheit durch Krankheit. (Zur Kenntnis.) 

(653.) St. -R. Dr. v. Billing referiert über das Anſuchen 
der Francisca Polka, Waſſerleitungs-Aufſeherswitwe, um eine Gnaden— 
gabe und einen Erziehungsbeitrag und beantragt, derſelben eine jährliche 
Gnadengabe von 150 fl. auf die Dauer des Witwenſtandes, eventuell bis 
zu einer anderweitigen Verſorgung, und für ihren Sohn Joſef, geboren 
am 16. März 1884, einen Erziehungsbeitrag von jährlich 36 fl. bis 
zum vollendeten 14. Lebensjahre, und zwar beide Bezüge, da dieſelben 
an die Stelle einer Proviſion treten, vom 1. des auf den Todestag 
des Gatten nächſtfolgenden Monates, das iſt vom 1. Februar 1895 
zu bewilligen. (Angenommen; an den Gemeinderath, 


(1590.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Gilg, 
Diurniſt, um Studiennachſicht und beantragt die Ertheilung der 
(Angenommen.) 


Studiennachſicht. 
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(13 10.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Ida Lachner, 
ſtädtiſchen Marktcommiſſärswaiſe, um Erhöhung der Gnadengabe und 
beantragt, derſelben vom 17. Jänner 1895 an eine Gnadengabe im 
erhöhten Betrage von 90 fl. jährlich auf die Dauer von drei Jahren, 
eventuell bis zu einer etwa früher eintretenden Verſorgung zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(9611.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Adolf 
Petzke, Kanzlei-Acceſſiſten, um Verleihung des Titels Official und 
beantragt, demſelben ad personam den Titel Official zu verleihen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(1615.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Karoline 
Faulmann, Stenographie-Profeſſorswitwe, um eine Gnadengabe 
und beantragt die Bewilligung einer Gnadengabe von 150 fl. auf 
drei Jahre vom 1. des auf den Gemeinderaths-Beſchluſs folgenden 
Monates. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(1438, 1462.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit 
von Beerdigungskoſten nach ſieben Parteien aus dem I. und VIII. Be⸗ 
zirke per 23 fl. 25 kr. und beantragt die Abſchreibung. 

(An genommen.) 

(1675.) St.-N. Müller referiert über die Eingabe des Karl 
Gürtler, Gebrüder Kirchner und der Thüren-, Fenſter- und 
Fußboden⸗Fabriks⸗Geſellſchaft, betreffend die Inanſpruchnahme von 
Holzlagerplätzen an der Heiligenſtädterlände im XIX. Bezirke behufs 
Baues des rechtsſeitigen Haupt⸗Sammelcauales und beantragt, das 
geſtellte Anerbieten wegen Überlaſſung von Theilen der Realitäten 
Einl.⸗Z. 567, 566 und 272 im XIX. Bezirke für die Zwecke des 
Baues des rechtsſeitigen Haupt⸗-Sammelcanales abzulehnen und zu 
beſchließen, das gegen die Genannten das Expropriationsverfahren 
durchzuführen ſei. (Angenommen.) 

(1653.) Derſelbe referiert über den Erlaſs des Miniſteriums 
des Innern, betreffend die Inanſpruchnahme von Stadterweiterungs— 

fondsgründen für den Bau des rechtsſeitigen Haupt-Sammelcanales 


und beantragt, im Vollmachtsnamen der Commiſſion für Verkehrs- 
anlagen in Wien den Erlass des hohen k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 23. Februar 1895, Z. 1406, betreffend die Inanſpruchnahme 
der zum Bau des rechtsſeitigen Haupt⸗Sammelcanales erforderlichen 
Gründe des Wiener Stadterweiterungsfondes zur Kenntnis zu nehmen 
und dem genannten hohen k. k. Miniſterium gegenüber die Verpflichtung 
auszuſprechen, dafs die in Anſpruch genommenen Grundflächen nach 
Beendigung der erſten Herſtellungsarbeiten, beziehungsweiſe nach ihrer 
jeweiligen Inanſpruchnahme auf Koſten der Commiſſion für Verkehrs— 
| anlagen wieder in den ordentlichen Stand verſetzt werden; dem hohen 
IB: k. Miniſterium des Innern iſt für das in dieſer Angelegenheit 
bewieſene Entgegenkommen der Dank auszuſprechen. Angenommen.) 
(1423.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Emanuel Ed. 
und Alois Schweinburg um Grundentſchädigung VII., Kirchberg— 
gaſſe 10, Breitegaſſe 17, und beantragt, die Schadloshaltung mit 
25 fl. per Quadratmeter, d. i. mit 174 fl. 50 kr. für 68˙46 m? 
ſchadlos zu haltenden Grund zu beſtimmen. (Angenommen.) 
(1588.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Dr. Aurel 
Ritt. v. Onciul um Ankauf der Bauſtelle Nr. 83 der Schloſspark— 
realität in Ober⸗Baumgarten und beantragt, demſelben die Bauſtelle 
Nr. 83, Einl.⸗Z. 308, at.» Parc. 12/45 Ober-Baumgarten, 
XIII. Bezirk, im Ausmaße von 56475 m? um den Einheitspreis von 
2 fl. 70 kr. per Quadratmeter und unter den in der Vorſchrift für 
den Verkauf der Bauſtellen der parcellierten Schloſsparkrealität in 
Ober⸗Baumgarten enthaltenen Bedingungen zu überlaſſen. 
| Angenommen; an den Gemeinderath.) 
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(1536.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Marek 
um Baubewilligung IX., Währingerſtraße 33/35, und beantragt, den 
Magiſtrat zu beauftragen, die Grunderwerbung und -Abtretung unter 
einem zu behandeln. (Angenommen.) 

(1540.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Joſefine Sinek 
um Conſens zu Bauherſtellungen Ober-Döbling, Hardtgaſſe 9, und 
beantragt die Beſtätigung des Bauconſenſes. (Angenommen.) 

(1562.) Derſelbe referiert über die Zuſchrift des n.6. Landes— 
ausſchuſſes, betreffend die pachtweiſe Überlaffung von ſtädtiſchen Gründen 
des alten Krottenbachbettes längs der Realität der n.-ö. Landes— 
Taubſtummenſchule im XIX. Bezirke, Ober-Döbling, Herrengaſſe 15, 
17 und 19, und beantragt, es ſei dem n.-ö. Landesausſchuſſe die im 
vorgelegten Plane durch gelbe Laſierung angedeutete und mit den Buch— 
ſtaben a bedefghi kl! a umſchriebene Fläche der Cat.-Parec. 446 
und 988 (altes Krottenbachbett) gegen vierteljährige Kündigung und 
einen jährlichen im vorhinein zu entrichtenden Beftandzins von 5 fl. 
nach vorheriger Vormerkung pachtweiſe zu überlaſſen. 

(An genommen.) 

(1242.) St.-R. Ritt. v. Neumann referier über das Offert⸗ 
verhandlungs-Ergebnis bezüglich der Reſervoiranlagen bei der Wienfluſs— 
Regulierung in Weidlingau-Hadersdorf und beantragt, in Ergänzung 
dieſes Gegenſtandes vom 1. März gefaſsten Beſchlüſſe die Erd- und 
Minierungsarbeiten gemäß den Koſtenanſchlägen I und II den Unter— 
nehmern W. v. Doderer, J. Göhl und M. Sager auf Grund 
ihres Anbotes zu den von ihnen geforderten Einheitspreiſen, nach 
welchen die geſammte Vergütung einſchließlich des Preiſes für die 
Inſtallation 1,178.544 fl. 63 kr. beträgt, unter den von der Offert— 
verhandlungs-Commiſſion sub 1 bis 6 und 8 bis 10 aufgeftellten 
Bedingungen und unter der Modification des Punktes 7 der Be— 
dingungen, wie ſelbe in der Protokollar-Erklärung vom 4. März 1895 
vorliegt. (Angenommen.) 

(1365.) St.-N. Dr. Tederer referiert über das Anſuchen der 
Campagne-Reitergeſellſchaft um Widmung eines Ehrenpreiſes und 
beantragt, derſelben für die im Jahre 1895 zu veranſtaltende Preis— 
Reit⸗Concurrenz einen Unterſtützungsbeitrag per 300 fl. zu bewilligen 
und dieſe Auslage auf den Reſervefond zu verweiſen. 

( Angenommen.) 

(140 1.) Derſelbe referiert über die Stiftung des Moiſes Reich 
für arme Schulkinder in Hietzing und beantragt die Annahme dieſer 
Stiftung. Angenommen.) 

(155.) Derſelbe referiert über die Erweiterung der Bureau— 
localitäten des ſtädtiſchen Lagerhauſes und beantragt: 

1. die Erweiterung der Bureaulocalitäten im ſtädtiſchen Lager— 
hauſe nach dem Projecte A des Stadtbauamtes mit dem Koſtenbetrage 
von 13.184 fl. 4 kr. zu genehmigen; 

2. die Baumeiſter- und Tiſchlerarbeiten, die Cementkalk- und 
Traverſenlieferung im Offertwege zu vergeben, zu welchem Zwecke das 
Stadtbauamt auch die erforderlichen Bedingniſſe für die Offertaus— 
ſchreibung vorzulegen hat; 

3. für die Überwachung der Bauarbeiten wird der normalmäßige 
Zehrungsbeitrag per 1 fl. 50 kr. im Betrage von 75 fl. bewilligt; 

4. das Koftenerfordernis per 13.184 fl. 4 kr. und der Zehrungs— 
beitrag per 75 fl., zuſammen 13.259 fl. 4 kr., ſind auf dem Betriebs— 
überſchuſſe pro 1895 zu verrechnen. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, dieſen Betrag in das Lagerhaus— 
Präliminare einzuſtellen. 

Der Referent accommodiert ſich. 

Modificierter Referenten⸗-Antrag angenommen. 
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(698.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Pinien-Rapellen- 
bauvereines um überlaſſung eines Theiles der Cat.⸗-Parc. 781/1, 
Einl.⸗Z. 521 in Hütteldorf und beantragt, die Figur ok g hae des 
vorgelegten Planes im Ausmaße von 330 m? um den Betrag von 
20 fl. zu überlaſſen und den Theil der Parcelle Figur abc d einer— 
ſeits und e fg h andererſeits per 740 m? um den Pauſchalbetrag von 
2 fl. pro anno und einer beiden Theilen zu jeder Zeit zuſtehenden 
halbjährigen Kündigung in Beſtand zu geben. 

Vire⸗Bürgermeiſter Matzenauer beantragt die Überlaͤſſung 
des Grundes für die Kapelle auf die Dauer des Beſtandes derſelben. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt einen Anerkennungszins von 1 fl. 

Es wird beſchloſſen, dem obigen Vereine für die Anlage einer 
Kapelle die Figur e fg hee für die Dauer des Beſtandes dieſer Kapelle 
um den Anerkennungszins von jährlich 1 fl. zu überlaſſen und die 
Figur a bed und efgh gegen einen jährlichen Pachtzins von 
1 fl. gegen halbjährige Kündigung in Beſtand zu geben. 

(An den Gemeinderath.) 

(1652.) St.-. Wurm referiert über das Project der k. k. 
Generaldirection der Staatsbahnen für die in der Station Gerſthof 
im Zuge der verlängerten Kreutzgaſſe in Währing bei Kilometer 4˙9365 
der Vorortelinie auszuführenden Überſahrtsbrücke und beantragt, dem 
vorgelegten Projecte und Werksplane zuzuſtimmen und an die k. k. 
Generaldirection das Erſuchen zu ſtellen, die Ausgeſtaltung der Brücke 
nach dem vom Architekten Otto Wagner ſignierten Werkplane aus— 
zuführen. Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Matzenauer übernimmt den 
Vorſitz.) 

(1200.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Eigenthümer 
des Hauſes I., Wipplingerſtraße 14, um Beſtimmung der Baulinie 
und beantragt, die bereits beſtimmte Baulinie an die Partei hinaus: 
zugeben. Angenommen.) 

(488.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
1. December 1894, Z. 67257, betreffend Baulinienbeſtimmung für 
die Tuchlauben, Milch- und Kühfußgaſſe, und beantragt, nach dem 
vorgelegten Plane B werden als Baulinien beſtimmt: 

1. für die Milchgaſſe ab‘ c" d mit 11˙38 m Straßenbreite; 

2. für die Tuchlauben “gers mit 15°17 m Straßenbreite; 

3. für die platzartige Erweiterung der Tuchlauben g f; 

4. für die Kühfußgaſſe ef“ t“ u“ mit einer Straßenbreite von 
10 m und der Abkappung die 4 m; 

5. für den Pete splatz t“t“. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(1192.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Otto Wagner 
noe. Freih. v. Gudenus'ſchen Fideicommis um Bewilligung zum 
Umbau des Hauſes I., Kärnthnerſtraße 19, und beantragt: 

1. die Ertheilung des Bauconſenſes zu beſtätigen; 

2. die Überlaſſung des nach der Baulinie in die Verbauung ein- 
zubeziehenden Straßengrundtheiles per circa 4˙08 m? gegen ein drei— 
faches Ausmaß des zur Straßenverbreiterung abzutretenden Grundes 
zu genehmigen. (An genommen.) 


(1289, 506.) Derſelbe referiert über die Baulinienbeſtimmung 
für die Roth⸗, Marien⸗, Kramergaſſe und den Lichtenſteg, ſowie über 
das Anſuchen der Firma Schoeller & Comp. um Baulinien— 
beſtimmung I., Bauernmarkt 13, Landskrongaſſe 1, Wildpretmarkt 10, 
und beantragt, den Magiſtrat zu beauftragen, neuerlich eine Studie 
vorzulegen, in welcher eine entfprechendere Verbindung der Wollzeile 
gegen die Landskrongaſſe durchgeführt erſcheint. 


(Angenommen.) 
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(6137.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Theodor Ritt. 
v. Taußig um Grundentſchädigung Einl.-3. 173 in Hietzing, Künigl- 
berg Nr. 1, und beantragt die Annahme der Bedingungen des Proto— 
kolles vom 19. Jänner 1895. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter beantragt die Abweiſung. 

Letzterer Antrag wird angenommen. 

(1432.) Derſelbe referiert über das neuerliche Offert der Eigen- 
thümer der Realität VI., Wallgaſſe 25, auf einen Theil der Linien- 
wallparcellen 1427/4, 1188, Einl.-3. 1050, VI. Bezirk, und bean— 
tragt, die Gemeinde Wien überläſst den Eigenthümern der Realität 
Or.⸗Nr. 25 Wallgaſſe, Einl.-3. 1039, VI. Bezirk, Arthur und 
Eliſabeth v. Marklowsky-Pernſtein, den zur Arrondierung 
dieſer Realität erforderlichen Theil der Linienwallparcellen 1427/4 
und 1188, Einl.⸗Z. 1050, VI. Bezirk, Fig. a bed a des vorgelegten 
Planes im Ausmaße von circa 400 m? um den Pauſchalbetrag von 
20.500 fl. unter folgenden Bedingungen: 

a) der obige Kaufſchilling iſt binnen 8 Tagen nach Verſtändigung 
der Käufer von der Annahme ihres Offertes bei der ſtädtiſchen Haupt— 
caſſa einzubezahlen; 

b) die Käufer tragen die Vertragskoſten und Übertragungsgebüren 
und übernehmen das bezüglich eines Theiles des in Frage ſtehenden 
Grundes zwiſchen der Gemeinde Wien und Franz Manoſchek be— 
ſtehende Pachtverhältnis; 

c) die Gemeinde Wien verpflichtet ſich, den zur Gürtelſtraße 
fallenden Theil der obgenannten Linienwallparcellen Fig. beef geb im 
Ausmaße von circa 550 m?, welchen die Offerenten auf ihre Koſten 
ins richtige Niveau zu bringen haben, grundbücherlich abſchreiben zu 
laſſen. 

Die Schadloshaltung für dieſe Straßengrundfläche iſt in dem 
oberwähnten Kaufſchillinge enthalten. 

d) Die Käufer ſind verpflichtet, ſobald ſie an die Verbauung des 
rückwärtigen Theiles der Realität Or. Nr. 25 Wallgaſſe ſchreiten, als 
Sicherſtellung für die Einlöſung und ſeinerzeitige koſten- und laſten⸗ 
freie Abtretung des blau ſchraffierten Theiles der Cat.-Parc. 21/17, 
Einl.⸗Z. 226 Fünfhaus, im Ausmaße von circa 20 m? als Straßen- 
grund im richtigen Niveau eine Caution in der Höhe von 600 fl. zu 
erlegen. Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(1479.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Johann 
Albertini um Grundentſchädigung Einl.-Z. 172 Hernals und be— 
antragt, die Schadloshaltung für den abzutretenden Straßengrund per 
59:29 m? mit 1007 fl. 93 kr., d. i. mit 17 fl. per Quadratmeter 
zu beſtimmen. (Angenommen.) 

(1344.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Genoſſenſchaft 
der Gaſtwirte um Grundentſchädigung I. Bezirk, Judenplatz 3, Current— 
gaſſe 5, und beantragt, die Erhebung und Verhandlung über die 
Schadloshaltung noch vor der Bauausführung unter der Bedingung 
zu geſtatten, daſs der Geſuchſteller die Schätzungskoſten auf ſich nimmt. 

( Angenommen.) 

(1483.) St.-R. Matthies referiert über das Anſuchen der 
Thereſia Storch und Ludwig Morawetz um Untertheilung der 
Realität Einl.⸗Z. 123 Hernals, und beantragt die Bewilligung der 
Unterabtheilung. (Angenommen.) 

(1537.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Schandl! 
und Conſorten um Conſens zu Adaptierungen III. Bezirk, Haupt- 
ſtraße 39, und beantragt die Beſtätigung des Bauconſenſes. 

( Angenommen.) 

(1542.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Marie 
Swaty'ſchen Erben um Grundabtheilung Einl.-Z. 714, 715, 716 
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Währing und beantragt die Genehmigung der angeſuchten Grund— 
abtheilung unter der Bedingung, dafs die Grundeinlöſung, beziehungs— 
weiſe Grundabtretung der Bauverhandlung vorbehalten bleibe. 
(Angenommen.) 

(1572.) Derſelbe referiert über die Rückerſtattung einer von 
Ferdinand Wozet einbezahlten Licitationsgebür und beantragt, demſelben 
im Gnadenwege die Licitations-Commiſſionsgebür per 5 fl. zurückzu⸗ 
erſtatten. ( Angenommen.) 

(15 30.) St.-N. Ritt. v. Neum aun referiert über das Anſuchen 
des Theodor und Georg Meichl, Brauereibeſitzer in Simmering, um 
Conſens zum Umbau des Hauſes XI. Bezirk, Hauptſtraße 99, und 
beantragt die Zuſtimmung zu dem Mittelriſalit mit einem Vorſprunge 
von 0°40 m über die Baulinie in einer Länge von 13˙80 m, ferner 
bei den zwei Seitenriſaliten je zwei Thorportalleſenen mit einem Vor— 
ſprunge von 020 m über die Baulinie in einer Länge von je 0 65 m 
gegen Compenſation des hiezu erforderlichen Grundes per 1072 m? 
mit einer doppeltgroßen Fläche des zu Straßenzwecken abzutretenden 
Grundes, ſohin die Beſtätigung der vom magiſtratiſchen Bezirksamte 
zu gebenden Baubewilligung gegen dem, daſs die Zurückrückung hinter 
die Baulinie ohne Anſpruch auf Entgelt erfolge. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt, dafs das Mittelriſalit höchſtens 
mit 30 cm bewilligt werde. 

Seitenriſalite mit 20 cm angenommen. 

Mittelriſalit mit 40 cm abgelehnt. 

Mittelriſalit mit 50 cm angenommen. 

Im übrigen Referenten-Antrag angenommen. 

(983.) St.-R. Dr. Hackenberg referiert über das Anſuchen 
des Julius Glück um Grundentſchädigung IV. Bezirk, Schaumburger— 
gaſſe 13, und beantragt, den Magiſtrat zu beauftragen, vorläufig mit 
dem Geſuchſteller unpräjudicierlich für den Proceßfall darüber zu ver— 
handeln, ob er mit der Zahlung einer Entſchädigung von 20 fl. per 
Quadratmeter einverſtanden ſei. ( Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


über die Stadtraths-Sitzung vom 6. März 1895. 


Vorſitzende: Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Vice⸗Bürgermeiſter Matzenauer. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
v. Götz, Dr. Nechansky, 
Dr. Hackenberg, v. Neumann, 
Dr. Huber, Rückauf, 
Dr. Klotzberg, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 
Dr. Lederer, Stiaßny, 
Dr. Lueger, Witzelsberger. 
Matthies, Wurm. 
Mayer, 


Entſchuldigt: St.⸗R. Boſchan. 

Krank: St.⸗R. Vaugoin, Dr. Vogler. 
Experte: Magiſtrats-Rath Dr. Sauer. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Bibl. 


Vice-Vürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung. 
St.⸗R. Boſchan entſchuldigt ſein Ausbleiben, St.-R. Witzels— 
(Zur Kenntnis.) 


berger ſein Späterkommen. 
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(8067.) St.-N. v. Götz referiert über die Herſtellung des 
Fußweges vom Galitzynberg durch das Roſenthal nach Hütteldorf im 
XIII. Bezirke und beantragt: 

1. Bei Vorlage des Präliminares für 1895 iſt auf die Ein— 
ſtellung eines Betrages von 3500 fl. für die Regulierung und Herſtellung 
des Fahrweges in Verlängerung der Roſengaſſe bis zum Thore des 
Wilhel n'ſchen Beſitzes Cat.-Pare. 189/1 in Hütteldorf im XIII. Be⸗ 
zirke Bedacht zu nehmen. 

2. Die Anbote: 

a) der Wilhelm Biſtritſch a n'ſchen Erben als Eigenthümer der 

Cat.⸗Parc. 199/1, 

b) des Emil und der Anna Überbacher als Eigenthümer der 

Cat.⸗Parc. 199/2 und 198/1, 

c) des Auguſt Kuſter als Eigenthümer der Cat.-Parc. 197, und 

d) des Franz Carl als Eigenthümer der Cat.-Parc. 196,1, 
ſämmtlich in Hütteldorf im XIII. Bezirke, wonach dieſelben bereit 
ſind, die zur Verbreiterung des sub 1 genannten Fahrweges erfor— 
derlichen, derzeit außerhalb den Einfriedungen ihrer Realitäten liegenden 
Vorgründe der Gemeinde Wien unentgeltlich ins Eigenthum zu über— 
geben, wenn dieſe die Koften der grundbücherlichen Abſchreibung trägt, 
an der Grenze des erweiterten Fahrweges gegen die den Eigenthümern 
verbleibenden Gründe auf Gemeindekoſten cine Stützmauer errichtet 
und auf dieſelbe die beſtehenden Abfriedungen wieder aufgeſetzt, und 
wenn dieſe Stützmauer ſammt den aufgeſetzten Abfriedungen nach 
Fertigſtellung in das Eigenthum und die fernere Erhaltung der be— 
treffenden Grundeigenthümer übergeht, wogegen dieſe bereit ſind, für 
die Zugänge von dem Fahrwege in die tiefer liegenden Gründe aus 
eigenem Sorge zu tragen, werden genehmigt. 

3. Das Anbot des Franz Wilhelm als Eigenthümer des 
Parkes Cat.⸗Parc. 189/1 in Hütteldorf, wonach derſelbe bereit iſt, 
zur Verbreiterung des ad 1 genannten Fahrweges einen dreieckigen 
Grundtheil, welcher durch die geradlinige Verbindung des unteren 
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Pfeilers vom Ausgangsthore des Parkes auf den erwähnten Fahrweg 


und der beſtehenden Abfriedung der Nachbarparcelle 196 /! von der 
der Cat.⸗Parc. 189/1 abgetrennt wird, im beiläufigen Ausmaße von 
60 bis 75 m? gegen dem unentgeltlich in das Eigenthum der Ge— 
meinde Wien zu übergeben, dass der zu regulierende Fahrweg bis an 
die neue Grundgrenze zum richtigen Niveau angeſchüttet, durch eine 
Böſchung, welche auf dem dem Eigenthümer verbleibenden Grunde 
angeſchüttet werden kann, verſichert, die beſtehende Abfriedungsplanke 
auf die Krone dieſer Böſchung an der neuen Straßengrenze wieder 
aufgeſtellt wird und die Koſten aller dieſer Herſtellungen, ſowie die 
der grundbücherlichen Abſchreibung von der Gemeinde getragen werden, 
wird genehmigt. 


4. Die protokollariſche Erklärung des Steinbruchbeſitzers Joſef 


Lim pauch, wonach dieſer gegen die Regulierung des sub 1 ge— 
nannten Fahrweges gegen dem keine Einwendung erhebt, daſs ihm 
während der Regulierungsarbeiten die Zufahrt zu ſeinem Steinbruche 
nicht behindert und die regulierte Strecke des Fahrweges fortan auf 
Koſten der Gemeinde Wien erhalten wird, wogegen er ſich verpflichtet, 
die weitere Strecke des Fahrweges bis zur Abzweigung der Zufahrts— 
ſtraße zu ſeinem Steinbruche auch in Hinkunft unter den gleichen Ver⸗ 
hältniſſen wie bisher imſtande zu erhalten, wird genehmigend zur 
Kenntnis genommen. 

5. Die Herſtellung der Wegſtrecken 1 a und d e des Planes, 
ſowie die Neuherſtellung des Waldpromenadeweges abe d im Plane 
wird mit dem Pauſchalerforderniſſe von 1200 fl. genehmigt und hat 
durch den Herrn Vorſteher des XIII. Gemeindebezirkes im Einvernehmen 
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mit dem Stadtbauamte und den Eigenthümern des Waldes in dieſem 
Frühjahre zu erfolgen. 

6. Die Erklärung der Pfarre Hütteldorf, wonach dieſe als Eigen- 
thümerin der Waldparcellen 665/1 und 663 (Hütteldorf) gegen die 
Anlegung des sub 5 genannten Waldpromenadeweges keine Einwendung 
erhebt, wenn ihr das Eigenthumsrecht an dem dazu verwendeten 
Grunde und den zu fällenden Bäumen gewahrt bleibt, die Arbeiten 
mit ihrem Einvernehmen ausgeführt werden und ihr durch dieſe Weg— 
anlage keine Koſten erwachſen, ſowie 

7. die Zuſchrift des Stiftes Schotten vom 24. Juli 1894, der 
zufolge dieſes Stift als Eigenthümerin der Waldparcelle 664 in 
Hütteldorf zu der Anlage des sub 5 genannten Waldpromenadeweges 
feine Zuſtimmung unter der Bedingung ertheilt, daſs das volle un— 
umſchränkte Eigenthumsrecht des Stiftes auf die zum Fußſteige 
gezogenen Grundtheile für immer gewahrt bleibe, die auf Koſten der 
Gemeinde Wien vorzunehmenden Herſtellungsarbeiten unter Aufſicht 
des ſtiftlichen Forſtperſonales vollzogen werden, die Fällung von be— 
hindernden Waldbäumen auf das nothwendigſte beſchränkt und das 
Verfügungsrecht über das beſeitigte Holzwerk dem Stifte eingeräumt 
werde, werden genehmigend zur Kenntnis genommen. Endlich wird 

8. genehmigt, daſs die Annahme dieſer sub 7 angeführten Be— 
dingungen dem Stifte Schotten in Form eines Reverſes zugeſichert 
werde. (Angen ommen.) 

(1549.) Derſelbe referiert über die Schlussrechnung, betreffend 
die Neupflaſterung des Hauptplatzes in Hietzing, und beantragt: 

1. die aufgelaufenen Mehrkoſten von 18 fl. 62 kr. zu genehmigen; 

2. dem Pflaſterermeiſter Franz Walz die Überſchreitung des für 
dieſe Arbeit genehmigten Arbeitstermines um drei Tage ſtraflos nach- 
zuſehen, weil ihm, wie aus dem Schluſscollaudierungs-Protokolle zu 
erſehen iſt, dieſe Terminsüberſchreitung nicht zur Laſt gelegt werden 
kaun. ( Angenommen.) 

(1427.) St.-N. Schlechter referiert über das Anſuchen des 
Vereines von Reſerve- und nicht activen Landwehr-Officieren um 
Geſtattung der Benützung des Turnſaales der ſtädtiſchen Volksſchule für 
Knaben VI., Sonnenuhrgaſſe 3, und beantragt, die Benützung des bezeich— 
neten Turnſaales zu Turn- und Fechtübungen, jedoch mit Ausſchluſs von 
Radfahrübungen, an zwei Abenden jeder Woche von 8 bis 9 Uhr 
auf Widerruf und gegen Beſtreitung der Koſten für Beleuchtung, 
Beheizung und Reinigung, Erlag einer Caution, ſowie gegen genaue 
Einhaltung der mit den Stadtraths-Beſchlüſſen vom 10. September 
1891, Z. 1517, und vom 3. Jänner 1893, Z. 7208, aufgeſtellten 
Normativbeſtimmungen zu bewilligen. (An genommen.) 

(1487.) Derſelbe referiert über die Aufftelung von ſechs Aus⸗ 
laufbrunnen in Hütteldorf, XIII. Bezirk, und beantragt, die Auf- 
ſtellung von ſechs Auslaufbrunnen der Hochquellenleitung an den im 
Stadtbauamtsberichte angeführten Punkten mit einem in der Rubrik 
XXVI 1 e bedeckten Koſtenbetrage von 1800 fl., die Dotierung der— 
ſelben mit je 114 hl täglich, die Vergebung der erforderlichen Rohr— 
legungsarbeiten an den Contrahenten für das V. Baulos, der übrigen 
an die ſtädtiſchen Contrahenten für die currenten Arbeiten zu be— 
willigen, während die erforderlichen Beſtandtheile aus dem ſtädtiſchen 
Vorrathe zu entnehmen ſein werden. (Angenommen.) 

(1477.) Ht.-R. Nitt. v. Neumann referiert über das An⸗ 
ſuchen den Franz und der Marie Gißlinger um Baubewilligung 
für ein vierſtöckiges Wohnhaus auf der Bauarea Cat.⸗Parc. 229/18, 
Einl.⸗Z. 725 in Fünfhaus und auf dem käuflich erworbenen Theile 
des Linienwallgrundes Cat.⸗Parc. 1696/7, Einl. 3. 1334 im VII. Be⸗ 
zirke und beantragt die Beſtätigung des Bauconſenſes gegen Erlag 
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einer Caution von 300 fl. als Sicherſtellung für die ſeinerzeitige 
Erwerbung und koſten- und laſtenfreie Abtretung eines in die halbe 
Straßenbreite fallenden Grundtheiles per 15°87 me. (Angenommen.) 

(1341.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Firma 
Kupka & Orgelmeiſter um Genehmigung der Grundtrennung, 
reſpective Parcellierung bezüglich Einl.-3. 591, VI., Magdalenenſtraße, 
und beantragt die Genehmigung nach dem Magiſtrats-Antrage. 

Magiſtratsrath Dr. Sauer wird als Experte einvernommen. 

über Antrag des St.⸗R. Dr. Lueger wird das Referat bis 
zur Vorlage des Actes über die Parcellierung der ganzen Realität 
Einl.⸗Z. 591 vertagt. 

(St.⸗R. Müller war während des vorſtehenden Referates aus 
dem Sitzungsſaale abweſend.) 

(1288.) St.-N. Stiaßny referiert über das Anſuchen des Joſef 
Hörandn er jun. um Beſtimmung des Übernahmspreiſes für den zur 
Realität Einl.⸗Z. 2032 des II. Bezirkes Or.⸗Nr. 10 Stephanie⸗ 
ſtraße einzubeziehenden Straßengrund im Ausmaße von 152˙38 m? 
und beantragt, den Übernahmspreis mit 85 fl. per Quadratmeter zu 
beſtimmen. (Angenommen) 

(1446.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Friedrich 
Szarvaſy um Geftattung der Anbringung eines Geſchäftsportales 
nebſt Sockelſtein beim Hauſe II., Taborſtraße 9, und beantragt, mit 
Rückſicht auf den Stadtraths⸗Beſchluſs vom 11. Juni 1891, Z. 486, 
von der Forderung eines Reverſes abzuſehen, die Vorſchreibung eines 
Platzzinſes von 25 fl. 80 kr. jährlich zu genehmigen und einen 
Beſtandvertrag zu errichten. 

(1081.) Derſelbe referiert über das Project für die Herſtellung 


einer Gartenanlage auf dem Meidlinger Ortsplatze, XII. Bezirk, und 


beantragt: 

Die Herſtellung einer Gartenanlage auf dieſem Platze nach dem 
vorgelegten Projecte des Stadtgarten-Inſpectors um den bedeckten 
Koſlenbetrag per 794 fl. 14 kr. exelufive des mit 144 fl. veranſchlagten 
Wertes der der ſtädtiſchen Baumſchule zu entnehmenden Gehölze zu 
genehmigen. 

Die Arbeiten find in eigener Regie durch den Stadtgarten-Inſpector 
auszuführen, die Abfuhr des Aushubmateriales und die Zufuhr der 
vorhandenen guten Erde, ſowie die Lieferung der Gartenbänke iſt im 
Verhandlungswege ſicherzuſtellen, die übrigen Erforderniſſe ſind im 
Handeinkaufe, beziehungsweiſe im currenten Wege zu beſchaffen. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, das Project dahin abzuändern, 
daſs um den Platz eine Baumreihe, welche einen Kinderſpielplatz mit 
einem Baume in der Mitte umgibt, gepflanzt werde. 

Der Vorſitzende, Vice-Bürgermeiſter Matzen auer, beantragt 
drei Bäume in der Mitte. 

Es wird beſchloſſen, die Errichtung eines Kinderſpielplatzes 
in der Weiſe zu genehmigen, daſs der Platz mit einer Baumreihe 
eingefaſst wird, in der Mitte drei Bäume gepflanzt und möglichſt viele 
Bänke aufgeſtellt werden. 

(1541.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Central- 
Bodencreditbank um Bewilligung zur Parcellierung der Cat.⸗Parc. 3579/1, 
3581/1 und 3591/2, Einl.-3. 881, II. Bezirk, auf 20 Bauſtellen 


und ein Bauſtellenfragment und beantragt die Genehmigung unter den 


vom Magiſtrate vorgeſchlagenen Bedingungen. (Angenommen.) 
(802.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Dr. Joſef 
Friedländer um Bewilligung zur Parcellierung der Realitäten 
V., Matzleinsdorferſtraße 29, 31, 33, und beantragt die Genehmigung 
nach dem Magiſtrats-Antrage vom 4. December 1894, Z. 137000. 
(Angenommen.) 
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Interpellation des St.⸗R. Dr. Hackenberg, betreffend die 
Vorlage des zufolge Stadtraths⸗ Beſchluſſes vom 16. Jänner 1895 zu 
erſtattenden Bauamtsberichtes über die Offerte wegen Lieferung der 
maſchinellen Einrichtung für die Pumpſtation in Breitenſee. 

Der Vorſitzende beantwortet dieſe Interpellation dahin, dafs 
er die Angelegenheit urgieren werde. 

(1139.) St.-N. Dr. Hackenberg referiert über das Anſuchen 
der Firma P. und C. Habig um Bewilligung zur Grundab- und 
-Zufchreibung bezüglich der Einl.-Z. 920, 167, IV., Wiedener Haupt⸗ 
ſtraße 29, Frankenberggaſſe 7, und beantragt, die grundbücherlich 
laſtenfreie Abſchreibung des Grundſtückes Figur a, b, e, d, k, a im 
Ausmaße von 76419 m? von der Realität Einl.⸗Z. 920 und die 
grundbücherliche Zuſchreibung dieſes Trennſtückes zur Einl. „Z. 167 
zu genehmigen. ( Angenommen.) 

(569.) Derſelbe referiert über die Bemeſſung der Canalein⸗ 
mündungsgebür für die Realität des Johann und der Aloiſia Malz, 
Einl.⸗Z. 437 in Grinzing, Sand- und Langackergaſſe, und beantragt, 
der Stadtraths-Beſchluſs vom 30. Auguſt 1894, Z. 6809, ſei auf⸗ 
zuheben und von dem nach den 88 2 und 6 des Geſetzes vom 
19. Jänner 1890, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 9, entfallenden Canaleinmündungs⸗ 
gebürenbetrage für die genannte Realität per 430 fl. 50 kr. vorläufig 


| im Sinne des Geſetzes vom 9. April 1894, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 14, die 


Angenommen.) | 


Hälfte hievon mit 215 fl. 25 kr. zu bemeſſen und vorzuſchreiben. 
(Angenommen.) 

1430.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter referiert über die 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 13. und 14. De⸗ 
cember 1894 in Sachen der Ergänzung der Hochquellenleitung und 
beantragt, dieſe Erkenntniſſe als Beilage zum „Amtsblatt der Stadt 
Wien“ in Druck zu legen. Angenommen.) 

(185.) Derſelbe referiert über den Bauamtsbericht, betreffend 
den Stand der Bohrverſuchsarbeiten beim Pottſchacher Schöpfwerke 
und beantragt die Kenntnisnahme. Angenommen.) 

(656.) Derſelbe referiert über die Zutheilung von Kanzleiperſ onale 
an die Bauamtsabtheilungen der Bezirksämter X bis XIX und be⸗ 
antragt, für die Bauamtsabtheilungen der magiſtratiſchen Bezirksämter 
X bis XIX neun Diurniſten mit dem Taggelde von 1 fl. 30 kr. 
aufzunehmen, welche Schreibkräfte aber den betreffenden Bezirksämtern 
zur Verwendung bei den Bauamtsabtheilungen mit dem Vorbehalte 
zuzuweiſen wären, daſs ſie verpflichtet werden, für den Fall, als ihre 
volle Arbeitskraft bei den Bauamtsabtheilungen nicht ausgenützt werden 
könnte und ſofern es die Localverhältuiſſe zulaſſen, auch Schreib⸗ 
geſchäfte für das betreffende magiſtratiſche Bezirksamt zu verrichten. 

Da für das mit der Aufnahme von neun Diurniſten auflaufende 
Erfordernis von 4270 fl. 50 kr. im Budget pro 1895 nicht vor- 
geſorgt iſt, ſo wäre gleichzeitig die Poſition pro 1895 der Ausgabs⸗ 
Rubrik III 11 um den genannten Betrag zu erhöhen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

4841.) St.-N. Dr. Hackenberg referiert über das Anſuchen des 
Auguſt Ga nen um Ermäßigung der für die Realität XVI., Otta⸗ 
kring, Wilhelminenſtraße 142, entfallenden Canaleinmündungsgebür per 
360 fl. und beantragt, die Gebür im Sinne des Geſetzes vom 9. April 
1894, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 14, vorläufig mit der Hälfte, d. i. mit 262 fl. 
50 kr. zu beſtimmen. Angenommen.) 

(1397.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Anton und 


der Roſalia Hartmann um Rückvergütung, beziehungsweiſe Er— 
Dorfgaſſe 94, 
5 


mäßigung der im Jahre 1893 für das Haus XI., 
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gezahlten Canaleinmündungsgebür per 454 fl. 20 kr. anläſslich der 


ad Z. 8185/1894 durchgeführten Canaliſierung des genannten Hauſes 
und beantragt die Abweiſung dieſes Antrages nach dem Bezirksamts⸗ 
Antrage. (An genommen.) 

(840.) Derſelbe referiert über die Bemeſſung der Canal- 
einmündungsgebür für die Realität des Johann Tretzmüller, 
XIX., Hohe Warte 13, und beantragt, die nach den SS 2 und 6 
des Geſetzes vom 19. Jänner 1890, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 9, von der 
Realität XIX., Hohe Warte 13, entfallende Canaleinmündungsgebür 
per 384 fl. 90 kr. im Sinne des Geſetzes vom 9. April 1894, 
L.⸗G.⸗Bl. Nr. 14, vorläufig mit 256 fl. 60 kr. zu bemeſſen und 
vorzuſchreiben. (Angenommen.) 

über Anregung des St. R. Dr. Lueger ſtellt Referent folgenden 
weiteren Antrag: Das magiſtratiſche Bezirksamt für den XIX. Bezirk 
erhält die Weiſung, bei Anträgen auf Grund des Geſetzes vom 
9. April 1894 die vorläufige Herabſetzung nach einem aliquoten 
Theile des normalen Gebürenbetrages zu beantragen. (A n genommen.) 

(1277.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Gottfried und 
der Anna Alber um Bewilligung von Raten für die Zahlung rück— 
ſtändiger Senkgrubenräumungsgebüren per zuſammen 540 fl. 40 kr. 
für die Häuſer Or.⸗Nr. 37 und 39 Buchgaſſe, XIV. Bezirk, und 
beantragt die Bewilligung von Monatsraten à 50 fl. bei Termins⸗ 
verfall im Falle der Nichteinhaltung der einzelnen, längſtens am 12. 
eines jeden Monates fälligen Naten. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, es ſei den Bittſtellern vor— 
behaltlich ihres Einverſtändniſſes der genannte Rüdftand ron den dem 
Gottfried Alber für geleiſtete Baumeiſterarbeiten an die Gemeinde 
zuſtehenden Forderungen in Abzug zu bringen. 

Referent accommodiert ſich. (An genommen.) 

(86 76.) Vice-Nürgermeiſter Matzenauer referiert über das 
Verhandlungsergebnis, betreffend das Anſuchen der Firma Ludwig 
Zwieback & Bruder um Schadloshaltung für den beim Umbau 
des Hauſes Or.⸗Nr. 11 Kärnthnerſtraße — Or.⸗Nr. 2 Weihburg— 


gaſſe, I. Bezirk, nach der Baulinie zur Verbreiterung beider Straßen 


entfallenden Grund per 181˙85 m? in der Kärnthnerſtraße und per 
97:14 m? in der Weihburggaſſe, und beantragt, die Schadloshaltung 
mit dem Pauſchalbetrage von 105.000 fl. zu beſtimmen. 


(Angenommen.) 
(Schluſs der Sitzung.) 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 7. März 1895 
(vormittags). 
Vorſitzender: Vice⸗Bürgermeiſter Matze nauer. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Mayer, 
Boſchan, Müller, 
v. Götz, Dr. Nechansky, 
Dr. Hackenberg. v. Neumann, 
Dr. Huber, Rückauf, 
Dr. Klotzberg, Schneid erhan. 
Kreindl, Stiaßny, 
Dr. Lederer. Witzels berger, 
Dr. Lueger, Wurm. 


Matthies, 
Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
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Entſchuldigt: St.⸗R. Schlechter. 

Krank: St.⸗R. Vaugoin, Dr. Vogler, 

Experten: Magiſtrats⸗Vicedirector Tach au. 

Magiſtrats⸗Rath Dr. Sauer. 

Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt H. Pfeiffer. 
Vice-Nürgermeiſter Mahenauer eröffnet die Sitzun g. 
(1592.) St.-. Schneiderhau referiert über das Offertver— 

handlungs-Ergebnis für die Lieferung der Gummiſchläuche zur Straßen— 

beſpritzung und beantragt, die Annahme des Offertes der Vereinigten 

Gummiwarenfabriken (38 mm lichte Weite à 3 fl. 75 kr. und 50 mm 

lichte Weite à 5 fl. 15 kr. per Meter) zu genehmigen. 

St.⸗R. Mayer beantragt die Ausſchreibung einer beſchränkten 
Offertverhandlung. 

Referenten-Antrag angenommen. 

(1651.) Derſelbe referiert über die Verwendung des Stallmiſtes 
aus dem Depot am ſtädtiſchen Pferdemarkte im V. Bezirke und beantragt: 

1. den offertmäßigen Verkauf des obigen Stallmiſtes auf Grund 
der im Magiſtratsberichte vom 10. December 1894, Z. 166537, 
enthaltenen Kundmachung zu genehmigen; 

2. die Veröffentlichung dieſer Kundmachung im Amts-, „Neuig⸗ 
keits⸗Weltblatt“, „Extrablatt“ und in der landwirtſchaftlichen Zeitung 
„Der praktiſche Landwirth“ zu genehmigen; 

3. den Vorſteher des I. Bezirkes zu ermächtigen, bis zur Be: 


ſtellung eines Contrahenten den Stallmiſt im Einvernehmen mit dem 


Schaffer aus freier Hand gegen nachträgliche Rechnungslegung und 
Abfuhr des Erlöſes an die ſtädtiſche Hauptcaſſa zu verkaufen. 
(Ange nommen.) 

915.) St.-R. Dr. Klotzberg referiert über die Beſetzung 
zweier erledigter ſtädtiſcher Arztensſtellen und beantragt, die ausge— 
ſchriebenen ſtädtiſchen Arztensſtellen mit den ſyſtemiſierten Bezügen zu 
verleihen an den Phyſikatsaſſiſtenten Dr. Alois G rünberg und den 
proviſoriſchen ſtädtiſchen Arzt Dr. Jakob Lenk. 

St.⸗R. Dr. Hackenberg beantragt, das Präſidium wird erſucht, 
die Drganifierung des ärztlichen Dienſtes baldigſt zur Berichterſtattung 
und Beſchluſsfaſſung zu bringen. 

Referenten⸗-Antrag angenommen. 

Bezüglich des Antrages des St. R. Dr. Hackenberg erklärt 
der Vorſitzende, daſs das urgierte Referat auf der Tagesordnung 
des Stadtrathes ſteht und demnächſt referiert werden wird. 

(1613.) St.-. Dr. v. Willing referiert über das Anſuchen 
des ſtädtiſchen Officials Alexander Pugl um Anweiſung der Penſion 
und beantragt die Verſetzung desſelben in den bleibenden Ruheſtand 
und Bemeſſung des Ruhegehaltes mit 902 fl. vom 1. April d. J. 
und des halben Duartiergeldes vom 1. Auguſt d. J., zuſammen 
1102 fl. (d. i. 82 Percent des letzten Activitätsgehaltes) entſprechend 
der Dienſtzeit von 31 Jahren 3 Monaten. 

Angenommen) 

(1612.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Amtsdieners— 
witwe Roſalia Armbruſter um Anweiſung der Witwenpenſion und 
beantragt die Anweiſung der normalmäßigen Witwenpenſion per 300 fl. 
vom 1. Februar 1895 an (entfprechend dem Activitätsgehalte des ver- 
ſtorbenen Gatten per 600 fl.). ( Angenommen.) 


(1614.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Rechnungs⸗ 
revidentenswitwe Marie Stiaß ny um Anweiſung der Witwenpenſion 
und beantragt die Anweiſung der normalmäßigen Witwenpenſion per 
600 fl. vom 1. Februar 1895 (entfprechend dem Activitätsgehalte des 
verſtorbenen Gatten per 1500 fl.) und Anweiſung des Erziehungs- 
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beitrages je 75 fl. für die fünf Kinder Maximilian, Adolf, Leopoldine, 
Sophie und Johann. Angenommen.) 


(1677.) St.-R. Matthies referiert über das Anſuchen des 


Ferdinand und der Marie Puſch um Conſens zur Herſtellung eines 


Hoftractes III., Landſtraße Hauptſtraße Nr. 31, und beantragt die 
Genehmigung des Magiftrats-Antrages auf Beſtätigung des Bau⸗ 
conſenſes unter gewiſſen Bedingungen. 


Über Antrag des St.⸗R. Dr. Lueger wird beſchloſſen, mit den 
Geſuchſtellern zu verhandeln, den auszuſtellenden Revers dahin zu er⸗ 
weitern, daſs für den Fall der Eröffnung der Czapkagaſſe der Umbau 
des vorderen Theiles der Realität vorgenommen werde. 

(1621.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Rudolf 


Schneeweiß um Grundentſchädigung III., Rennweg 68, und be⸗ 


antragt die Beſtimmung der Schadloshaltung nach der Schätzung, 
d i. 40 fl. per Quadratmeter (Fläche 5˙95 m?) am Rennweg und 
25 fl. per Quadratmeter (Fläche 123°61 m?) Hafengaſſe. 
(Angenommen.) 
(1680.) Derſelbe referiert über die verſuchsweiſe Legung eines 
Kylolithflötzes in dem Frauengarderoberaume des ſtädtiſchen Volksbades 
V. Bezirk und beantragt die verſuchsweiſe Legung desſelben mit dem 
sub Rubrik XII 4 b bedeckten Koſtenbetrage von 150 fl. In Hinkunft 
hat bei Neuerbauung von ſtädtiſchen Volksbädern die Herſtellung weicher 
Fußböden in ſolchen Räumen nicht mehr ſtattzufinden. 
(Angenommen.) 


(696.) Derſelbe referiert über Schutzvorrichtungen bei den ſtädti- 


un mn NN 


zu verrechnenden Koſtenbetrage von 3400 fl. 


ſchen Caſſen und beantragt, das Reſultat der über die Eg ger'ſchen 


Schutzvorrichtungen erhaltenen Auskünfte zur Kenntnis zu nehmen und 
von der Einführung elektriſcher Läutewerke abzuſehen; den Amtsleitern 


der magiſtratiſchen Bezirksämter außerhalb des Rathhauſes iſt der 


Auftrag zu ertheilen, die Caſſavorſtände anzuweiſen, die bei den einzelnen 


Caſſaabtheilungen jeweilig vorhandenen Gelder, insbeſondere wo die Geld— 
ſorten in größeren Appoints, nach Möglichkeit in den nunmehr zur 
Verfügung ſtehenden Panzertreſor-Einſätzen zu verwahren. 
(Angenommen.) 
Antrag des St.⸗R. Dr. Hackenberg: Es ſei eine entſprechende 
Vermehrung des ärztlichen Perſonales im V. und X. Bezirke für die 
Beſorgung des öffentlichen Sanitäts- und armenärztlichen Dienſtes 
vorzunehmen und der Magiſtrat zu beauftragen, hierüber ſchleunigſt 
Bericht zu erſtatten und einen Antrag zu ſtellen. 
(An den Magiſtrat.) 


(1535.) St.- R. Wurm referiert über den Statthalterei-Erlaſs, 
betreffend die Forderungen der Gemeinde bezüglich der Herſtellung 
eines Hilfsgeleiſes für den Bau der Gürtellinie der Stadtbahn zwiſchen 
dem Weſtbahnhofe und der Hasnerſtraße im XVI. Bezirke, und bean— 
tragt zur Kenntnis zu nehmen, daſs den diesbezüglichen Forderungen 
der Gemeinde entſprochen werden wird. (An genommen.) 


(1608) Derſelbe referiert über den Erlaſs der Baudeputation 
vom 26. Februar 1895, betreffend die Entſcheidung des Miniſteriums 
des Innern über den Recurs der Gemeinde Wien wegen des Proteſtes 
des A. Fritz und Genoſſen gegen den Gemeinderaths-Beſchluſs vom 
10. Juli 1894 in Angelegenheit der Baulinienbeſtimmung für I. Be— 
zirk, Bognergaſſe 1, und beantragt: 

1. die Kenntnisnahme; 

2. das General⸗Baulinien⸗Bureau iſt zu beauftragen, ein Gut— 
achten über die Verbindung Freyung — Graben zu erſtatten. 

Punkt 1 angenommen. 
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Es wird weiters beſchloſſen, das General-Baulinien-Bureau zu 
beauftragen, Studien über die Verbindung Graben — Freyung zu 
machen unter Aufrechthaltung der bereits hinausgegebenen Baulinie 
für Bognergaſſe 1 und unter Bedachtnahme auf die hiedurch erwachſen⸗ 
den Koſten. 

(1709.) Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter referiert über die 
Einlöſung des Hauſes Nr. 4 Laurenzerderg auf Koſten der Gemeinde 
und des Stadterweiterungsfondes und beantragt, die Einlöſung des 
genannten Hauſes um den Preis von 133.000 fl. wird abgelehnt. 

Weiters ſei zur Verhandlung bezüglich Ermäßigung des Kauf— 
preiſes ein Comité des Stadtrathes zu wählen. (Angenommen.) 

(1250.) Derſelbe referiert über die Vergebung der Arbeiten zur 
Herſtellung einer Locomobilhütte und eines hölzernen Gerinnes für 
das proviſoriſche Schöpfwerk in Leopoldsdorf im Marchfelde für Zwecke 
der Nutzwaſſerleitung und beantragt die Vergebung der Arbeiten zur 


Herſtellung einer Locomobilhütte und des hölzernen Gerinnes beim 


proviſoriſchen Schöpfwerke in Leopoldsdorf an den Zimmermeiſter 
Leopold Winkler in Groß-Enzersdorf mit dem in der Rubrik XXVI 7 
Angenommen.) 

(1514.) Derſelbe referiert über den Bericht des Stadtanwaltes 
über den Vergleichsabſchluſs mit der Naſswalder Schützen-Geſellſchaft 
puncto Eigenthumsrecht der Gemeinde Wien auf die Parc. 899/1 in 
Naſswald und beantragt, den Abſchlufs des von dem Stadtanwalte 
beantragten Vergleiches mit der Naſswalder Schützen-Geſellſchaft zu 
genehmigen. ( Angenommen.) 

1505.) Derſelbe referiert über den Bericht des Stadtanwaltes 
über das Anſuchen des Karl Hubmer und Conſorten um Einlöſung 
ihres Hammerwerkes in Naſswald anläſslich Ergänzung der Hoch— 
quellenleitung und beantragt: 

1. Der Familie Hubmer iſt für das Hammerwerk in Naſs— 
wald ſammt den im vorgelegten Plane mit den Buchſtaben A BC D 


umſchriebenen Flächen der vereinbarte Kaufſchilling von 24.000 fl. 


und die hievon entfallenden 4½ Percent Zinſen vom 10. Jänner 1894 
bis zum Capitalszahlungstage ſofort nach erfolgter laſtenfreier grund— 
bücherlicher Übertragung an die Gemeinde Wien auszubezahlen. 

2. Es iſt den Genannten nach erfolgter laſtenfreier grund⸗ 
bücherlicher Übertragung der im vorgelegten Plane mit Bleiſtift 
ſchraffierten Flächen per 334 m? Theile der Cat.-Parc. 878 /1 und 881 
und als Entſchädigung für alle ſonſtigen aus der Waſſerentnahme 
denſelben entſtandenen Nachtheile ein Pauſchalbetrag von 600 fl. 
abzüglich der der Gemeinde Wien für Straßenherſtellung und Senk— 
grubenerbauung zu vergütenden Beträge per 484 fl. 89 kr. ein Reſt⸗ 
betrag von 115 fl. 11 kr. auszubezahlen. 

3. Es ſind die bisher auf den von der Gemeinde Wien zu er— 
werbenden Theilen der Cat.⸗Parc. 878 /1 und 881 beſtehenden, des 
rückwärts gelegenen, der Familie Hub mer verbleibenden Territorien 
mit der Straße verbindenden Wege zu belaſſen und in die Servitute 
der Benützung derſelben als Ausführsweg für das vorbezeichnete 
rückwärts gelegene Grundſtück zuzugeſtehen. 

4. Das Begehren, längs der Cat.-Parc. 244/3 einen 22 m 
breiten Grundſtreifen auf dem von der Gemeinde Wien zu erwerbenden 
Complexe zurückzulaſſen, wird abgelehnt, hingegen die Freilaſſung eines 
circa /½ m breiten Streifens zugeſtanden. 

Der Referenten-Antrag wird mit dem Zuſatze an ge— 
nommen, daſs dem Puncte 3 beizufügen iſt: „unter genauer Spe— 
cialiſierung der Servituten“. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
5* 
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(1244.) Derſelbe referiert über die Beſetzung einer erledigten 
Concipiſtenſtelle X. Rangclaſſe 2. Kategorie und beantragt, dieſe 
Stelle dem Conceptspraktikanten Dr. Guſtav Zöhrer zu verleihen. 

( Angenommen.) 

(903.) Derſelbe referiert über die Beſetzung im Waſſerbezugs⸗ 
reviſorate und beantragt, die eine Acceſſiſtenſtelle der XI. Rangclaſſe 
mit den ſyſtemiſierten Bezügen dem Hugo Abert zu verleihen. 

Referenten⸗Antrag angenommen. 


(Schluſs der Sitzung.) 


Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 7. März 1895 


(nachmittags). 
Vorſitzender: Vice-Bürgermeiſter Matzenauer. 
Anweſende: Boſchan, Mayer, 
Dr. Hackenberg, Dr. Nechansky, 
Dr. Huber, v. Neumann, 
Dr. Klotzberg, Rückauf, 
Kreindl, Schneiderhan, 
Dr. Lederer, Witzelsberger, 
Dr. Lueger, Wurm. 
Matthies, 


Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. v. Billing, v. Götz, Müller, 
Schlechter, Stiaßny. 
Krank: St.⸗R. Vaugoin, Dr. Vogler. 
Experte: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Thetſchel. 
Oberingenieur Eh rret. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Bibl. 


Vice-Bürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung. 

Die St.⸗R. Dr. v. Billing, v. Götz, Müller, Schlechter 
und Stiaß ny entſchuldigen ihr Ausbleiben. (Zur Kenntnis.) 

(1354.) St.-N. Schueiderhan referiert über die Verwertung 
des Haus⸗, Markt⸗ und Straßenkehrichts im I. Bezirke. 
der Specialdebatte.) 

Die Debatte über Punkt III des Referenten⸗Antrages wird 
reaſſumiert. Derſelbe wird als Punkt I in folgender Faſſung zum 
Beſchluſſe erhoben: 

J. Es ſeien ſofort und ohne Rückſicht auf die durchzuführenden 
Vertragsabſchlüſſe drei Probewagen nach der vom Oberingenieur Chrrei 
conſtruierten Type ſammt den erforderlichen je vier Kehrichteinwurfkaſten 
per Wagen nebſt einem Reſervekaſten anzufertigen, um die Verwend— 
barkeit dieſer Type durch mehrwöchentlichen Gebrauch bei der Kehricht⸗ 
einſammlung und durch probeweiſe Verfrachtung der gefüllten Kaſten 
praktiſch zu prüf fen. 

Hiefür, ſowie für die Herſtellung einer propiſoriſchen Holzrampe 
wird ein approrimativer Betrag von 5000 fl. bewilligt, wovon eirca 
4500 fl. auf die anzufertigenden Wagen entfallen. 


Der Bürgermeifter beantragt hierauf, die übrigen Punkte 


des Referenten— Antrages in nachſtehender Faſſung zu genehmigen: 

II. Für den Foll, als fich die mit den sub I erwähnten Wägen 
angeftellte Probe bewährt, jeien mit den Gemeinden Orth, Breit— 
ftetten, Straudorf, Wagram a. d. D., Probſtdorf, Mannsdorf, Wittau, 
Oberhauſen und Kopfſtetten im unteren Marchfelde bezüglich des 


(Fortſetzung 


ꝗ— — bl — —ꝛ'̃ZÜ-(ãũS 2ui.ũ ⁴ -s nn — ——̃ — nn — 


Nr. 22. — 15. März 1895. — Stadtraths⸗Sitzung vom 7. März 1895 (nachmittags). 


AAA re- — — ——2ů— — —— — —— ——— 2 ＋ ＋ — N N — K Ke. . te. 


— — 5 VJ. a 


Ankaufes von Haus-, Markt⸗ und Straßenkehricht die weiteren Ver⸗ 
handlungen nach folgenden Grundſätzen zu pflegen: 

1. die Abnahme des Kehrichts erfolgt vom Beginne der Ver— 
frachtung angefangen durch zehn Jahre; 

2. die Abgabe des Kehrichts erfolgt loco Frachtgeleiſe der Dampf— 
tramway⸗Station Augartenbrücke⸗Wien und franco Abladeſtatien Groß⸗ 
Enzersdorf zum Preiſe von 6 fl. 50 kr. per Waggon à 80 Meter- 


centner ohne Garantie für die Qualität; 


3. das jährlich abzunehmende Quantum beträgt circa 4500 Waggons 
a 80 Metercentner; | 

4. die Koſten der Anlage der Abladeftation, des Perſonales für 
die Ableerung, eventuell der Brückenwage, ſowie für etwaige ſanitäre 
Vorkehrungen aus Anlaſs der Verfrachtung ſind von den Offerenten 
zu beſtreiten; 

5. die Abnehmer des Kehrichts verpflichten ſich zur Einhaltung 
ſämmtlicher hinſichtlich der Kehrichtabgabe zu vereinbarenden Vertrags⸗ 
bedingniſſe. 

St.⸗R. Boſchan beantragt die Streichung des Punktes 5 als 
ſelbſtverſtändlich. (Angenommen.) 

Derſelbe regt die Beiſetzung einer Beſtimmung hinſichtlich der 
Zahlungsmodalitäten an. 

St.⸗R. Mayer beantragt, 
möglichſt prompt zu erfolgen habe. | 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt ſpäteſtens wöchentliche Ab- 
rechnung. 

St.⸗R. Boſchan beantragt, es ſei der Gemeinde Wien für 
den Fall, als die Zahlung durch vier Wochen im Rückſtande bleibt, 
das Recht vorzubehalten, von dem Vertrage zurückzutreten. 

Die Anträge Mayer und Boſchan werden als Zuſätze zu 
Punkt 2 angenommen. 


daſs die Zahlung (Abrechnung) 


III. Unter den im Eingange des Punktes 2 erwähnten Voraus- 


ſetzungen feinen auch über das Offert der Dampftramway-Geſellſchaft 


vormals Krauß & Comp. bezüglich der Verfrachtung des Kehrichts 
von der Station Augartenbrücke nach Groß-Enzersdorf nach folgenden 
Geſichtspunkten die Verhandlungen fortzuſetzen: 

1. die Gemeinde Wien garantiert die Verfrachtung von circa 
4500 Waggons à 80 Metercentner zu einem Frachtſatze von 5 fl. 
per Waggon durch zwei Jahre; 

2. hiebei iſt mit der Dampftramway-Geſellſchaft dahin zu unter⸗ 
handeln, daſs durch den Transport der Kehrichtkaſten der für eine 
Kehrichtladung von 80 Metercentnern herechnete Frachtſatz per 5 fl. 
nicht oder nicht weſentlich erhöht wird; 

3. die Gemeinde Wien übernimmt principiell die Verpflichtung 
zur Zahlung der von der Geſellſchaft geforderten Entſ ſchädigung durch 
acht weitere Jahre, wobei jedoch wegen möglichſter Reſtriction des zu 
capitalifierenden jährlichen Entſchädigungsbetrages per 1200 fl. Ber: 
handlungen einzuleiten ſind. | 

Ad Punkt 2 beantragen: 

St.⸗R. Wurm: Es ſei dahin zu unterhandeln, daſs für den 
Transport der Kehrichtkaſten, welche einen Beſtandtheil der Waggons 
bilden, weder für die Hin- noch für die Rückfahrt eine Frachtgebür 
zu entrichten iſt. | 

St.⸗R. Dr. Lueger: Punkt 2 wäre zu ſtreichen; 
desſelben hätte zu Punkt 1 folgender Nachſatz zu treten: 

Das Gewicht der Kehrichteinwurfkaſten iſt nicht in Anrechnung 
zu bringen und ſind die Koſten des Rücktransportes der erwähnten 
Kaſten in dem Preiſe von 5 fl. inbegriffen. 


an Stelle 
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e) der zwiſchen dem Donaucanale und den Straßenzügen II und V 
gelegene Theil wäre für die eventuelle Verlegung des Donaucanal- 


Der Bürgermeiſter erklärt, daſs er die beiden vorſtehenden 
Formulierungen bei den Verhandlungen entſprechend berückſichtigen 


werde. 

IV. Es ſei ein Comits einzuſetzen, welches ſofort in die Prüfung 
der vom Stadtrathe bereits zur Erprobung genehmigten Typen von 
Heller, Bürger, Hartwig, Wallek, ſowie des Projectes 
des Oberingenieurs Ehrret für Kehrichtſammelwagen unter Zu— 
ziehung des Projectanten und fachmänniſcher Experten auf ihre Ver— 
wendbarkeit zu Bahntransporten eingeht. 

V. Die Herſtellung einer directen, mittels Dampfbetrieb oder 
elektriſcher Kraft einzurichtenden Verbindung von der Kronprinz Rudolfs— 
brücke nach Kagran ſei weiter zu ſtudieren und über die Durchführ⸗ 
barkeit dieſes Projectes ſeinerzeit zu berichten. 

VI. Wegen Fortſetzung der Eiſenbahn von Groß-Enzersdorf 
nach Orth, reſpective wegen Abgabe des Kehrichts in Orth, Wittau, 
Probſtdorf ſeien die erforderlichen Verhandlungen und Studien weiter 
fortzuſetzen und ſohin über die Reſultate Berichte zu erſtatten. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt, als Punkt IV einzuſchalten: 
Eventuell wäre auf gleicher oder ähnlicher Baſis auch mit den Gruppen 
der Offerenten von Stammersdorf, Trumau ꝛc. weiter zu verhandeln. 

Dieſer Antrag wird angenommen. (Es ändern ſich ſonach 
die Nummern der übrigen Anträge in V bis VII.) 

Im übrigen erſcheinen die Referenten-Anträge nach der Formu— 
lierung des Bürgermeiſters als zum Beſchluſſe erhoben. 


(1716.) Bürgermeiſter Dr. Grübl referiert über die Bau— 
linienbeſtimmung für einen Theil des III. und XI. Bezirkes aus 
Anlass der Erbauung eines ſtädtiſchen Central-Gaswerkes in Simme— 
ring, ſowie über die Ertheilung der Bau- und Betriebsbewilligung 
für dieſes Gebäude und beantragt: 

I. Es ſei der nachſtehende Theilregulierungsplan zu genehmigen: 

1. Die dermalen innerhalb der Gürtelſtraße, des Donaucanales 
und der Schlachthaus- und Staatsbahntrace projectierten Straßenzüge 
ſind aufzulaſſen. 

2. Die bereits beſtimmten Baulinien und Niveaux der Gürtel⸗ 
ſtraße und der beiderſeitigen Straßenzüge längs der Schlachthausbahn 
werden beibehalten. 

3. Als neue Straßenzüge werden beſtimmt: 

a) Hauptverkehrsſtraßen mit 23 m Breite: 

der Straßenzug J in der Verlängerung der Baumgaſſe mit 
der Platzbildung A, 

und abzweigend hievon: 

die Straßen II und III, dann 

der Straßenzug IV längs der Staatsbahntrace mit den 
Ausmündungen auf die projectierten Plätze B und Cals Knoten— 
punkte für den zukünftigen Verkehr; ferner | 

der Straßenzug Y in der Verlängerung des Mitterweges, 
welcher mit der Fortſetzung II eventuell zur Aufnahme des 

Haupt⸗Sammelcanales zu dienen hat; 

b) Längsſtraßen mit 19 m Breite: 
die Straßenzüge VI, VII und VIII; 

c) Querſtraßen mit 16 m Breite: 
die Straßenzüge IX, X, XI, XII, XIII und XIV; 

d) die Bildung von freien Plätzen an den Straßenausmündungen 
bei A, B, C und D, ferner die Abänderung der Straßenanſchlüſſe 
an der ſüdlichen Seite der Schlachthausbahn in der Verlängerung 
von X und XII, ſowie im Delta der beiden Bahntracen beim 


Platze E; 


Kohlenhafens und für Lagerplätze zu reſervieren; 

f) die im Plane roth eingetragenen Niveaucoten, welche ſich den 
genehmigten Niveaux der Gürtelſtraße und an der Schlachthaus-⸗ 
bahn anſchließen, wären zu genehmigen. 

Dieſelben find an den tiefſten Punkten mit 0°70 m über dem 
Hochwaſſerrückſtau des Donauſtromes und weiters derart ausgemittelt, 
daſs eine entſprecheude Entwäſſerung, beziehungsweiſe Canaliſierung 
des Terrains erfolgen kann. 

Die Straßenüberſetzungen der Schlachthausbahn finden im Niveau 
ſtatt, während bei der Staatsbahn die beſtehenden Unterfahrungen auch 
weiters benützbar verbleiben. 

Für die aus Anlaſs der Errichtung des Central-Gaswerkes 
abzubauenden öffentlichen Verkehrswege wird bis zur Durchführung der 
neu projectierten Straßenzüge durch entſprechende Herſtellung von 
Erſatzſtraßen Vorſorge zu treffen ſein. 

II. Es fi — gr für die Beſchluſsfaſſung über die 
wirkliche Herſtellung und die Genehmigung der Koſten für dieſe Her- 
ſtelung — nach $ 105, 3. Abſatz, Punkt 4 der Bauordnung die 
Bewilligung für den Bau einer ſtädtiſchen Gasanſtalt nach dem 
vom Stadtbauamte vorgelegten Projecte auf den in dem Situations— 
plane des Projectes blau umränderten, theils der Gemeinde, theils 
dem Bürgerſpitalsfonde gehörigen Grundtheilen unter nachfolgenden 
Modalitäten zu ertheilen und gleichzeitig noe. des Bürgerſpitalfondes 
die förmliche Zuſtimmung zur Verbauung der Gründe derſelben aus— 
zuſprechen. 

Dieſe Modalitäten ſind: 

die Verlegung der beiden auf der Trace der Schlepphahn zum 
Gaswerke Erdberg projectierten Objecte auf eine andere paſſende 
Stelle des Territoriums (ſiehe die nachträglich beigebrachte 
Situation, das heißt nächſt der Einmündung der Viehmarkt— 
Schleppbahn in die Staatsbahntrace) wird angeordnet; 

an Stelle der das Bauterrain durchziehenden öffentlichen Com— 
municationen ſind, ſoweit dieſelben nicht entbehrlich werden, und 
nicht ſofort die ad I genehmigten Straßenzüge definitiv hergeſtellt 
werden ſollten, noch vor dem Abbau proviſoriſch gleichwertige 
Erſatzwege anzulegen; 

die in dem nachträglichen Situationsplane angedeutete Canali⸗ 
ſierung des Terrains iſt in einem bauordnungsgemäß herzu⸗ 
ſtellenden Canaliſierungsplan erſichtlich zu machen; 

bei Herſtellung der Objecte und der Abfriedungen iſt auf die 
projectierten Straßenzüge Bedacht zu nehmen und ſind Herſtellungen, 
welche die Durchführung der Straßenzüge präjudicieren würden, 
zu vermeiden; 

die Anlage von Souterrainwohnungen hat mit Rückſicht auf das 
Inundationsterrain zu unterbleiben; 

hinſichtlich der Tragfähigkeit der Eiſenconſtruction und der Um⸗ 
faſſungsmauern der Gasbehälter und Ciſternen ſind Berechnungen 
vorzulegen; 

die für die Gasanſtalt in Ausſicht genommenen Geleiſeanlagen 
bleiben von der Genehmigung ausgeſchloſſen und wird die Er— 
wirkung der Genehmigung für das im Einvernehmen mit der 
priv. öſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn⸗ Geſellſchaft feſtzuſtellende. 
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Project der Geleiſeanlagen, ſowie für die bei ſeinerzeitiger Durch⸗ 
führung der genehmigten Straßenzüge nothwendigen Bahnüber⸗ 
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ſetzungen, beziehungsweiſe Anderungen derlei beſtehender Über- 
ſetzungen vorbehalten; 
h) der Bauverbotsrayon der beſtehenden Bahnlinien iſt einzuhalten 
und ſind die in den Feuerrayon der Bahn fallenden Objecte 
vollkommen feuerſicher herzuſtellen und feuerſicher einzudecken und 
gegen die Bahn gerichtete Dachöffnungen durch feſten Glas- oder 
dichten Drahtſiebverſchluſs zu verwahren; 
die von Seite der priv. öſterr.-ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft 
empfohlene Abrückung der Gasanſtalt von der Staatsbahntrace 
mit Rückſicht auf eine etwa nothwendig werdende Stationsanlage 


— . 
— 


oder eine anderweitige Entwicklung der vorhandenen Bahnlinien 


iſt vom bauämtlichen Gasfabriks⸗Baubureau in Erwägung zu 
ziehen und wird erforderlichenfalls die Planauswechslung ſtatt— 
zufinden haben; 

eine Unterbrechung des Betriebes der Schleppbahn zum Gaswerke 
Erdberg iſt hintanzuhalten; 


a 


— 
— 


falls eine Reparatur oder Umlegung des das Bauterrain durch— | 


ziehenden 15zölligen Gasrohres der Imperial-Continental-Gas⸗ 


Aſſociation infolge des Baues des ſtädtiſchen Gaswerkes noth- 
wendig werden ſollte, wird die Gemeinde Wien die Koſten 
derſelben tragen. 

St. R. Ritt. v. Neumann beantragt, die Straßenzüge VII 


und VIII aufzulaſſen. Ferner ſeien in den projectierten Straßen II 


und V nur die ſüdlichen, gegen den Döblerhof zu liegenden Linien | 


zu beſtimmen, dagegen die anderen, gegen den Donaucanal zu liegenden | 


Linien einer ſpäteren Beſchluſsfaſſung vorzubehalten. 
Referent accommodiert ſich. 
Modificierter Referenten-Antrag angenommen. 
(An den Gemeinderath. 
(1728.) St.-N. Schneiderhau referiert über die Sicherſtellung 
der Straßenbeſpritzung in den Bezirken II bis XIX und beantragt: 
1. Die Sicherſtellung der Beſorgung der Straßenbeſpritzung 


habe getrennt für die Bezirke II bis X und XI bis XIX zu erfolgen. 
2. Es wären die in den vorgelegten Verzeichniſſen angeführten | 
Objecte vom 1. April 1895 an in die Straßenbeſpritzung einzubeziehen. | 
3. Die Bedingniſſe über die Beſtellung ſtädtiſcher Unternehmer | 


für die Straßenbeſpritzung in den Bezirken II bis X wären im 8 1 
dahin abzuändern, dafs an die Stelle der Worte: „auf die Dauer 
eines oder mehrerer Jahre“ geſetzt wird: „auf die Dauer von drei 
Jahren“. 

4. Die Beſorgung der Straßenbeſpritzung für die Bezirke II 
bis X wäre auf Grund der ad Punkt 2 und 3 der Anträge zu 
genehmigenden Verzeichniſſe und Bedingniſſe im Wege einer öffentlichen 
ſchriftlichen Offertverhandlung zu vergeben. 

Der Vorſitzende Vice-Bürgermeiſter Matzenauer beantragt, 
ad Punkt 3 „ſtatt auf die Dauer von drei Jahren“ zu ſetzen: „alter- 
nativ auf ein Jahr und auf drei Jahre“. 

Referent accommodiert ſich. 

Modificierter Referenten⸗Antrag angenommen. 


im Verlage der Manz'ſchen k. u. k. Hof⸗Verlags⸗ und Uni⸗ 
verſitäts⸗Buchhandlung in Wien, I. Bezirk, Kohlmarkt Nr. 20, 
erſchienene ſechste Heft der fünften Auflage des Ernſt Mayr⸗ 


Jungſchweine . von 36 bis 44 (—) kr. 
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hofer'ſchen Handbuches für den politiſchen Ver— 
waltungsdienſt enthält die Fortſetzung des ſechsten Haupt— 
ſtückes: Strafcompetenz und Strafverfahren, das ſiebente 
Hauptſtück: Über die Kundmachung der Geſetze und Ver— 
ordnungen und über das Verordnungsrecht der Behörden und das 
achte Hauptſtück: über Beziehungen des politiſchen Ver⸗— 
waltungsdienſtes zu anderen Behörden und Organen: 1. Be— 
ziehungen pes politiſchen Verwaltungsdienſtes zum öffentlichen 
Sanitätsdienſte, 2. Die Beziehungen des politiſchen Verwaltungs— 
dienſtes zu dem Staatsbandienſte. 


Approviſtonierung. 


Borſtenviehmarkt vom 12. und 14. März 1895. 
1. Auftrieb 
auf dem freien Markte: 
Jungſchweine 2758 Stück 
Fettſchweine 5863 „ 
Summa. 8621 Stück 
Angekauft wurden: 


DS »» % VW „% HH 


für Wien 8133 Stück 
für das Lande. = N 
unverkauft blieben 488 „ 


2. Preisbewegung: 

Fettſchweine. . „ 39 „ 44 (), per Kg. Lebendgewich!. 
Der Geſchäftsverkehr war am Dienstagmarkte lebhaft und 

find in den minderen Sorten der Jung- und Fettſchweine theil- 

weiſe Preiserhöhungen um 1 bis 2 kr. per Kilogramm eingetreten. 

Primawaare hat die Preiſe nicht geändert. 


# * 


+ 


Pferdemarkt vom 12. März 1895. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 342 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferde . 120-500 fl. per Stüc. 
2 „ Schlachtpferde . 30 — 80 „ „ „ 
Der Markt war ſehr lebhaft. 

* * 


* 


Stechviehmarkt vom 14. März 1895. 


1. Auftrieb: 


Kälber Waidner 3539, Kälber lebend 35, Lämmer 
Waidner 4493, Lämmer lebend —, Schafe Waidner 314, 
Schafe lebend 163, Schweine Waidner 1571. 


2. Preisbewegung: 
per Kg. von 32 (—) bis 62 (—) kr. 
30 ) „ 46 8 " 
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Kälber Waidner 
Kälber lebend ii 
Schweine Waidner . . „ 
Schweine lebend junge . „ „ 
Schweine lebend fette. „„ 
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a ar von 3% bis 12 fl. (14) fl. 


Lämmer Waidner „ P 

Lämmer lebend . N ne BE ne he 
Schafe Rmiduer. . . .. „ Kg. von 32 (—) bis 50 (—) kr. 
Schafe lebend „„ „ 30 (—) „ 39 (—) 


Schafe lebend. . . . „ Paar von 11 bis 17 fl. 
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Auf dem Jungviehmarkte wurden um 705 Stück Kälber 
mehr zugeführt. Die ſtärkeren Zufuhren und die ungünftige 
Witterung haben die Preiſe von Primaware um 2 kr., von Mittel- 
ware um 2 bis 4 kr. und von minderer Ware um 4 bis 6 kr. 
per Kilogramm herabgedrückt. 

Auf dem Schafmarkte wurden infolge der Marktſperre nur 
163 Stück aufgetrieben. Exportware geht tranſit Wien und die 
wenige Conſumware wurde zu letztwöchentlichen Preiſen gehandelt. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 14. März 1895 
232 Stück Maſt⸗ und 269 Stück Beinlvieh aufgetrieben und zu 
den Montagmarktpreiſen gehandelt. 


Buubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find die Geſchäftsuummern der 
Acteuſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Naubewilligungen wurden überreicht: 
vom 11. März bis 14. März 1895: 


N Für Neubauten: 
II. Bezirk: Reſtaurationsgebäude, Prater, engliſcher Garten, von Gabor 
Steiner durch Dr. Max Diamant, Bauführer C. 
Wicker (1324). 
V. Bezirk: Haus, Matzleinsdorferſtr. 11, von Thereſia Stroh mayer, 
Gießaufgaſſe 19, Bauführer Georg Strohmayer (1379). 

IX. Bezirk: Haus, Pramergaſſe 6. von Ludwig Richter, Cluſiushof, für 
Franz Zeibeck, Bauführer F. Klein (1327). 

Haus, Sechsſchimmelgaſſe, Grundb.-Einl. 951, von Peregrin 

Zimmermann, Maurermeiſter (1354). 

XI. Bezirk: Simmering, Dorfgaſſe 98, von Erhart Daubert, Bauführer 
Ferdinand Kaindl (4220). 

XIII. Bezirk: Pavillon (Warenmagazin), Baumgarten, Friedhofſtraße, 
Parc. 155/3, von Wilhelm Lovrek, Bauführer Friedrich 
Silberbauer, Stadtbaumeiſter (7784). 

Haus, Baumgarten, Friedhofſtraße, Einl.⸗Z. 329, Parc. 60/13, 
von Karl und Auna Zeus, Bauführer Florian Müller, 
Maurermeiſter (7821). 

XVIII. Bezirk: Haus, Währing, Ayrenhofgaſſe, Einl.-Z. 926, von Dr. Heinr. 

Klitſch, XIX., Haſenauerſtraße 35, Bauführer? (8006). 


Für Umbauten: 
XVIII. Bezirk: Wohnhaus, Währing, Gentzgaſſe 23, Einl.⸗Z. 157, von Marie 
Klima, IX., Sechsſchimmelgaſſe 9, Bauführer Leopold 
Klima (8003). 


Für Zubauten: 
V. Bezirk: Rampersdorfgaſſe 37, von Franz und Karl Richter, Bau- 
führer Seit! & Klee (1318). 
XIII. Bezirk: Hütteldorf, Linzerſtraße Or.-Nr. 466, von dem Convent der 
Barmherzigen Brüder, Bauführer E. Klingenberg, 
Stadtbaumeiſter (7927). 


Für Adaptierungen: 
I. Bezirk: a 5, von R. & G. Fritz, Bauführer L. Michna 
Schreyvogelgaſſe 3, von Eduard Frauenfeld & Berghof, 
Baumeiſter (1333). 
Johannesgaſſe 17, von dem herzoglich Savo yen'ſchen 
Damenſtift, Bauführer J. Schmalzhofer (1359). 
5 „ Führichgaſſe 9, von Franz Wanke, Baumeiſter (1362). 
V. Bezirk: Bacherplatz 14, von A. Blaſch ke, VI., Kaunitzgaſſe 35, noe. 
Rudolf Brunner, Bauführer Matth. Brunner (1320). 
VII. Bezirk: Mariahilferſtraße 110, von Adalbert Seewald, Bauführer 
M. & J. Sturany (1347). 
XI. Bezirk: Simmeringer Hauptſtraße 54, von Ernſt Wolf, Bauführer 
Johann Schneider (4184). 
XV. Bezirk: Fünfhaus, Roſinag. 1, Grundb.⸗Einl.⸗Z. 171, von Dr. Adolf 
Friedrich, ebenda, Bauführer Joſ. Rudorfer, Architekt, 
VII., Hermanngaſſe 7 (6351). 
XVII. Bezirk: Hernals, Weißgaſſe 18, von Marie v. Mathe, ebenda, 
Bauführer Joſef Wögler (9871). 
XVIII. Bezirk: Währing, Martinsſtraße 85, von Emilie Bosma, ebenda, 
Bauführer Joſef Wurtz (8001). 
Gerſthof, Herbeckſtraße 11, von Franz und Roſalie Paſecker, 
ebenda, Bauführer Joſef Haupt (8267). 
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Für diverſe (geringere) Bauten: 
I. Bezirk: Rohrcanal, Bankgaſſe 9, von der fürſtlich Liechtenſtein'ſchen 
Hofkanzlei, Bauführer L. Schoderböck (1328). 
II. Bezirk: Stallbau, Dresdenerſtraße, Grundb.⸗Einl. 384, von Joſ. J. 
1327. I., Hohenſtaufeng. 10, Bauführer J. Nowak 
327). 
V. Bezirk: Magazin, Straußengaſſe 16, von Rudolf Spies, Bauführer 
Franz Peydl (1321). 
XII. Bezirk: Reconſtructionsarbeiten, Unter-Meidling, Fabriksgaſſe 4, von 
Robert Dienſtl, Bauführer Wenzel Voit (8487). 
Aufführung einer Abtheilungsmaner, Hetzendorferſtr. 62, von 
Johann Sittler, ebenda, Bauführer Franz Weiß (8507). 
XIII. Bezirk: Dachſtuhlauswechslung, Hietzing, Maxingſtraße 22, von 
Baronin Wiener v. Welten, Bauführer J. Wenz Wwe. 
(A. Witaſeh, Stadtbaumeiſter (7746). 
XIX. Bezirk: Nutzwaſſerleitung, Billrothſtr. 33, von der Brauerei Kuffu er, 
ebeuda, Bauführer Johann Poſer (5193). . 
Steinzeng- Rohrleitung, Hohe Warte 56, von Emilie 


51 7. 


Schnabl, ebenda, Bauführer Franz Feigl (5200). 

5 „ Steinzeug- Rohrleitung, Pokoraygaſſe 1, von Johanna Friedl, 
ebenda, Bauführer Adolf Micheroli (5202). 

5 „ Aufbau zweier Zimmer, Hardtgaſſe 13, von Aloiſia Wörth— 


mann, ebenda, Bauführer Adolf Micheroli (5203). 


Heſuche um Vekanntgabe der Vaulinie wurden überreicht: 


VIII. Bezirk: Laudongaſſe 28, von Eliſe Reich, Auna Koller und Marie 
Kreuzer (1355). 
IX. Bezirk: Lazarethgaſſe, Grundb.⸗Einl. 1587, von Pauline Epſtein, 
VI., Webgaſſe 2 (1358). 
Sechsſchimmelgaſſe, Grundb.-Einl. 951, von 
Zimmermann, Maurermeiſter (1351). 
Bezirk: Unter⸗Meidling, Einl.⸗Z. 944, Cat.⸗Parc. 207, Rucker⸗ 
gaſſe 32, von Joſef Aicher (8506). 
XV. Bezirk: Fünfhaus, Tannengaſſe 4, Grundb.⸗Einl. 466, von Moriz, 
Marie und Joſef Sturany, VII., Zieglergaſſe 3 (6250). 
„Bezirk: Währing, Ayrenhofgaffe, Einl.-Z. 926, von Dr. Heinrich 
Klitſch (8005). 
Währing, Marktgaſſe 1, Einl.-Z. 1070, von Joſef und Auna 
Jiranek (8199). 
„Bezirk: Heiligenſtadt, Eroicagaſſe 5, von Wilhelmine Weinzinger 
(5199). 


Peregrin 
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Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 


IX. Bezirk: Sechskrügelg. 1/3, von Peregrin Zimmermann, Maurer— 
meiſter (1363). 


Gewerbeanmeldungen vom 8. März 1895. 
(Fortſebzung.) 
Kaſtner Johanna — Fiaker (Lic.-Nr. 758) — X., Sempergaſſe 18. 
Hahn Eliſabeth — Gaſtwirtsgewerbe — V., Kettenbrückengaſſe 1. 
Reininghaus Johann v. — Gaſtwirt — J., Tegetthoffſtraße 1/3. 
Janiſch Ludwig — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Reisnerſtraße 46. 
Karl Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Columbusgaſſe 2. 
Rengelrad Couſtantin — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Tiefer Gruben 22. 
Kriſchker Franz — k. k. Hof- und Gerichtsadvocat — XIX, Gatter— 
burggaſſe 10. 
Hollomek Franz — Hufſchmied — XIX., Heiligenſtädterſtraße 28. 
Podskalsky Johann — Damenkleidermacher — IX., Marktgaſſe 32. 
Neumann Emilie — Kerzen⸗, Seifen- und Petroleum Verſchleiß — 
XVI., Grundſteingaſſe 4. 
Simonelli Magdalena — Marktvictualien-Verſchleiß — XVIII., Kreutz⸗ 
gaſſe, am Markt. 
Stumpe Franz — Mehl: und Grieß-Verſchleiß — XIX., Kahlen— 
bergerdorf 26. 
= a Eleonore — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — V., Matzleinsdorfer— 
traße 64. 
Novacek Francisca — Milch⸗Verſchleiß — XII., Roſaliagaſſe 12. 
Pinkalszky Friedrich Theodor — Miedermacher — III., Salmgaſſe 13. 
Exner Rudolf Victor — Möbeltransport mit Kleinfuhrwerken — IX., 
Sobieskigaſſe 33; IX., Liechtenſteinſtraße 119/121. 
Gans Joſefa — Pfaidlerin — V., Obere Amtshausgaſſe 24. 
Stronner Mathilde — Schloſſergewerbe — IX., Liechtenſteinſtraße 25. 
Semirad Johann — Schuhmacher — XIX., Pautzergaſſe 8. 
Storch Ferdinand — Schuhmacher — III., Untere Viaduetgaſſe 43. 
Bily Johann — Tiſchler — XVI., Brüßlgaſſe 33. 
Lick Franz — Verſchleiß von Brot, Gebäck und heißen Würſteln im 
Umherziehen — III., Adamsgaſſe 10. 
6 . Eliſabeth — Wein- und Bier-Verſchleiß — V., Kettenbrücken— 
gaſſe 19. 


* * 
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Gewerbeanmeldungen vom 9. März 1895. 


Reiſinger Franz — Einſpänner (Lic. 1355) — XIV., Reindorfgaſſe 17. 
Tſchelnitz Oskar — Erzeugung von Margarine-Butter aus fertigem, 
bereits gereinigtem Margarine — XVI., Redtenbachergaſſe 45. 
Böhn Friedrich — Flaſchenbier-Verſchleiß — VI., Marchettigaſſe 1. 
Brunumüller Anna — Fleiſchſelcherwaren-Verſchleiß — VIII., Piariſteng. 15. 
Hölbling Joſef — Fleiſchhauer — XV., Neubaugürtel 47. 
König Michael — Gaſtwirt — I, Maximilianſtraße 2. 
Olbrich Raphael — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Kärnthnerhof. 
Herzog Roman — Kaffeeſieder — VIII., Floriauigaſſe 7. 
Ambrus Theodor, Ambrus Malvine — Frauenkleidermachergewerbe — 
J., Kärnthnerſtraße 32 a. | 
Obermeyer Karl — Kleidermacher — XIX., Hardigaffe 25. 
Spacek Joſef — Kleidermacher — XVIII., Martinsſtraße 45. 
Berger Leopold — Kleinfuhrwerk — XVI., Lambertgaſſe 12. 
Sißka Anna — Klein-Verſchleiß von gebrannten geiſtigen Getränken — 
XVI., Odoakergaſſe 28. 8 
»Merta Aloiſia — Cravatten-Erzeugung — VIII., Pfeilgaſſe 1. 
Sturm Franz — Materialwarenhandel — VIII., Lerchenfelderſtraße 92. 
Kollarz Ignaz — Maurer — XVI., Neumahyergaſſe 15. 
Hailegger Katharina — Milchmeiergewerbe — XV., Herklotzgaſſe 18. 
Schiffner Marie — Pfaidlerin — VIII., Lerchenfelderſtraße 46. 
Meyer Auguſt — Pferdefleiſchhauer — X., Laaerſtraße 4. 
Hartinger Auguſt — Proviſionsagent — III., Münzgaſſe 1. 
Wléek Vincenz — Schuhmacher — VIII., Blindengaſſe 16. 
Pfiſter Julius — Vergolder — III., Hauptſtraße 9. 
Kreb Wilhelm — Verſchleiß von Gold- und Silberdrahtwaren — I., 
Babenbergerſtraße 5. 
17 Ferdinand — Zeitungs-Verſchleiß — XII., Stationsgebäude der 
Südbahn. 
Meyer Johanna — Zeitungs-Verſchleiß — VIII., Buchfeldgaſſe 17. 


* * 
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Gewerbeanmeldungen vom 11. März 1895. 


Herkner Eduard — Agentie für mehrere Verſicherungs-Geſellſchaften — 
IX., Währingerſtraße 58. 

Bondy Adolf — Allgemeine Handelsagentie — J., Köllnerhofgaſſe 1. 

Fiſchhof Jacques — Betrieb von Börſegeſchäften — J., Wiener 
Effectenbörſe. 

Glaſer Joſef — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Effectenbörſe. 

Hayer Ludwig — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Effectenbörſe. 

Seiter Johann — Betrieb von Börſegeſchäften — J., Wiener Effectenbörſe. 

Heller Roſa — Commiſſionswaren-Verſchleiß — I., Ruprechtplatz 1. 

Kantor Gottlieb — Dauernde Geſchäftsbeſorgung für eine Firma gegen 
Proviſion — J., Helferſtorferſtraße 4. 

Bamboſchek Eugen — Einfpänner (Lic.⸗Nr. 1006) — XII., Kollmayer⸗ 
gaſſe 10. 

Pollaczek Joſef — Wirtsgewerbe, beſchränkt auf die Dauer des mit dem 
k. k. Poſtſparcaſſenamte abgeſchloſſenen Vertrages — J., Poſtgaſſe 7. 

Zehethuber Joſef — Gaſtwirt — XIII., Einwanggaſſe 32. 

Schuſter Ferdinand — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — L., Schottengaſſe 3. 

Zabransky Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Prinz Karlg. 26. 

Friedl Bertha — Geſchirr-Verſchleiß — IX., Kinderſpitalgaſſe 1. 

Fogl Emanuel — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Induſtrie 
und Kunſt“ — J., Rothenthurmſtraße 21. 

Perles Moriz — Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Neubauten 
und Concurrenzen in Oſterreich-Ungarn“ — J., Seilergaſſe 4. 

Hoffmann Anton — Herrenkleidermacher — IX., Alſerbachſtraße 2. 

Katz Roſa — Damenkleidermacherin — IX., Harmoniegaſſe 8. 

Paplham Joſef — Herrenkleidermacher — I., Franz Joſefs-Kaſerne. 

Scheidl Marie — Marktvictualienhandel — XV., Markt in der Schön- 
brunnerſtraße. 

Czapp Friedrich — Muſiker — XIV., Geibelgaſſe 9. 

Czermak Joſef — Pferdefleiſch-Verſchleiß — XV., Turnergaſſe 7. 

Auber Jakob — Privatviolinſchule — IX., Porzellangaſſe 22. 

(Das weitere folgt.) 
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Beilage: 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes, betreffend den Conſens 
für die Gemeinde Wien zur Ableitung täglicher 36.400 m? Waſſer aus 
dem Quellengebiete oberhalb des Kaiſerbrunnens. 
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